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1 Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung  

1.1  Planungsanlass und Planerfordernisse  

Die Stadt Bad Wildungen s tel lt  für ihr Stadtgebiet und den Mittelbereich einen fort-

dauernden und steigenden Bedarf  an schu l ischen Angeboten mit dem Förderschwer-

punkt Lernen sowie geis t ige Entwicklung fes t,  der die Kapazitäten der bestehenden 

Standor te überschreitet.  Zur dauerhaften Sicherung dieses sonderpädagogischen Bi l-

dungsangebots  is t die Errichtung eines  Neubaus der Mathias -Bauer-Schule an einem 

bereits schu l isch vorgeprägten Standor t vorgesehen.  Die für den Neubau vorgesehene 

Fläche ist  im wirksamen Flächennutzungsplan bis lang als  Fläche für den ruhenden 

Verkehr dargestel l t,  was der beabs icht igten gemeinbedarfsbezogenen Schulnutzu ng 

entgegensteht.  

Gemäß § 8 Abs.  2 BauGB s ind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu ent-

wickeln;  die bestehende Darstellung als  Fläche für den ruhenden Verkehr genügt die -

sem Entwicklungsgebot im Hinbl ick auf die geplante Schu lnutzung nicht.  Zur Wahrung 

der planungsrecht lichen Kohärenz zwischen vorbereitender Bauleitplanung und ver-

bindl icher Bau leitplanung wird der Flächennutzungsplan daher im Wege der 9.  Ände -

rung nach § 8 Abs.  3 BauGB im Paral lelverfahren zur Aufs tellung des Bebauungsplans 

Nr.  20.1.1 „Schule“ (Änderun g) angepasst.  Mit der Änderung wird das Planerfordern is  

nach § 1 Abs.  3 BauGB erfü l lt , wonach Bauleitpläne aufzustel len sind,  sobald und 

soweit  dies  für die s tädtebau l iche Entwicklung und Ordnung erforderl ich  ist .  

1.2  Ziel der Planung  

Ziel  der Flächennutzungsplanänderung is t es,  die vorbereitende bau leitplanerische 

Grundlage für die Errichtung und den Betrieb einer Förderschu le mit  dem Förder-

schwerpunkt Lernen und geis tige Entwicklung am bestehenden Schulstandor t  zu  

schaf fen und die sonderpädagogische Bi ldungs in frastruktur als Bestandtei l der kom-

munalen Daseinsvorsorge dauerhaft  zu  s ichern.  H ierzu wird die bisherige Darstel lung 

einer Fläche für den ruhenden Verkehr in  eine Fläche für den Gemeinbedarf  mit  der 

Zweckbest immung „Schule“ gemäß § 5 Abs.  2 Nr.  2 Buchstabe a BauGB überführ t;  die 

schu l ischen Sport - und Spielf lächen sind Tei l  dieser Zweckbest immung . 

Die Änderung dient der Umsetzung der in  § 1 Abs.  5 und 6 BauGB verankerten Grunds-

ät ze einer nachhalt igen s tädtebau l ichen Entwicklung,  indem s ie die Sicherung wicht i -

ger sozialer In frastruktureinrichtungen, eine sozialgerechte Bodennutzung und den 

sparsamen Umgang mit bereits  vorgeprägten Flächen miteinander verbindet. Zugleich 

wird die Übereinst immung zwischen Flächennutzungsplan,  Bebauungsplan und den 

Zielen der Raumordnung gemäß § 1 Abs.  4 BauGB hergestell t.  

1.3  Zweck der Planung  

Die Flächennutzungsplanänderung verfo lgt  den Zweck, die vorbereitende Bauleitpla -

nung an die aktuel len s tädtebau l ichen Entwicklungsziele der Stadt Bad Wildungen an-

zupassen und den bestehenden Widerspruch zwischen der überholten Darstellung ei -

ner Parkplat zf läche und der angestrebten Gemeinbedarfsnutzung zu beseit igen.  Durch 

die geänderte Darstellung wird die s tädtebau l iche Entwicklung des Schuls tandortes  
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vorausschauend geordnet und die Zuläss igkeit  der nachfo lgenden Bebauungsplanfest-

set zungen im Sinne des Entwicklungsgebots klar verankert.  

Die Planung leis tet  damit  einen Beitrag zur Sicherung einer bedarfsgerechten,  barrie -

refreien und inklus ionsorientier ten Bi ldungsinfrastruktur und unters tüt zt  die Rol le Bad 

Wildungens als  Mit telzentrum PLUS mit  gehobenen Versorgungsaufgaben im ländli -

chen Raum.  

1.4  Ausgangssituation 

1.4.1  Räumliche Lage  

Der Änderungsbereich umfasst in der Gemarkung Bad Wildungen,  Flur 24, das Flur-

stück 83 und eine kleine Teil f läche des Flurs tücks 84 im Süden,  also die bisher als  

Fläche für den ruhenden Verkehr dargestel l ten rund 8.600 m².  Die angrenzenden Stra-

ßen und Wege auf  den Flurs tücken 84 und 90/2 l iegen im Geltungsbereich des Bebau-

ungsplans,  bleiben im Flächennutzungsplan aber unveränder t. Das Plangebiet bef in-

det s ich im südl ichen Stadtgebiet  in  unmittelbarer Nachbarschaft zu  den bestehenden 

Schuleinrichtungen Ense -Schule und Math ias -Bauer-Schule sowie angrenzenden Er-

sch l ießungsstraßen ( „Odershäuser Straße“,  „Brüder-Grimm-Straße“, „Am Langen 

Rod“) und bi ldet einen Übergangsbereich zwischen der Kernstadt und dem Stadttei l  

Odershausen.  Die Fläche wird derzeit  als Grün land landwir tschaft l ich genutzt; die im 

Flächennutzungsplan dargestel lte Nutzung als  Fläche für den ruhenden Verkehr wurde 

bislang n icht real is ier t.  

 

Abb i ldu n g  1 :  Übe rs ich tsp la n  z u r  Ve ro r tun g  de s räu m l ich e n Ge l tu n gsbe re ich e s  

1.4.2  Planerische Ausgangslage  

Landesentwicklungsplan Hessen 2020  

Die Stadt Bad Wildungen is t  im Landesentwicklungsplan Hessen 2020 (LEP Hessen 

2020,  in  Kraft  seit  4.  September 2021) als  Mit telzentrum PLUS im Ländl ichen Raum 

festgelegt.  Mit telzentren dieser Kategorie zeichnen s ich durch eine s tarke zentralört-
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l iche Ausprägung,  eine relat iv  große Entfernung zum nächsten Mit telzentrum sowie 

einen tendenziel l  hohen Mit versorgungsgrad aus.  Der daraus abgeleitete landespla-

nerische Unters tüt zungsbedarf  l iegt in der Bestandss icherung der zentralör t l ichen In f-

rastruktur und der Einrichtungen der Das einsvorsorge. Öffent l iche Fördermittel und 

Standor tentscheidungen s ind in  diesen Zentren mögl ichst zu konzentrieren.  

Gemäß Planzi ffer 5.1 des LEP Hessen 2020 s ind Mit telzentren als  Standor te für regi -

onal bedeutsame gehobene Einrichtungen im wir tschaftl ichen,  ku lturel len, sozialen 

und administrativen Bereich sowie für weitere öffent l iche und private Dienst leistungen 

zu s ichern und zu entwickeln.  Sie erfü l len  zugleich mittel - und grundzentrale Versor-

gungsaufgaben für ihre Standor tgemeinde und ihren Mittelbereich.  

Die Planzi ffer 5.3.1 des LEP Hessen 2020 behandelt Bildung und Ku ltur und stel l t fes t,  

dass als  Standor te für beruf l iche Schulen und weiterführende Bildungseinrichtungen 

vor al lem Oberzentren und Mit telzentren in  Betracht kommen.  Im Ländl ichen Raum is t 

die Erreichbarkeit  dieser Schu len mit  dem öf fent l ichen Personennahverkehr für Schü-

lerinnen und Schüler in  einem angemessenen Zeitraum besonders  zu berücks icht igen.  

Bei der bedarfsgerechten Weiterentwicklung von Schulen is t auch deren Inklus ionsge -

s taltung anzustreben;  der jewei l ige Schu lträger bleibt für die Barrierefreiheit  der 

Schu lgebäude zuständig.  

Die vorl iegende Planung entspricht den Zielen des LEP Hessen 2020, da s ie die zent-

ralör t liche Funkt ion Bad Wildungens im Bereich der Daseinsvorsorge stärkt  und zur 

Sicherung einer wicht igen Bi ldungs in frastruktur im ländl ichen Raum beiträgt.  

Regionalplan Nordhessen 2009 

 

Abb i ldu n g  2 :  Au sz ug  au s  de m  R e g ion a lp lan  No rdhe sse n 2009  

Der Regionalplan Nordhessen 2009 (RPN) legt die großräumigen Ordnungs - und Ent-

wicklungsvors tel lungen für den Regierungsbezirk Kassel fes t.  Das Plangebiet  wird im 

RPN in  zwei Tei lbereiche di fferenzier t .  Der nördl iche Tei lbereich des räumlichen Gel-

tungsbereiches is t  als Vorbehaltsgebiet  für die Landwir tschaft  festgelegt,  während der 
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südliche und f lächenmäßig deutl ich  überwiegende Tei lbereich als  Vorranggebiet  für 

Landwir tschaft ausgewiesen ist . In Vorranggebieten s ind konkurrierende Nutzungen 

grundsätzl ich n icht zu läss ig.  

Die Planung verstößt gleichwohl nicht gegen die Ziele des RPN.  Die Fläche is t seit 

dem Bebauungsplan Nr.  20.1 „Ense -Stel lplät ze“ (Änderung), rechtskräft ig seit  dem 

12.  Jun i 2009,  als Verkehrs f läche besonderer Zweckbest immung festgesetzt und im 

Flächennutzungsplan seit der Bericht igung vom 15. Jun i 2009 als  Fläche für den ru-

henden Verkehr dargestel lt . Sie ist  der landwirtschaft l ichen Vorrangnutzung damit be -

reits  bauleitplanerisch ent zogen.  Die 9.  Änderung erset zt  diese Darstel lung auf  der-

selben Fläche durch eine Gemeinbedarfsf läche und n immt kein  zusätzl iches Vorrang-

gebiet  in Anspruch.  Das Regierungspräsidium Kassel als obere Landesplanungsbe -

hörde hat bestät igt,  dass  darin  kein Zielvers toß l iegt;  regionalplanerische Bedenken 

bestehen n icht (Stellungnahme vom 28. Apri l  2026).  

Die Planung unters tüt zt  zudem die Entwicklung Bad Wildungens als  Mit telzentrum 

PLUS im Ländlichen Raum und trägt zur Sicherung der regionalen Bi ldungs in frastruk-

tur und Daseinsvorsorge bei.  Ein  Zielkonf l ikt  mit  dem Regionalplan Nordhessen 2009 

besteht daher n icht.  

Der Regionalplan Nordhessen wird derzeit  als  Regionalplan Nordosthessen neu auf-

gestel lt .  Der Entwurf  lag vom 1.  Oktober bis  30.  November 2024 zur Betei l igung aus.  

Seine in  Aufstel lung bef indl ichen Ziele s ind als  sonst ige Erfordern isse der Raumord-

nung in  der Abwägung zu berücksicht igen (§ 3 Abs.  1 Nr.  4, § 4 Abs.  1 ROG).  

Der Entwurf  legt für den Änderungsbereich ebenfal ls  ein  Vorranggebiet  für Landwir t-

schaft  fes t.  Überlager t wird dieses von einem Vorranggebiet  für besondere Klimafunk-

t ionen und einem Vorbehaltsgebiet  für den Grundwasserschutz.  

Für das Vorranggebiet  für Landwirtschaft  g i l t dasselbe wie nach dem Regionalplan 

Nordhessen 2009.  Die Fläche is t  seit  2009 bau leitplanerisch als  Stellplat zf läche ges i -

chert  und der landwir tschaft l ichen Vorrangnutzung damit  bereits ent zogen.  Die 9. Än-

derung änder t  nur die Art  der Nutzung auf  derselben Fläche;  weitere Flächen des 

Vorranggebiets  n immt sie n icht in  Anspruch.  

Das Vorranggebiet  für besondere Kl imafunkt ionen schützt  die Entstehung von Kaltlu f t 

und den Luftaustausch.  Der Änderungsbereich trägt dazu wenig bei.  Mit  rund 8.600 

m² ist  er klein ,  und er l iegt zwischen den Schulgebäuden,  der Odershäuser Straße und 

der Brüder-Grimm-Straße.  Durch diese Bebauung is t seine Wirkung als Kaltlu ftents te -

hungsf läche bereits  abgeschwächt (Umweltbericht,  Kapitel  3.4).  D ie umliegenden 

Freif lächen des Vorranggebiets  bleiben unberühr t.  

Schon nach geltendem Planungsrecht dürfte die Fläche zu rund drei  Vierteln  als  Park-

plat z versiegelt  werden.  Der Bebauungsplan Nr.  20.1.1 lässt nur zwei Vol lgeschosse 

zu und set zt  Dachbegrünung und Baumpf lanzungen fes t;  beides förder t  Verdunstung 

und Beschat tung. Eine erhebl iche Beeinträcht igung der K limafunkt ion is t deshalb n icht 

zu  erwar ten.   

Das Vorbehaltsgebiet  für den Grundwasserschutz f l ießt  als Belang in  die Abwägung 

ein.  Den Schutz des Grundwassers  s ichern h ier bereits die unmit telbar geltenden Ver-

bote der Hei lquel lenschutzgebietsverordnung.  H inzu kommen der Verzicht auf  wasser-
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gefährdende Nutzungen,  die Rückhaltung und gedrosselte Ableitung des N ieder-

sch lagswassers.  Dem Belang is t damit  Rechnung getragen.  

Flächennutzungsplan der Stadt Bad Wildungen  

Der derzeit rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Bad Wildungen wurde im 

Jahr 2008 aufgestell t  und seither mehrfach geänder t  und bericht igt.  Das Plangebiet  

is t  im wirksamen Flächennutzungsplan als Fläche für den ruhenden Verkehr darge -

s tel l t.  Diese Darstellung geht auf  die Berichtigung Nr.  1 „Parken Ense" vom 15.  Jun i 

2009 zurück und s teht im funkt ionalen Zusammenhang mit  dem rechtskräft igen Be -

bauungsplan Nr. 20.1 „Ense Stel lplätze"  (Änderung). 

 

Abb i ldu n g  3 :  Au sz ug  au s  de m  Flä che nn u t zu n gsp la n de r  S ta d t  Ba d  W i ldu n ge n  

Die derzeit  dargestel lte Nutzung als  Fläche für den ruhenden Verkehr s teht n icht im 

Einklang mit  den aktuel len städtebau lichen Entwicklungsabsichten der Stadt Bad Wil-

dungen.  Um das Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB zu wahren,  ist  die Änderung 

des Flächennutzungsplans erforderlich,  damit die künftigen Festset zungen des Bebau-

ungsplans Nr. 20.1.1 „Schule“ (Änderung) aus der vorbereitenden Bauleitplanung ent-

wickelt  werden können.  Ziel  der Änderung ist  die Darstel lung einer Fläche für den 

Gemeinbedarf  mit  der Zweckbest immung „Schule"  gemäß § 5 Abs.  2 Nr.  2 Buchstabe 

a BauGB.  

Darstellungen in  umweltschützenden P länen  

Das Plangebiet  l iegt innerhalb des Hei lquel lenschutzgebiets  Bad Wildungen (Schutz-

zonen C2 und I I I), für das besondere wasserwir tschaft l iche Schutzbest immungen gel-

ten.  Die geplante Schu lnut zung ist  mit  den Schutzzielen grundsätzl ich  vereinbar,  so-

fern  die Vorgaben der Schutzgebietsverordnung insbesondere zur N iedersch lagswas-
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serbewir tschaftung und zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen eingehalten 

werden.  Die Verbote der Verordnung vom 22.  Jun i 1977 (StAnz.  31/1977 S.  1543) 

gelten unmit telbar und stehen n icht zur Abwägung.  Die obere Wasserbehörde beim 

Regierungspräs idium Kassel hat s ich in  der f rühzeitigen Betei l igung noch n icht dazu 

geäußer t;  ihre Stellungnahme wird im weiteren Verfahren eingeholt.  

Natura -2000-Gebiete,  Naturschutz - und Landschaftsschutzgebiete,  Trinkwasser-

schutzgebiete und fes tgesetzte Überschwemmungsgebiete sind im Änderungsbereich 

n icht betroffen.  Das Plangebiet  l iegt im Naturpark „Kellerwald -Edersee“. Die nächst-

gelegenen FFH -Gebiete „Sonderrain  bei Bad Wildungen“ (DE 4820 -301) und „Sonder-

tal  und Talgraben bei Bad Wildungen“ (DE 4920 -302) l iegen rund 400 m und rund 900 

m entfernt.  Funktionale Beziehungen zum Plangebiet  bestehen nicht,  erhebl iche Be -

einträcht igungen ihrer Erhaltungszi ele s ind ausgesch lossen.  Die Inhalte des Land-

schaftsprogramms Hessen und weiterer umweltschützender Pläne stehen der beab-

s icht igten Nutzung auf  einer bereits  planungsrecht l ich  vorgeprägten Fläche n icht ent-

gegen.  

2 Inhalt der Änderung des Flächennutzungsplanes  

2.1  Darstellungsänderung  

Mit der 9.  Änderung des Flächennutzungsplans wird die bisherige Darstellung einer 

Fläche für den ruhenden Verkehr im Änderungsbereich aufgehoben.  An ihrer Stel le 

wird eine Fläche für den Gemeinbedarf  mit der Zweckbest immung „Schule“ dargestel l t,  

die den künft igen Schulneubau einsch l ießl ich  der notwendigen funktionalen Ergän-

zungsf lächen (z. B. Mensa,  Verwaltungsbereiche,  Beratungs - und Förderzentrum) ab-

bi ldet. Die für den Schulbetrieb erforderl ichen Frei f lächen mit Pausen -, Spor t- und 

Spielbereichen s ind Tei l  dieser Darstel lung.  

Die Darstel lungen orient ieren s ich in Lage und Zuschn it t am Geltungsbereich des Be -

bauungsplans Nr.  20.1.1 „Schule“ (Änderung) und gewährleisten eine deckungsglei -

che Übernahme der städtebau lich vorgesehenen Nutzung in  die vorbereitende Bau-

leitplanung. Öffen t liche Verkehrsf lächen verbleiben in  ihrer bisherigen Darstel lung und 

werden n icht von der Änderung erfasst.  

2.2  Entwicklungszusammenhang zum Bebauungsplan  

Der Bebauungsplan Nr.  20.1.1 „Schule“ (Änderung) set zt  für den betrof fenen Bereich 

eine Fläche für den Gemeinbedarf  mit der Zweckbest immung Schule sowie ergänzende 

Freiraum- und Nebenanlagennutzungen fest  und erset zt  die bisherige Festset zung ei -

ner Verkehrs f läche besonderer Zweckbest immung (PKW -Stel lplätze).  D ie Flächennut-

zungsplanänderung bi ldet diese Nutzungszuordnung auf  vorbereitender Ebene nach 

und stel l t damit  s icher,  dass der Bebauungsplan im Sinne des § 8 Abs.  2 BauGB aus 

dem Flächennutzungsplan entwickelt  wird.  

Das Paral lelverfahren nach § 8 Abs.  3 BauGB gewährleistet,  dass  Ausarbeitung,  Be -

tei l igung und Abwägung beider Planungsebenen inhalt l ich  abgest immt erfolgen und 

die absch l ießenden Besch lüsse im engen zeit lichen Zusammenhang gefasst werden. 

Erst  nach Genehmigung der Flächennutzungsplanänderung durch die höhere Verwal-

tungsbehörde kann der Bebauungsplan in  Kraft t reten.  
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3 Sonstige Belange 

3.1  Umweltbezogene Aspekte  

Die nachfolgenden Aussagen zu den Umweltauswirkungen erfo lgen auf  dem der vor-

bereitenden Bauleitplanung angemessenen Konkretisierungsn iveau;  die parzel len-

scharfe Eingrif fs - und ar tenschutzrechtl iche Bewer tung is t  dem Bebauungsplan vor-

behalten. 

Für die 9.  Änderung is t eine Umweltprü fung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführ t 

worden. Ihr Ergebnis enthält der Umweltbericht, der einen gesonderten Tei l  dieser 

Begründung bi ldet (§ 2a Satz 3 BauGB).  Wei l  die Umweltprü fung zum Bebauungsplan 

Nr.  20.1.1 gleichzeit ig für dieselbe Fläche durchgeführ t  wird,  stüt zt s ich der Umwelt-

bericht auf deren Ergebnisse und beschränkt sich im Übrigen auf  die Ebene der Dar-

s tel lung (§ 2 Abs. 4 Satz 5 BauGB).  Die Fläche weist  aufgrund der bisherigen Grün-

landnutzung und der vorhandenen Gehölzrandstrukturen eine nur mäßige ökologische 

Wer t igkeit auf;  die planungsrecht l iche Vorbelastung durch die fes tgesetzte Stel lplatz-

nutzung ist  bei der Bewer tung der Eingrif fe zu  berücks icht igen.  

Der Bebauungsplan setzt  Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung von Beeinträch-

t igungen fest,  darunter die Begrenzung der überbaubaren Fläche,  den Erhalt  der ge -

schützten Baumal lee,  die Anlage von Dachbegrünungen,  wasserdurch läss igen Flä -

chenbefest igungen,  ins ektenfreundl icher Beleuchtung sowie zusätzl iche Baumpf lan-

zungen. Unter Berücks icht igung der planungsrechtl ichen Vorbelastung führt  die ge -

plante Nutzung zu einer öko logischen Aufwer tung gegenüber der bisher zu läss igen 

großf läch igen Vers iegelung; ein  Ausglei ch is t n icht erforderl ich, soweit  die Eingri ffe 

bereits zu läss ig waren (§ 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB), und die Biotopwer tbilanz zum 

Bebauungsplan ergibt  keinen zusätzlichen Bedarf .  

Im Hei lquel lenschutzgebiet  s ichern die Rückhaltung und gedrosselte Ableitung des 

N iedersch lagswassers  und der Verzicht auf  wassergefährdende Nutzungen den Was-

serhaushalt ; die Baugrunduntersuchung rät wegen der gering durch läss igen Böden 

von einer Versickerung ohne Drosselabf luss  ab.  Die artenschutzrecht l iche Prüfung 

kommt zu dem Ergebnis,  dass  unter Beachtung der gesetzl ichen Schnit tzeiten und der 

im Bebauungsplan fes tgesetzten Vermeidungsmaßnahmen keine Verbots tatbestände 

nach § 44 BNatSchG ausgelöst werden. 

3.2  Belange der Landwir tschaft und des Bodenschutzes  

Die betroffene Fläche wird derzeit  als  mäßig intensives  Grün land bewir tschaftet  und 

weist  aufgrund ihrer geringen Größe,  ihres  Zuschn it ts  und ihrer Lage im Umfeld be -

s tehender Schu l - und Verkehrs f lächen nur eine eingeschränkte eigenständige land-

wir tschaft l iche Bedeutung auf.  Angesichts  der bereits  im Flächennutzungsplan darge -

s tel l ten und im Bebauungsplan fes tgesetzten planungsrecht l ichen Vorbelastung als  

Parkplat zf läche führt  die Umst el lung auf  eine Gemeinbedarfsdarstel lung n icht zu  einer 

zusätzl ichen Inanspruchnahme bis lang unvorbelasteter Außenbereichsf lächen.  

Die Planung trägt dem Gebot des sparsamen und schonenden Umgangs mit  Grund 

und Boden gemäß § 1a Abs.  2 BauGB Rechnung,  indem s ie eine bereits  zur Vers iege -

lung vorgesehene Fläche einer höherwer t igen,  gemeinwohlorient ierten Nutzung zu-

führ t  und im Vergleich zur zu läss igen Stel lplat znutzung eine Vers iegelung in  ähn l icher 
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Größenordnung wie die bisher zu läss ige Stel lplatznutzung vors ieht.  Schädl iche Bo-

denveränderungen oder Alt lasten s ind n icht bekannt; das  Fach informat ionssystem Alt-

f lächen und Grundwasserschadensfäl le enthält  keine Eintragungen,  und das Regie-

rungspräs idium Kassel hat aus Sicht des Bodenschutzes keine Bedenken geäußer t.  

Landwir tschaftl ich  genutzte Flächen so llen nur im notwendigen Umfang für andere 

Nutzungen in  Anspruch genommen werden (§ 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB). Die Notwen-

digkeit  ergibt  s ich h ier aus  dem Bedarf  an Förderschulplät zen,  dem feh lenden gleich-

wer t igen Standor t im Innenbereich (Kapitel  3.3) und der seit  2009 bestehenden Dar-

s tel lung als Fläche für den ruhenden Verkehr. Der Fachdienst Ländlicher Raum des 

Landkreises  hat den Verlus t von rund 8.500 m² Dauergrün land in der f rühzeit igen Be -

tei l igung angesprochen, diese  Begründung aber als tragfäh ig anerkannt und keine 

Einwände erhoben.  

3.3  Prüfung alternativer Standorte  

Im Zuge der vorbereitenden Bauleitplanung wurden alternative Standorte für die Dar-

s tel lung einer Fläche für den Gemeinbedarf  mit der Zweckbestimmung „Schule“ sowie 

zugehöriger Spor t - und Spielan lagen im Stadtgebiet  Bad Wildungen geprüft.  Maßgeb-

l ich  waren dabei insbesondere die Kriterien einer guten Erreichbarkeit  für Schü lerin-

nen und Schüler des  gesamten Mittelbereichs,  die Einbindung in  vorhandene schu l i -

sche Strukturen,  die Verfügbarkeit  geeigneter Grundstücksf lächen sowie die Verein-

barkeit  mit  den Zielen der Raumordnung und Landesplanung.  

Standor topt ionen in  anderen Stadttei len  oder am Siedlungsrand wurden aufgrund un-

zureichender Anbindung an den öffent l ichen Personennahverkehr,  feh lender räumli -

cher Nähe zu bestehenden Schuleinrichtungen sowie eines erhöhten Flächenneuinan-

spruchs bis lang freier Außenbereichsf lächen verworfen.  Ebenso wurden inners tädt i-

sche Konvers ions - und Nachverdichtungsf lächen betrachtet,  die jedoch h ins icht lich  

Größe, Zuschnit t  oder Eigentumss ituat ion keine wir tschaft l ich  und funkt ional tragfä-

h ige Unterbringung einer Förderschu le mit  den erforderl ichen Frei f lächen zu l ießen.  

Der nun mit  der 9. Änderung des Flächennutzungsplans überplante Standor t  is t dem-

gegenüber bereits  durch bestehende Schulnut zungen (Ense -Schule, Ma-

th ias -Bauer-Schule) und die entsprechende Ersch l ießungsin frastruktur geprägt und 

seit 2009 planungsrechtl ich  als Fläche für den ruhenden Verkehr vorbelastet.  D ie Um-

stel lung dieser vorgeprägten Fläche auf  eine Gemeinbedarfsdarstellung mit  der 

Zweckbest immung „Schule“ vermeidet zusätzl iche Zersiedelung und entspricht dem 

Gebot des sparsamen Umgangs mit  Grund und Boden.  Vor diesem Hintergrund s tel l t  

der Änderungsbereich aus städtebaul icher,  funkt ionaler und raumordnerischer Sicht 

den am besten geeigneten Standor t  dar;  weitergehende Alternat iven erweisen s ich als 

unterlegen oder nicht real is ierbar.  

3.4  Verfahren 

Die 9.  Änderung des Flächennutzungsplans wird im Paral lelverfahren nach § 8 Abs.  3 

BauGB zusammen mit  der Aufstellung des Bebauungsplans Nr.  20.1.1 „Schule“ (Än-

derung) im Regelverfahren mit  Umweltprü fung durchgeführ t.  D ie Stadtverordnetenver-

sammlung hat die Einleitung am 2.  Februar 2026 besch lossen;  der Beschluss  wurde 

am 27. März 2026 or tsübl ich bekannt gemacht.  Die f rühzeit ige Betei l igung der Öffent-

l ichkeit  nach § 3 Abs.  1 BauGB fand vom 30.  März bis  30.  Apri l  2026 s tat t;  die Behör-
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den und sonstigen Träger ö ffentl icher Belange wurden mit Schreiben vom 30. März 

2026 nach § 4 Abs. 1 BauGB betei l igt.  Der Entwurf  wird nach § 3 Abs.  2 BauGB für 

die Dauer eines Monats,  mindestens 30 Tage,  im In ternet veröffent l icht;  zeitgleich wer-

den die Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB betei l igt.  

Nach Absch luss  der Abwägung besch l ießt die Stadtverordnetenversammlung die Flä -

chennutzungsplanänderung;  ansch l ießend wird s ie dem Regierungspräs idium Kassel 

als  höherer Verwaltungsbehörde zur Genehmigung vorgelegt (§ 6 Abs.  1 BauGB).  Der 

Bebauungsplan kann  ers t  nach Genehmigung der Flächennutzungsplanänderung und 

deren or tsüblicher Bekanntmachung in Kraft  gesetzt  werden.  

3.5  Flächenbilanz  

 Vorher 

F läche in  Quadratmeter 

Nachher 

F läche in  Quadratmeter 

F läche für den ruhenden 

Verkehr 

8.617 0 

F läche für Gemeinbedarf  0 8.617 

   

Summe 8.617 8.617 

Tabel le  1 :  Flächenbi lanz  

4 Voraussichtliche Auswirkungen der Planung  

4.1  Stadtstrukturelle und raumordnerische Auswirkungen  

Durch die Änderung des Flächennutzungsplans wird die Rol le Bad Wildungens als  Mit-

telzentrum PLUS mit  gehobenen Versorgungsaufgaben im ländl ichen Raum gestärkt,  

indem der Standor t  für eine regional bedeutsame sonderpädagogische Bi ldungsein-

richtung planungsrechtl ich  ges icher t  wird.  Die Bündelung mehrerer Schulen an einem 

gemeinsamen Campus unters tüt zt  eine kompakte Siedlungs - und In frastrukturentwick-

lung und vermeidet die Inanspruchnahme zusätzl icher Außenbereichs f lächen an an-

derer Stelle.  

Die Konzentrat ion der Schu lnut zung an einem bereits  in frastrukturel l  ersch lossenen 

Standor t  entspricht den Vorgaben von Landesentwicklungsplan und Regionalplan,  öf-

fent l iche Einrichtungen der Daseinsvorsorge an zentralör t l ichen Standor ten zu kon-

zentrieren.  Negative raumordnerische Auswirkungen,  etwa durch die Verlagerung von 

Funkt ionen oder eine Beeinträcht igung landwirtschaft l icher Schwerpunkts tandorte,  

s ind aufgrund der geringen Flächengröße und der bestehenden planerischen Vorprä-

gung n icht zu  erwar ten.  

4.2  Soziale und infrastrukturelle Auswirkungen  

Die Flächennutzungsplanänderung schaf f t die Grundlage für den Ausbau der sonder-

pädagogischen Bi ldungsangebote und trägt damit  wesent l ich zur Sicherung gleichwer-

t iger Lebensverhältn isse im ländlichen Raum bei.  Die Verbesserung der Schu lversor-

gung für Schü lerinnen und Schüler mit dem Förderschwerpunkt Lernen und geis tige 

Entwicklung s tärkt  die kommunale Daseinsvorsorge und unterstüt zt inklus ionsorien-

t ier te Bi ldungsziele.  
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In  infrastrukturel ler H ins icht führt  die Bündelung der Schu ls tandor te zu einer eff izien-

teren Aus lastung der bestehenden Ersch ließungsstraßen und des ÖPNV -Angebots,  

ohne neue überör t l iche Verkehrsanlagen erforderlich  zu machen. Die zur Real is ierung 

des Schuls tandor tes  erforderlichen Anpassungen im Bereich des ruhenden Verkehrs  

und des Schüler transpor ts werden im nachfolgenden Bebauungsplanverfahren und der 

Objektplanung detai l l iert  geregelt  und bleiben h ins icht lich  ihres  Umfangs im Rahmen 

der vorhandenen s tädt ischen In frastrukturreserven.  

4.3  Umweltbezogene Auswirkungen  

Die Änderung des Flächennutzungsplans erweiter t die bereits bestehende planungs-

recht l iche Vorbelastung der Fläche n icht,  sondern führt  die bisherige Darstel lung einer 

Fläche für den ruhenden Verkehr in  eine Gemeinbedarfsdarstel lung über,  die im Er-

gebnis  mi t  einer ähn l ichen Vers iegelung,  aber einer s tärkeren Durchgrünung einher-

geht. Im Vergleich zur bis lang zu lässigen großf läch igen Stel lplatznutzung s ind daher 

eher pos it ive Wirkungen auf Boden, K l ima/Lufthygiene, Landschaftsbi ld und Biodiver-

s i tät  zu  erwarten . Gegenüber der heutigen Wiese gehen Grün land und Bodenfunkt io-

nen verloren;  diese Wirkungen wären aber bereits  nach geltendem Planungsrecht zu-

läss ig (vgl.  Umweltbericht).  

Die Lage innerhalb des Heilquel lenschutzgebiets  erforder t  eine angepasste Entwäs-

serungs- und Bauausführung,  die im Rahmen der nachfo lgenden Bauleit - und Fach-

planungen zu berücks ichtigen is t;  aufgrund der Ar t  der vorgesehenen Nutzung s ind 

jedoch keine erhebl ichen nachtei l igen Auswirkungen auf den Wasserhaushalt  zu  er-

war ten.  Beeinträcht igungen von Natura -2000-Gebieten oder sonst igen Schutzgebie -

ten s ind aufgrund der Entfernung und der feh lenden funkt ionalen Verknüpfungen n icht 

zu  erwar ten;  ar tenschutzrechtl iche Konf l ikte können durch die im Bebauungsplan vor-

gesehenen Vermeidungs - und Gestaltungsmaßnahmen vermied en werden.  

 

Die in  dieser Begründung dargestel l ten Belange werden im Rahmen der Abwägung 

nach § 1 Abs.  7 BauGB ermittelt,  bewer tet  und gerecht berücks icht igt  und bi lden die 

Grundlage für die Entscheidung über die 9.  Änderung des Flächennutzungsplans der 

Stadt Bad Wildungen.  

5 Abwägung 

5.1  Ergebnis der frühzeitigen Beteil igung  

Zur 9.  Änderung gingen in  der f rühzeit igen Beteil igung 29 Stellungnahmen von Behör-

den und sonst igen Trägern öffent l icher Belange ein,  aus  der Öffent lichkeit keine.  23 

Stellen hatten weder Bedenken noch Anregungen. Die vo llständige Auswer tung enthält  

die Abwägungs l is te zur f rühzeit igen Betei l igung.  

Der Fachdienst Umwelt  und Kl imaschutz des Landkreises  wies darauf hin, dass die 

Planzeichnung nach der Änderung noch den Schri ftzug „ruhender Verkehr“ enthält.  

Der Hinweis  tr i ff t zu; Beschri ftung und Planzeichenerklärung werden für den Entwurf  

berein igt.  Für Grundwasser und Entwässerung verwies  der Fachdienst auf  die obere 

Wasserbehörde beim Regierungspräs idium Kassel.  Das Regierungspräs idium hat te zu 

Alt lasten und Bodenschutz keine Bedenken,  konnte zum Grundwasserschutz aber 
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noch keine Stel lungnahme abgeben. Wegen der Lage im Hei lquellenschutzgebiet  wird 

die obere Wasserbehörde im weiteren Verfahren ausdrücklich angefragt.  

Die H inweise des Amtes für Bodenmanagement zum Eigentum,  der Energie Waldeck -

Frankenberg GmbH und der Vodafone West GmbH zu Leitungen und des Kampfmittel-

räumdienstes  betref fen die verbindl iche Bau leitplanung und die Ausführung.  Sie s ind 

im Bebauungsplan Nr.  20.1.1 berücks icht igt;  für die Darstel lung im Flächennutzungs-

plan fo lgt  daraus n ichts.  Die Regionalplanung s ieht keinen Zielvers toß,  und der Fach-

dienst Ländl icher Raum erkennt die Inanspruchnahme des Grünlands als  begründet 

an.  

5.2  Zwingende Vorgaben 

Die Änderung is t  an die Ziele der Raumordnung angepasst (§ 1 Abs.  4 BauGB).  Die 

Verbote der Hei lquel lenschutzgebietsverordnung gelten unmit telbar;  nach derzeit igem 

Kenntnisstand s teht keines  davon einer Schu lnut zung dauerhaft entgegen,  absch l ie -

ßend beur tei lt  das  die obere Wasserbehörde. Artenschutzrecht l iche Verbote und der 

gesetzl iche Schutz der Al lee stehen der Darstel lung n icht entgegen,  wei l  der Bebau-

ungsplan die dafür nöt igen Regelungen tr i f ft.  Natura -2000-Gebiete werden n icht er-

heblich beeinträcht igt.  

5.3  Gewichtung und Ergebnis  

Für die Änderung spricht der Bedarf  an Förderschu lplät zen und damit  die Belange der 

Famil ien,  der jungen und der beh inder ten Menschen und des Bi ldungswesens (§ 1 

Abs.  6 Nr.  3 BauGB).  Der Standort  am vorhandenen Schulcampus is t  ersch lossen und 

vermeidet eine Inanspruchnahme unvorbelasteter Flächen an anderer Stel le. Dagegen 

s teht der Verlus t von rund 8.500 m² Dauergrün land. Er wiegt weniger schwer,  wei l  die 

Fläche seit 2009 für eine Stel lplatzan lage vorgesehen is t und ihre Umwandlung schon 

heute zu lässig wäre. 

Die Stadt Bad Wildungen gibt  deshalb der Darstellung einer Fläche für den Gemein-

bedarf mit  der Zweckbest immung „Schule“ den Vorrang.  Die Stellungnahme der obe -

ren Wasserbehörde zum Hei lquellenschutz wird im weiteren Verfahren eingeholt  und 

in  die absch l ießende Abwägung eingestel lt.   
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1 Einleitung 

1.1 Ziel und Zweck des Umweltberichts  

Der Umweltbericht hat das  Ziel,  die vorauss icht l ichen erhebl ichen Umweltauswirkun-

gen eines Bau leitplans  umfassend zu beschreiben und zu bewerten.  Er dient als  zent-

rales Ins trument der Umweltprü fung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB und is t ein in tegraler 

Bestandtei l  der Begründung des Bauleitplans.  Dabei unterstüt zt er die Stadt  bei der 

Berücks icht igung von Umweltbelangen in  der Planung und schaff t  eine fundierte 

Grundlage für die Abwägungsentscheidung über den Bauleitplan.  

Der Zweck des Umweltberichts  l iegt darin , Transparenz über die Auswirkungen der 

Planung auf die Umwelt  zu  schaffen.  Er beschreibt den derzeitigen Umwelt zustand im 

Plangebiet,  prognost izier t  mögl iche Veränderungen durch die Umsetzung oder N ich-

tumsetzung des  Plans  und stel lt  Maßnahmen zur Vermeidung,  Verringerung und Kom-

pensat ion negat iver Auswirkungen dar. Zudem werden alternat ive Planungsmögl ich-

keiten geprüft und bewertet, um die bestmögl iche Lösung für das  Plangebiet  zu f inden.  

Darüber h inaus trägt der Umweltbericht dazu bei,  die Ziele des Umweltschutzes  ein-

zuhalten und eine nachhalt ige Entwicklung s icherzustel len. Er berücksicht igt u.a. die 

Schutzgüter wie Boden, Wasser, Luft, K lima, bio logische Viel falt  sowie Mensch und 

Ku ltur- und Sachgüter.  Mit  der Veröffent l ichung im Internet nach § 3 Abs.  2 BauGB 

kann s ich die Öffent l ichkeit  über die Umweltauswirkungen informieren und dazu Stel-

lung nehmen.   

Dieser Umweltbericht gehört  zur 9. Änderung des Flächennutzungsplans. Die Umwelt-

prüfung zum Bebauungsplan Nr.  20.1.1 „Schule“ (Änderung) wird gleichzeitig für die -

selbe Fläche durchgeführ t.  Nach § 2 Abs.  4 Satz 5 BauGB stützt  s ich dieser Bericht 

auf  deren Ergebnisse. Er beschreibt die Umweltauswirkungen auf  der Ebene der Dar-

s tel lung;  wo er Festset zungen nennt,  s ind es die des Bebauungsplans,  der die Dar-

s tel lung im Paral lelverfahren konkretisier t.  D ie Biotopwer tbi lanz und die artenschutz-

recht l iche Prüfung enthält  die Begründung zum Bebauungsplan (Kapitel 5).  

1.2 Überblick über den Bauleitplan und seine wichtigsten Ziele  

Mit der 9.  Änderung des Flächennutzungsplans und der paral lelen Aufs tellung des 

Bebauungsplans Nr.  20.1.1 „Schule“ (Änderung) in  der Gemarkung Bad Wildungen 

verfo lgt  die Stadt das  Ziel,  dem Bedarf  an Förderschu lplät zen gerecht zu  werden.  

Während die Nachfrage nach Förderschu lplät zen in  den let zten Jahren konstant ge -

s t iegen is t,  s ind die Kapazitätsgrenzen der Math ias -Bauer-Schule unverändert  gebl ie -

ben.  Um dem gest iegenen Bedarf  gerecht zu  werden,  hat die Stadt besch lossen,  den 

vorhandenen Schuls tandor t  um einen Neubau der Förderschu le mit  dem Förderschwer-

punkt Lernen und geist ige Entwicklung zu ergänzen.   

Hierzu s tell t  der Flächennutzungsplan die bisherige Fläche für den ruhenden Verkehr 

(rund 8.600 m²) als  Fläche für den Gemeinbedarf  mit  der Zweckbest immung „Schule“ 
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dar (§ 5 Abs.  2 Nr.  2 Buchstabe a BauGB); der Bebauungsplan set zt s ie nach § 9 Abs.  

1 Nr. 5 BauGB fest.  

Geltendes P lanungsrecht  

Aus planungsrecht l icher Sicht is t das Untersuchungsgebiet laut dem Flächennut-

zungsplan der Stadt mit  einer Nutzung als  „Fläche für den ruhenden Verkehr“ darge -

s tel l t.  Der aktuel le Bebauungsplan Nr. 20.1 „Ense Stel lplät ze“ (Änderung) set zt h ierbei 

6.269 Quadratmeter  Pkw-Stellplat zf läche fes t (Erschl ießungsf lächen werden h ierbei 

n icht berücks icht igt, da diese unveränder t  bleiben; s iehe Abbi ldung 2), was einem 

Antei l von 74 Prozent entspricht. Im Bereich der Gehölzs trukturen werden Grünf lächen 

dargestel l t.  

 

Abb i ldung 1 : Bebauungsp lan Nr.20 .1  (Änderung)  der Stad t Bad Wildungen vom 12 .02 .2009  

Der Bebauungsplan Nr.  20.1 (Änderung) is t  bisher n icht vo llzogen;  die Fläche wird als 

Wiese genutzt.  An lage 1 Nr.  2 Buchstabe a BauGB verlangt eine Bestandsaufnahme 

des derzeit igen Umweltzustands.  Sie is t Ausgangspunkt der Prognose und wird im 

Fo lgenden je Schutzgut beschrieben.  Das geltende Planungsrecht erlaubt auf  der Flä -

che bereits  heute eine Stel lplat zan lage mit  rund 74 Prozent Vers iegelung.  Diese recht-

l iche Vorprägung ist  für zwei Fragen erhebl ich:  für die Entwicklung bei N ichtdurchfüh-

rung der Planung,  wei l  der Plan jederzeit  vo llzogen werden könnte,  und für die Ein-

gri ffsregelung,  wei l  ein  Ausgleich n icht erforderlich  is t,  soweit  Eingri ffe bereits  zu läss ig 
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waren (§ 1a Abs.  3 Satz 6 BauGB).  Der Bericht beschreibt  die Auswirkungen deshalb 

gegenüber beiden Zuständen:  gegenüber der tatsäch l ichen Wiesennutzung und ge -

genüber der zu läss igen Stel lplat zan lage.  

Realnutzung 

Das Plangebiet bef indet s ich in  der Gemarkung Bad Wildungen südlich des Stadtge -

biets.  Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst 10.952 m²,  der Änderungs-

bereich des Flächennutzungsplans davon rund 8.600 m².  Es  fäl lt  mit  5 bis  10 Prozent 

nach Norden ab und unterl iegt momentan einer mäßig in tens iven landwirtschaft l ichen 

Nutzung als  Wirtschaftswiese (s iehe Abbi ldung 2).  D ie Böden der Fläche zeigen h ier-

bei eine geringe bis  mit t lere Wert igkeit.  

Der AgrarViewer Hessen bewer tet  die Fläche insgesamt mit  1a, also mit  sehr guter 

Eignung für die Nahrungsmittelprodukt ion.  Die Bodenfunkt ionsbewer tung des Boden-

Viewers Hessen fäl lt  dagegen insgesamt gering aus: Das Nitratrückhaltevermögen ist  

gering,  die Wasserspeicherkapazität  gering bis  mit tel.  D ie Acker - und Grün landzah len 

l iegen zwischen 38 und 48 und zeigen eine geringe bis  mit t lere Er tragseignung,  die 

Lebensraumfunkt ion ist  durch die mäßig intens ive Nutzung eingeschränkt.  

Die Bewir tschaftung im Rahmen der ordnungsgemäßen Landwirtschaft  gewährleis tet  

wichtige Bodenfunkt ionen wie Vers ickerung und Fi lt ration,  wobei eine öko logische Vor-

belastung besteht,  die s ich aus di ffusen Stoffein trägen (Pest iz ide, Düngemittel) und 

der Bearbeitung des Bodens ergibt.  N itrateinträge können eine Eutrophierung der Flä -

che fördern,  was wiederum eine Versch iebung des Ar tenspektrums zu lasten konkur-

renzschwacher Ar ten bedeutet und negative Auswirkungen auf  den Wasserhaushalt 

haben kann.  Im Rahmen ein er mäßig in tens iven Landwirtschaft  is t die Vegetat ionszu-

sammensetzung der Fläche als  artenarm zu bewerten,  was im ökologischen Gesamt-

gefüge auch auf die Ar tenv ielfal t  der Fauna ausstrah lt.   

Tiere 

Amphibien f inden weder Laichgewässer noch herausragende Landhabitate,  Repti l ien  

keine s trukturreichen Bereiche.  Wirbellose,  vor al lem Tagfalter und Wildbienen,  f inden 

wegen der landwirtschaft l ichen Nutzung kaum Futter - und Nektarpf lanzen. Für Säuge -

t iere is t das Potenzial  gering; die Fläche is t höchstens Nahrungshabitat, Feldhamster, 

Wi ldkatze und Haselmaus s ind wegen der Störungen und feh lender Strukturen n icht 

zu  erwar ten.  Fledermäuse nutzen die Fläche höchstens zur Nahrungssuche,  die 

Baumal lee dient ihnen  als  Leitl in ie.  Vögel nut zen die Wiese vorwiegend zur Nahrungs-

suche; Bodenbrüter wie Feldlerche oder Kiebit z s ind wegen der angrenzenden Störun-

gen nicht zu  erwarten.  

Unter den bestehenden Nutzungsbedingungen als  Wir tschaftswiese erfü l l t  das  Gebiet  

eine Funkt ion als  Ents tehungsgebiet  nächtl icher Kalt lu ft ,  wobei der Effekt durch die 

räumliche Nähe zu bestehenden Gebäudestrukturen und die damit verbundene erhöhte 

Oberf lächenrau igkeit  abgeschwächt wird.  Da keine H inweise auf  eine stark erhöhte 

H it zegefahr vorl iegen und die umliegenden landwirtschaft l ich  genutzten Flächen die -

selbe Funkt ion erfü l len,  ist  dieser Effekt demnach  zu vernach lässigen.   

Insgesamt weis t die Fläche unter der aktuel len, realen Nutzung eine eher geringe öko-

logische Bedeutung auf.  Flora und Fauna zeigen keine besonders  ausgeprägte Vielfal t;  
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das Areal ist  höchstens Nahrungshabitat  für ubiqu itäre Ar ten.  Der Boden erfü l l t  seine 

Funkt ionen im Wasserhaushalt,  ist  jedoch durch Vorbelastungen geprägt,  die im Kon-

text der landwir tschaft l ichen Nutzung entstehen. Einrahmende Gehölzs trukturen und 

die Al lee bieten begrenzte Lebensräume.  Im Kontext ihrer landwir tschaft l ichen Nut-

zung erfü l lt  die Fläche ihre Funktion in  mäßigem Ausmaß.  

 

Abb i ldu n g  2 :  An s ich t  de s  Un te rsu ch u n gsge b iete s  

2 Recht l iche und planer ische Grundlagen  

2. 1  D ar s te l lung  de r  re l ev a nte n Fac hge se tze  und  Fa chp lä ne   

Durch die Umweltprü fung werden die auf  Grundlage der An lage 1 zum Baugesetzbuch 

erhebl ichen Umweltauswirkungen ermit telt  und in dem vorl iegenden Umweltbericht 

beschrieben und bewer tet.  Der Umweltbericht bi ldet einen gesonderten Teil  der Be -

gründung.  Das Ergebnis  der Umweltprü fung ist  gem. § 2 Abs.  4 Satz 4 BauGB in  der 

Abwägung zu berücksicht igen.  

Für die abzuhandelnden Schutzgüter s ind die jewei l igen Fachgesetze,  in  denen die 

al lgemeinen (n icht absch ließenden) Grundsätze und Ziele definier t  werden,  von Be -

deutung.   
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Schutzgut Fachgesetz Grundsätze  und  Zielaussagen 

 

 

 

Boden  

Baugesetz -

buch  

[BauGB] 

Sparsamer und  schonender Umgang mi t Grund und Boden 

durch Wiedernutzbarmachung von F lächen,  Nachverdich-

tung und Innenentw ick lung zur Verr ingerung zusätzl i cher 

Inanspruchnahme von Böden (Bodenschutzklausel ) .  

Bundesbo-

denschutzge-

setz  

[BBodSchG] 

Nachha l tige  Sicherung oder Wiederherstel l ung der Funktio-

nen des Bodens.  Schädl iche Bodenveränderungen abzu-

wehren,  der Boden und  Alt lasten sowie  hierdurch verur-

sachte  Gewässerverunreinigungen zu sanieren und  Vor-

sorge gegen nachtei l i ge  Einwi rkungen auf  den B oden zu 

t re f fen. Be i Einwi rkungen auf  den Boden sol l en Bee inträch-

t igungen se iner natürl i chen Funktionen sowie  se iner Funk-

t ion al s  Archiv der Natur -  und  Kul turgeschichte  so we i t  wie 

mögl ich verm ieden werden.   

 

 

 

 

 

F läche 

Baugesetz -

buch [BauGB] 

Mi t Grund und Boden sol l  sparsam und schonend umgegan-

gen werden;  dabei  s ind  zur Verringerung der zusätzl ichen 

Inanspruchnahme von Flächen für baul iche  Nutzungen die 

Möglichkei ten der Entw ick lung der Gemeinde insbesondere 

durch Wiedernutzbarmachung von F läc hen,  Nachverdich-

tung und andere  Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nut-

zen sowie  Bodenvers iegelungen auf  das notwendige  Maß zu 

begrenzen.  Landwi rtschaftl ich,  a l s  Wald  oder für Wohnzwe-

cke genutz te  Flächen sol l en nur im  notwendigen Umfang 

umgenutz t  werden. 

Bundesnatur-

schutzgesetz  

[BNatSchG] 

Groß fläch ige,  wei tgehend  unzerschnit tene Landschafts-

räume s ind  vor wei terer Zerschneidung zu bewahren.  Die 

erneute  Inanspruchnahme berei ts  bebauter F lächen sowie 

die  Bebauung unbebauter F lächen im bep lanten und  unbe-

planten Innenbere ich,  sowe it  s ie  nicht  fü r Grünflächen vor-

gesehen sind,  hat  Vorrang vor der Inanspruchnahme von 

Fre i flächen im Außenbereich. Verkehrswege,  Energiele itun-

gen und  ähnl iche  Vorhaben sol len landschaftsgerecht  ge-

führt ,  gesta lte t  und  gebündel t  werden.  

 

 

Wasser 

 

Wasserhaus-

hal tsgesetz  

[WHG] 

Sicherung der Gewässer al s  Bestand te i l  des Naturhausha l -

tes und  a ls  Lebensraum für Tiere  und  Pf lanzen und  deren 

Bewi rtschaftung zum Wohl  der Al lgemeinhe i t  und  zur Unter-

lassung vermeidbarer Beeinträcht igung ihrer ökologischen 

Funkt ionen.   

Hessisches 

Wassergesetz  

[HWG] 

Schutz  der Gewässer vor vermeidbaren Beeinträchtigungen 

und  die sparsame Verwendung des Wassers sowie d ie  Be-

w i rtschaftung von Gewässern zum Wohl  der Al lgemeinhei t .   

 

Luf t , 

K l ima 

 

Bundesimmis-

s ionsschutz -

gesetz   

[B ImSchG] 

Schutz  des Menschen,  der T iere  und  Pf lanzen,  des Bodens, 

des Wassers,  der Atmosphäre  sowie  der Kul tur -  und  Sach-

güter vor schädl i chen Umwel te inwi rkungen ( Immissionen) 

sowie Vorbeugung hinsichtl ich des Entstehens von Immis-

s ionen (Gefahren,  erheb l iche  Nachtei l e und  Belästigungen 

durch Luftverunreinigung,  Geräusche,  Erschütterungen, 

L icht,  Wärme,  Strahlen und  ähnl ichen Erscheinungen).   

 

 

Baugesetz -

buch [BauGB] 

Bei  der Aufstel l ung von Baulei tplänen sind  insbesondere  die 

Belange des Umwel tschutzes,  e inschl i eßl ich des 
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P f lanzen, 

T iere, 

B iologische  

V iel fa lt 

 

Naturhaushal tes und  der Landschaftsp flege insbesondere 

die Auswi rkungen auf T ie re,  P f lanzen, Boden,  Wasser, 

K l ima und  das Wi rkungsgefüge zwischen ihnen sowie  die 

Landschaft und die  biologische Viel fa l t,  die Erhal tungsz iele 

und  der Schutzzweck der Geb ie te  von gemeinschaftl i cher 

Bedeutung und der Europäischen Voge lschutzgebiete,  so-

w ie  die  Vermeidung und  der Ausgleich voraussichtl i ch er-

heb l icher Beeinträchtigungen des Landschaftsbi ldes sowie 

der Leistungs- und  Funktionsfähigke it  des Naturhausha ltes 

von se inen in  § 1,  Absatz 6 Nr.  7a bezeichneten Bestand-

te i len (Eingr i f fsrege lung des Bundesnaturschutzgesetzes) 

zu berücksichtigen.  

Bundesnatur-

schutzgesetz  

[BNatSchG] 

Natur und  Landschaft  sind aufgrund  ihres eigenen Wertes 

und  a ls  Lebensgrund lage des Menschen auch in  Verantwor-

tung künft iger Generat ionen im besiede l ten und unbesiede l -

ten Bereichen zu schützen, zu p flegen,  zu entw ickeln und 

sowe it  e rforderl ich w iederherzus tel len,  dass die  Leistungs - 

und  Funktionsfäh igkei t  des Naturhausha l tes,  die  Regenera-

t ionsfäh igkei t und  die  nachhal t ige  Nutzungsfähigkei t  der 

Naturgüter,  die  T ier und Pflanzenwel t einsch l ießl i ch ihrer 

Lebensstä t ten und  Lebensräume,  sowie  d ie  Vie l fal t , E igen-

art  und  Schönhei t ,  sowie  der der Erholungswert  von Natur 

und  Landschaft  auf  Dauer gesichert  sind  

FFH- und  Vo-

ge lschutz -

R icht l i nie 

Schutz  und  Erhal tung der natürl ichen Lebensräume sowie 

der wi ldlebenden Tiere  und  Pflanzen von gemeinschaftl i -

cher Bedeutung zur S icherstel lung einer b io logischen Vie l -

fa l t und  insbesondere der Erhal tung wi ldlebender Vogelar-

ten. 

 

Landschaft 

Baugesetz -

buch [BauGB] 

Vermeidung/Ausgleich voraussichtl i ch erhebl icher Beein-

trächtigungen des Landschaftsb i ldes sowie  der Leistungs - 

und  Funktionsfäh igke i t  des Naturhaushal tes.  

 

 

 

Mensch 

 

 

Baugesetz -

buch [BauGB] 

Berücksicht igung der Belange des Umwel tschutzes bei  der 

Aufste l l ung der Baulei t -p läne, insbesondere  die Vermei -

dung von Emissionen.  

Bundesimmis-

s ionsschutz -

gesetz   

[B ImSchG] 

Schutz  des Menschen,  der T iere  und  Pf lanzen,  des Bodens, 

des Wassers,  der Atmosphäre  sowie  der Kul tur -  und  Sach-

güter vor schädl i chen Umwel te inwi rkungen ( Immissionen) 

sowie Vorbeugung hinsichtl ich des Entstehens von Immis-

s ionen (Gefahren,  erheb l iche  Nachtei l e und  Belästigungen 

durch Luftverunreinigung,  Geräusche,  Erschütterungen, 

L icht,  Wärme,  Strahlen und  ähnl ichen Erscheinungen).  

 

Ku l tur-  und   

Sachgüter 

 

 

Bundesnatur-

schutzgesetz  

[BNatSchG] 

Naturlandschaften und  h istori sch gewachsene Kulturland-

schaften,  auch mi t  ihren Kul tur - ,  Bau- und  Bodendenkmä-

lern s ind  vor Verunsta ltung,  Zersiedelung und  sonst igen 

Bee inträchtigungen zu bewahren.  

Hessisches 

Denkmal -

schutzgesetz  

[HDSchG] 

Ku lturdenkmäler al s  Quel len und  Zeugnisse  menschl i cher 

Geschichte  und  Entw icklung zu schützen und  zu erha l ten 

sowie darauf hinzuwi rken, dass sie i n  die städ tebaul i che 

Entwicklung,  Raumordnung und  den Erhal t  der hi stori sch 

gewachsenen Kul tur landschaft  einbezogen werden. 
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Die Darstel lung der Ziele des Umweltschutzes  im Rahmen der Fachpläne umfasst die 

Berücks icht igung übergeordneter Prinzipien und spezi f ischer Vorgaben,  die eine nach-

haltige Entwicklung und den Schutz natürlicher Ressourcen s ichers tel len.  Im Fo lgen-

den werden die wesent l ichen Inhalte der relevanten Fachpläne zusammengefasst:  

Der Landesentwicklungsplan 2020 beschreibt die Flächen des Plangebietes  als „Forst-

l ichen Vorzugsraum“.  Der Regionalplan Nordhessen 2009 bezeichnet einen Tei l  der 

Fläche als  „Vorranggebiet  für die Landwir tschaft“,  einen weiteren Tei l  als  „Vorbehalts -

gebiet  für die Landwir tschaft“.  Der Flächennutzungsplan der Stadt Bad Wildungen 

s tel l t die Fläche seit  2009 als „Fläche für den ruhenden Verkehr“ dar. Die ursprüngl ich 

angedachte Nutzung als  Parkplatz entspricht n icht länger den städtebau l ichen Zielen 

der Stadt und wird von der verfahrensgegenständl ichen Planung abgelöst. Um dem 

Entwicklungsgebot Rechnung zu tragen und eine gesetzeskonforme Bauleitplanung zu 

gewährleis ten,  wird paral lel zur verbindl ichen Bauleitplanung eine Änderung des Flä -

chennutzungsplanes veran lasst.  

2. 2 B er ück s ic h t i gung de r  Z i e l e  de s  U mwel t sc hu t ze s  

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans werden die Ziele des Umweltschutzes  

umfassend berücks icht igt, wie es  die recht l ichen Vorgaben des Baugesetzbuchs 

(BauGB) und weiterer einsch lägiger Regelungen verlangen. Gemäß § 1 Abs.  5 BauGB 

is t  s icherzustel len,  dass  die Planung eine nachhalt ige s tädtebau l iche Entwicklung för-

der t , die natürl ichen Lebensgrundlagen schützt  und entwickelt  sowie eine menschen-

würdige Umwelt  s icher t.  Dabei werden auch die Anforderungen an den Kl imaschutz 

und die Anpassung an den Kl imawandel in  den Planungsprozess  einbezogen.  

Die Umweltschutzziele orient ieren s ich an den Schutzgütern, die in § 1 Abs.  6 Nr.  7 

BauGB sowie in  § 2 Abs.  1 und An lage 1 des Gesetzes  über die Umwelt ver trägl ich-

keitsprüfung (UVPG) def in iert  s ind. H ierzu zäh len gem äß § 1 Absatz 6 Nr. 7 BauGB 

insbesondere die Auswirkungen auf  Tiere,  Pf lanzen,  Fläche,  Boden,  Wasser,  Luft , 

K l ima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft  und die bio logi -

sche Viel fal t,  die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000 -Gebiete im 

Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes,  umweltbezogene Auswirkungen auf den Men-

schen und seine Gesundheit  sowie die Bevölkerung insgesamt,  umweltbezogene Aus-

wirkungen auf  Ku lturgüter und sonst ige Sachgüter,  die Vermeidung von Emiss ionen 

sowie der sachgerechte Umgang mit  Abfällen und Abwässern, die Nutzung erneuer-

barer Energien sowie die sparsame und eff iziente Nutzung von Energie,  die Darstel-

lungen von Landschaftsplänen sowie von sonst igen Plänen, insbesondere des Wasser -

,  Abfal l -  und Immiss ionsschutzrechts,  die Erhaltung der bestmögl ichen Luftquali tät  in 

Gebieten,  in denen die durch Rechtsverordnung zur Erfü llung von Rechtsakten der 

Europäischen Union fes tgelegten Immiss ionsgrenzwerte nicht überschrit ten werden,  

die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes  nach 

den Buchstaben a bis  d und unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes -Immiss ions-

schutzgesetzes,  die Auswirkungen,  die aufgrund der Anfäl ligkeit  der nach dem Bebau-

ungsplan zu läss igen Vorhaben für schwere Unfäl le oder Kat astrophen zu erwarten 
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s ind.  Darüber h inaus wird eine nachhalt ige Bodennutzung angestrebt,  um Flächenver-

s iegelung und Bodeneros ion zu min imieren,  während Grund - und Oberf lächengewäs-

ser vor Verschmutzung und Beeinträcht igung bewahr t  werden so llen.  Die Planung be-

rücks icht igt  zudem Maßnahmen zur Redukt ion von Treibhausgasemissionen und zur 

Förderung kl imafreundl icher Entwicklungen wie Energieef fiz ienz und erneuerbare 

Energien.  Auch der Erhalt  des  ku lturel len Erbes,  archäologischer Stät ten und eines  

harmonischen Landschaftsbi ldes  is t  Tei l der Umweltschutzziele.   

Im Umweltbericht wird detai l l iert  beschrieben, wie diese Ziele bei der Planung berück-

s icht igt  wurden. Es erfo lgt eine Bewer tung der Auswirkungen der Planung auf die ein-

zelnen Schutzgüter,  einsch ließl ich einer Prognose der Umwelt veränderungen bei 

N ichtdurch führung des Plans (Nul lvariante).  Darüber h inaus wird geprüft,  ob alterna-

t ive Planungsmöglichkeiten ex is t ieren, um s icherzustel len,  dass  eine umwelt verträgl i -

che Lösung gewählt  wird.  Ergänzend dazu werden Maßnahmen zur Vermeidung,  Min-

derung oder Kompensation negat iver Auswirkungen fes tgelegt,  beispielsweise durch 

Eingrif fs regelungen gemäß Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG).  

Abschl ießend wird erläutert ,  wie die Ergebnisse der Umweltprüfung in  die Abwägungs-

entscheidung eingef lossen s ind (§ 2 Abs. 4 BauGB). Durch diese Vorgehensweise 

trägt die Planung dazu bei,  eine nachhalt ige Entwicklung zu fördern,  indem ökologi -

sche, soziale und wir tschaft l iche Belange ausgewogen berücks icht igt  werden.  

2. 3 Anp ass ung sp f l ic h te n  nac h  d em  Ba ug ese tzb uch  

Der Landesentwicklungsplan 2020 s tell t  die Flächen des Plangebietes  als  „Fors t l ichen 

Vorzugsraum“ dar.  Der Regionalplan Nordhessen 2009 bezeichnet einen Tei l  der Flä -

che als  „Vorranggebiet  für die Landwirtschaft“,  einen weiteren Tei l  als  „Vorbehaltsge -

biet  für die Landwir tschaft“.  Das Regierungspräsidium Kassel als  obere Landespla-

nungsbehörde hat bestät igt, dass die Planung nicht gegen Ziele der Raumordnung 

verstößt (§ 1 Abs.  4 BauGB),  wei l  die Fläche seit  2009 bau leitplanerisch als  Stellplat z-

f läche ges icher t is t.  

Seit  2009 is t  das  Untersuchungsgebiet  im Flächennutzungsplan als  „Fläche für den 

ruhenden Verkehr“ dargestel lt . Die ursprüngl ich getrof fene Entscheidung, die Fläche 

als Parkplat z zu nutzen, entspricht n icht mehr den Anforderungen und Zielsetzungen 

der Stadt. Da Bebauungspläne gemäß § 8 Abs.  2 BauGB aus dem Flächennutzungs-

plan zu entwickeln  s ind,  lässt  s ich die aktuel l  fes tgesetzte Nutzung n icht mit  dem ver-

fahrensgegenständl ichen Entwicklungsziel  der Stadt vereinbaren.  Um den Interes-

senskonf l ikt zu lösen und eine städtebau l ich geordnete und rechtskonforme Stadtent-

wicklung gemäß dem Entwicklungsgebot zu s ichern,  hat die Stadt Bad Wildungen be -

sch lossen,  parallel  zum Aufstel len des Bau leitplanes ein  Verfahren zur Änderung des 

Flächennutzungsplanes gemäß § 8 Abs.  3 BauGB einzu leiten.  
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Die Inanspruchnahme der verfahrensgegenständl ichen Fläche ermögl icht eine Anglie -

derung der Fläche an die bestehende Schul -Infrastruktur der Stadt ,  was  die gemein-

same Nutzung von Freianlagen förder t  und so Raum für Begegnungen  zwischen Schul-

kindern schaf ft.  Da die bestehenden Schulen bereits  verkehrs techn isch angebunden 

s ind, kann die Ersch l ießung neuer Verkehrswege und die damit  verbundene Oberf lä -

chenvers iegelung im Vergleich zu einem Neubau an anderer Stel le vermieden werden.   

 

Abb i ldu n g  3 :  Da rs te l lu n ge n im  re ch tswi rk sa m e n  Flä che nn u t zu n gsp la n  
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2. 4 B esc hr e i bung  de r  w ic h t igs ten  Da rs te l l ung e n und Fe s tse t zunge n  

Die verfahrensgegenständl iche Fläche bef inde t s ich südl ich des  Stadtgebietes von 

Bad Wildungen  unweit  der Bundesstraße B253 und ist  südl ich der „Odershäuser 

Straße“ durch die „Brüder-Grimm-Straße“ und die Straße „Am Langen Rod“ bereits 

ersch lossen.  Weiter südl ich sch l ießen s ich die Schu lgebäude der „Ense -Schule“ und 

der „Mathias -Bauer-Schule“ an.  

Die 9.  Änderung stel lt  eine Fläche für den Gemeinbedarf  mit  der Zweckbest immung 

„Schule“ dar ;  Straßen und Wege bleiben unveränder t.  D ie Darstel lung best immt die 

Ar t  der Bodennutzung in  den Grundzügen,  Maß und Gestaltung regelt der Bebauungs-

plan Nr.  20.1.1 im Paral lelverfahren.  Er set zt  die Fläche als  Fläche für den Gemeinbe -

darf  fes t.  D ie Grundf lächenzah l beträgt 0,6;  Stellplät ze,  Zufahr ten und Nebenanlagen 

dürfen s ie bis  0,8 überschreiten.  Zu läss ig s ind höchstens zwei Vo l lgeschosse in  ab-

weichender Bauweise innerhalb von Baugrenzen, die 3 m Abstand zu den Grenzen der 

Gemeinbedarfs f läche halten.  Mindestens 80 Prozent der nutzbaren Dachf lächen der 

Hauptgebäude s ind extens iv  zu begrünen,  mindestens 50 Prozent mit  An lag en zur Nut-

zung solarer Strahlungsenergie zu belegen.  Die Alleebäume an der Brüder -Grimm-

Straße sind zu erhalten; abgängige Bäume s ind zu ersetzen, und muss ein  Baum aus-

nahmsweise für die Ersch l ießung  entfal len,  is t  er 1:1 zu ersetzen.  Die Außenbeleuch-

tung ist  insektenfreundl ich auszuführen, befest igte Flächen ohne Kfz - und Busverkehr 

s ind wasserdurchläss ig herzustel len  (mit t lerer Abf lussbeiwer t  höchstens 0,6),  soweit  

keine zwingenden Gründe entgegenstehen .  Je angefangene 200 m²  nicht überbauter  

Grundstücks f läche is t  ein  kleinkron iger oder je angefangene 400 m² ein  großkron iger 

Baum zu pf lanzen. Versorgungsleitungen s ind unterirdisch zu verlegen.  Die Brüder-

Grimm-Straße wird als öf fent l iche Straßenverkehrs f läche,  der Weg auf dem Flurstück 

90/2 als  Verkehrs f läche besonderer Zweckbest immung „Fußweg“ fes tgesetzt.  

Der Änderungsbereich umfasst rund 8.600 m² und is t  im wirksamen Flächennutzungs-

plan als Fläche für den ruhenden Verkehr dargestel l t;  der Bebauungsplan Nr. 20.1 

„Ense -Stel lplät ze“ (Änderung) set zt  ihn  als  Verkehrs f läche besonderer Zweckbest im-

mung „Pkw-Stel lplät ze“ fest.  

Die Fläche is t heute eine Wir tschaftswiese auf durchschn it t lichen Böden. Nach dem 

geltenden Bebauungsplan dürfte s ie zu rund 74 Prozent als  Stel lplatzan lage vers iegelt 

werden;  dann gingen die Bodenfunkt ionen dor t  weitgehend verloren,  und Stoffein träge 

aus dem Verkehr (Reifen- und Bremsabrieb,  Treibstof fe,  Motorenöle, Streusalz) kämen 

h inzu.  Rund 400 m west lich  l iegt das  FFH -Gebiet „Sonderrain  bei Bad Wildungen“ (DE 

4820-301), rund 900 m entfernt das  FFH -Gebiet „Sonder tal  und Talgraben bei Bad 

Wildungen“ (DE 4920-302);  Wirkungsbeziehungen zum Plangebiet  bestehen nicht.  

Aus der räumlichen Nähe zu der vorhandenen Schul -In frastruktur der Stadt, der Be -

schaf fenheit  sowie der Verfügbarkeit der Fläche lei tet  s ich die Eignung des Untersu-

chungsgebiet  als  Standor t  für die geplante Förderschule ab ,  wodurch  eine s tädtebau-

l iche Entwicklung  im Sinne des BauGB gewährleis tet  wird.   
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3 Beschreibung und Bewer tung der erhebl ichen Umwel t-

auswirkungen auf…  

3. 1 …d i e  Sc hut zgü te r  F l äc he  und  Bode n  

B e s t a n d s a u f n a h m e  

Gemäß § 1 BBodSchG und § 1 HAltBodSchG  sind die Funkt ionen des Bodens u.a.  

durch Vermeidung von schädl ichen Beeinträcht igungen nachhalt ig zu  s ichern oder 

wiederherzustel len. Zur dauerhaften Sicherung der Leis tungs - und Funkt ions fäh igkeit 

des  Naturhaushalts  s ind gemäß § 1 Abs.  3 Nr. 1 und 2 BNatSchG seine prägenden 

bio logischen Funkt ionen,  die Stoff -  und Energief lüsse sowie landschaft l ichen Struktu-

ren zu schützen.  Die Böden s ind so zu erhalten,  dass s ie ihre Funktion im Naturhaus-

halt erfü l len  können. 

Die Fläche wird als Wir tschaftswiese genutzt und is t nach geltendem Planungsrecht 

als Pkw-Stel lplatz fes tgesetzt.  S ie wird von bestehenden Verkehrswegen eingefasst, 

wobei s ich weiter südl ich das Schulgelände der „Ense -Schule“ und der „Math ias -

Bauer-Schule“ ansch l ießt.  

Die Böden der Fläche bestehen vorwiegend aus Lehm, wobei das Verhältn is  zwischen 

enthaltenen Sand-, Ton- und Sch lu ffanteilen leichten Schwankungen unterworfen is t.  

D iese Lehmböden s ind aus Verlandungsprozessen entstanden und s ind nach der ori -

ent ierenden Baugrunduntersuchung (TEIL D) mit  Durchläss igkeiten von 10 ⁻⁶  b is  10⁻⁹ 

m/s  schwach bis sehr schwach durchläss ig.  

Unter wasserrecht l ichen Ges ichtspunkten wird das Untersuchungsgebiet  vo l lständig 

von der qual itat iven Schutzzone I I I  und der quant i tat iven Schutzzone C2 des „Hei l-

quellenschutzgebietes  Bad Wildungen“ überdeckt.  D ie Verordnung zur Festsetzung ei -

nes  Heilquel lenschutzgebietes für die s taat lich  anerkannte Hei lquel le des  Hess ischen 

Staatsbades Bad Wildungen,  Landkreis  Waldeck -Frankenberg, vom 22.  Juni 1977 

(StAnz. 31/1977, S.  1543) ist  dementsprechend zu beachten.  Im Kontext der Bau leit-

planung is t  grundsätzl ich  besonderes  Augenmerk auf  einen vorsorgenden Schutz des 

Trinkwasserhaushalts  zu  legen.   

Die Entwässerung der Fläche erfolgt in nördl iche R ichtung ent lang der  leicht abschüs-

s igen Topograph ie (5 - 10 Prozent) und fo lgt  der „Odershäuser Straße“. Die natürl iche 

Eros ionsgefahr des Bodens wird für die Fläche als hoch bis  sehr hoch  bewertet,  wes-

halb im Zuge der Bebauung verstärkt auf Schutzmaßnahmen zu achten is t.   

Alt lasten s ind n icht bekannt;  das  Fach in formationssystem Altf lächen und Grundwas-

serschadensfäl le enthält für die Flurs tücke keine Eintragungen. Archäologische Be -

funde sind ebenfal ls  n icht bekannt.  Heute wirken auf  den Boden die Bewir tschaftung 

als Wiese und Einträge aus der Landwir tschaft.  Bei Vol lzug der geltenden Stellplat z-

fes tset zung kämen Stoffein träge aus dem Verkehr (Reifen - und Bremsabrieb, Treib-

s tof fe, Motorenöle,  Streusalz) und Emiss ionen hinzu.  

E n t w i c k l u n g  b e i  N u l l v a r i a n t e  
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Ohne die Planung bl iebe der Bebauungsplan Nr. 20.1 „Ense -Stel lplät ze“ (Änderung) 

in  Kraft . D ie Stel lplat zan lage wurde seit 2009 n icht verwirkl icht und entspricht n icht 

mehr den Zielen der Stadt;  vorauss icht l ich bl iebe die Fläche daher zunächst Wiese.  

Recht l ich  könnte sie aber jederzeit  mit  einem Vers iegelungsgrad von rund 74 Prozent 

als  Parkplat z ausgebaut werden.  Für diesen Fall  g i lt :  Flächendeckende Vers iegelung 

bewirkt  den vo l ls tändigen Verlus t  wichtiger Bodenfunkt ionen wie der Versickerungsfä-

h igkeit;  die belebte Bodensch icht verl ier t  weitgehend ihre Fi lter -,  Puffer- und Spei -

cherfunkt ionen. Ohne gezielte Ableitung oder Behandlung des anfal lenden Nieder-

sch lagswassers  wird der Oberf lächenabf luss  besch leun igt,  was an ungeschützten 

Rändern zu Eros ionserscheinungen führen kann. Weiterh in  bedingt eine verkehrl iche 

Nutzung schädl iche Stoffein träge (Reifen-/Bremsabrieb, Treibstoffe),  die Boden und 

Grundwasser belasten können.  Erhaltene Gehölze bzw.  Bepf lanzungen im Rahmen der 

fes tgesetzten Grünf lächen bieten begrenzte Lebensräume für Vögel. Insgesamt is t der 

öko logische Wer t des  Gebiets als  Parkf läche jedoch sehr gering.  

Bleibt die Fläche Wiese, behält der Boden seine Funkt ionen im heut igen, durch die 

Bewir tschaftung geprägten Umfang.  

P r o g n o s e  u n d  A u s w i r k u n g e n  b e i  B e b a u u n g  

Durch die Umsetzung der geänder ten Darstellung, die der Bebauungsplan Nr.  20.1.1 

konkretisier t,  ents tehen bau l iche Eingrif fe,  die das Schutzgut Boden und Fläche be -

ein trächt igen.  

Baubedingte Auswirkungen  

Abgrabungen,  Aufschüt tungen und Bodenstabi l isierungsmaßnahmen bedingen den 

temporären ,  for tgeschrit tenen  Verlus t  von Bodenfunktionen.  Der Bau führ t  zu  einer 

Abtragung von Bodensch ichten,  was die natürl iche Funkt ionserfü llung des Bodens 

weiter herabsetzt. Es kommt zur Aufwirbelung von Staub und zur Emiss ion lu f tgetra-

gener Schadstoffe (NOₓ ,  SO₂,  Feinstaub).  Bodenfrei legungen erhöhen das Eros ionsri-

s iko,  insbesondere an den Übergangsbereichen.   

Anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen  

Gegenüber der heut igen Wiese verlier t  der Boden auf bis  zu 80 Prozent der Gemein-

bedarfsf läche seine Funkt ionen für Vers ickerung,  Grundwasserneubildung und als  Le -

bensraum; gegenüber der zu läss igen Stellplat zanlage bleibt  der Umfang vergleichbar. 

Schadstof fe in träge durch den betrieblichen Verkehr (Reifen -/Bremsabrieb,  Treibstoffe) 

s ind im Vergleich zu einer exklus iven Nutzung als  Stel l f läche reduzier t.  Durch die be -

wusste Ausgestaltung begrünter Freian lagen können die Funktionen des Bodens als 

Lebensraum und Puffer gezielt geförder t  werden. Die Erosionsgefahr wird gesenkt. 

Bepf lanzungen und die An lage von begrünten Dachf lächen bedingen die zeit verzö-

ger te Abgabe von Niedersch lag, was wiederum eine or tsnahe Verwer tung begünst igt 

und die Regenerat ion des Bodenwass erhaushalts unterstüt zt.  

M a ß n a h m e n  z u r  Ve r m e i d u n g  u n d  M i n i m i e r u n g  

Der Bebauungsplan Nr.  20.1.1 begrenzt die Beeinträcht igungen,  indem er eine pla -

nungsrecht l ich vorbelastete, bereits ersch lossene Fläche in Anspruch n immt, die über-

baubare Fläche begrenzt und Dachbegrünung,  wasserdurch läss ige Beläge auf Wegen 

und Aufenthalts f lächen,  Baumpf lanzungen und den Erhalt  der Al leebäume festsetzt.  In 
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der Bauausführung is t der Oberboden nach den Regeln  des Bodenschutzes zu sichern, 

unbelasteter Erdaushub mögl ichst im Gelände wieder einzubauen und das N ieder-

sch lagswasser zurückzuhalten und gedrosselt  abzu leiten.  

 

B e w e r t u n g   

Die Fläche is t heute unvers iegelt . Unter geltendem Planungsrecht ist  s ie als Pkw -Stel l -

plat z fes tgesetzt;  dessen Vollzug ginge einher mit  weit f läch iger Vers iegelung und dem 

Verlust  naturnaher Bodenfunkt ionen sowie einer Einschränkung der natürl ichen Vers i -

ckerungsfäh igkeit.  Der Vo l lzug des verfahrensgegenständlichen Bebauungsplanes 

s ieht eine Grundf lächenzah l von 0,6 vor, die für Stel lplät ze,  Zufahr ten und Nebenan-

lagen bis  0,8 überschrit ten werden darf;  das  entspricht in  etwa der zuläss igen Vers ie -

gelung eines Pkw-Stel lplatzes.  

Maßnahmen zur öko logischen Aufwer tung adress ieren insbesondere die Verwendung 

wasserdurchläss iger Bodenbeläge für Fußwege, Nebenwege und Spiel - sowie Aufent-

haltsf lächen sowie die Begrünung von Dachf lächen und n icht überbaubaren Flächen. 

Dies  begünstigt  die  ortsnahe Verwer tung von anfallendem Niedersch lagswasser,  so-

dass  eine Ableitung über das System der Stadt nur antei l ig notwendig is t.  Weiterh in  

kann das R is iko von Bodeneros ion durch das Pf legen einer durchgängigen Vegetati -

onsdecke im Rahmen der Freian lagengestaltung mit  h inreichender Sicherheit  ausge -

sch lossen werden.  Die Inanspruchnahme vorbelasteter Flächen sowie der Erhalt  der 

Al leebäume runden das Maßnahmenpaket ab, sodass die ökologische Entwicklung der 

Fläche unter Beachtung al ler Festset zungen pos it i v  beeinf lusst werden kann.   

Den Eingri f f in den Boden bewer tet die Stadt nach § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB gegen-

über dem geltenden Planungsrecht:  Soweit  die Versiegelung schon nach dem Bebau-

ungsplan Nr.  20.1 zu läss ig war,  is t  ein  Ausgleich n icht erforderl ich.  Für die heutige 

Wiese bedeutet die Planung gleichwohl einen realen Verlus t von Bodenfunktionen;  er 

is t in  die Abwägung eingestel lt .  

Für das Schutzgut Fläche is t  aufgrund der bereits fes tgesetzten  Inanspruchnahme kein 

erhebl icher Eingrif f  fest zustel len .  

Unter Einhaltung al ler fes tgesetzten Maßnahmen und der allgemeinen Sorgfaltspf lich-

ten nach § 1 BBodSchG ergeben sich keine erhebl ichen nachtei l igen Auswirkungen 

auf  das  Schutzgut Fläche und Boden im Sinne des § 1 Abs.  6 Nr.  7 BauGB bzw. § 13 

BNatSchG.  

3. 2 …d i e  Sc hut zgü te r  P f la nze n ,  T ier e  und  b io l og isc he  Vi e l f a l t  

B e s t a n d s a u f n a h m e  

Die Erfassung des Schutzguts  Pf lanzen,  Tiere und bio logische Viel falt  erfo lgt  unter 

Beachtung der Vorgaben des § 44 BNatSchG,  der BArtSchV sowie der europäischen 

FFH-Richt l in ie und Vogelschutzricht l in ie.  

Aus planungsrecht l icher Sicht is t das Untersuchungsgebiet laut dem Flächennut-

zungsplan der Stadt mit  einer Nutzung als  „Fläche für den ruhenden Verkehr“ 
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dargestel l t. Der aktuel le Bebauungsplan Nr.  20.1 „Ense Stel lplätze“ (Änderung) setzt  

h ierbei 6.269 m² Pkw -Stel lplat zf läche fes t,  was einem Antei l  von rund 74 Prozent ent-

spricht.   

Tatsäch l ich is t die Fläche eine mäßig intens iv  genutzte, artenarme Wir tschaftswiese.  

Gehölze säumen die Ränder,  ent lang der Brüder-Grimm-Straße s teht eine gesetzl ich  

geschützte Al lee.  

Bei Vo llzug der fes tgesetzten Nutzung bl iebe die Vegetat ion auf die Grünf lächen be -

grenzt.  Erhaltene oder gepf lanzte Gehölzstrukturen bi lden eingeschränkte Lebens-

räume für gebüschbrütende und ubiqu itäre Ar ten,  wobei durch die angrenzenden Ver-

kehrswege „Odershäuser Straße“ und ferner die in  öst l icher R ichtung bef indl iche Bun-

desstraße (B253) eine akust ische Vorbelastung besteht, die s ich in  einem Umge -

bungslärmindex von Wer ten zwischen 55 und 69 [dB(A)] widerspiegelt  (LärmViewer 

Hessen).  

Die Baumreihe entlang der Brüder-Grimm-Straße ist  als  Tei l  einer geschützten Al lee 

nach § 30 Abs.  2 Satz 2 BNatSchG ges icher t.  Weitere schutzwürdige Biotoptypen 

nach § 30 BNatSchG sowie nach FFH -Richt l in ie sind n icht vorhanden,  wobei rund 400 

m west lich  das FFH -Gebiet „Sonderrain bei Bad Wildungen“ (DE 4820 -301) und rund 

900 m entfernt das  FFH -Gebiet „Sondertal  und Talgraben bei B ad Wildungen“ (DE 

4920-302) l iegen.  

Tiere 

Amphibien f inden weder Laichgewässer noch geeignete Landhabitate,  Rept i l ien  keine 

s trukturreichen Bereiche.  Für Tagfalter und Wildbienen feh len auf  der Wiese weitge -

hend Futter- und Nektarpf lanzen.  Säuget iere wie Feldhamster,  Wi ldkat ze oder Hasel-

maus s ind wegen der Störungen und feh lender Strukturen n icht zu erwarten. Fleder-

mäuse nutzen die Fläche höchstens zur Nahrungssuche und die Al lee als  Leit linie.  Die 

Gehölze am Rand bieten ubiqu itären Gebüschbrütern Lebensraum; Bodenbrüter wie 

Feldlerche oder Kiebitz s ind wegen der angrenzenden Störungen n icht zu erwar ten. 

Die Lebensraumpotenzialanalyse in der Begründung zum Bebauungsplan Nr.  20.1.1 

(Kapitel  5.3.2) prüft  die europäisch geschützten Ar ten im Einzelnen.  

E n t w i c k l u n g  b e i  N u l l v a r i a n t e  

Ohne die Planung bl iebe der Bebauungsplan Nr. 20.1 „Ense -Stel lplät ze“ (Änderung) 

in  Kraft . D ie Stel lplat zan lage wurde seit 2009 n icht verwirkl icht und entspricht n icht 

mehr den Zielen der Stadt;  vorauss icht l ich bl iebe die Fläche daher zunächst Wiese.  

Recht l ich  könnte sie aber jederzeit  mit  einem Vers iegelungsgrad von rund 74 Prozent 

als  Parkplat z ausgebaut werden.  Für diesen Fall  g i lt :  Flächendeckende Vers iegelung 

set zt  die At trakt ivi tät  einer Fläche als  Lebensraum und Nahrungshabitat  deut lich  

herab.  Weiterh in  bedingt eine verkehrl iche Nutzung schädl iche Stof feinträge (Reifen -

/Bremsabrieb,  Treibstoffe), die Flora und Fauna nachhalt ig belasten können.  Erhaltene 

Gehölze bzw.  Bepf lanzungen im Rahmen der fes tgesetzten Grünf lächen bieten be -

grenzte Lebensräume für  Vögel;  Störfaktoren wie Lärm und Abgase durch die angren-

zende Straße bestehen for t.  Maßnahmen zur Aufwertung von Habitaten und Lebens-

räumen bleiben aus. Insgesamt is t der öko logische Wert des  Gebiets als Park f läche 

sehr gering.  
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Bleibt  die Fläche Wiese,  bleibt  s ie Nahrungsraum für ubiqu itäre Ar ten ohne besondere 

Bedeutung.  

P r o g n o s e  u n d  A u s w i r k u n g e n  b e i  B e b a u u n g  

Durch die Umsetzung der geänder ten Darstellung, die der Bebauungsplan Nr.  20.1.1 

konkretisier t,  ents tehen Eingri ffe,  die die Schutzgüter Pf lanzen,  Tiere und bio logische 

Viel falt  beeinträchtigen.  

Baubedingte Auswirkungen  

Im Zuge der Bauaktiv itäten können  Lebensräume beeinträcht igt  werden.  Gehölzs truk-

turen  werden in Tei len entfernt; temporär entstehen Störungen durch Staub,  Lärm, 

Licht und Erschüt terungen . Schadstof feinträge aus Baumaschinen und Baustellenver-

kehr können bestehende Belastungen punktuell  for tschreiben,  was wiederum Tier - und 

Pf lanzengesel lschaften negativ  beein f lussen kann.  

Anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen  

Gegenüber der heut igen Wiese geht auf dem überbauten Teil  Lebensraum verloren;  

gegenüber der zu läss igen Stel lplatzan lage is t der Vers iegelungsgrad vergleichbar.  

Grundsätzl ich  können versch iedene Arten,  insbesondere jedoch Insekten,  durch an-

haltende Lichtqu el len gestört  werden.  Während durch die Anlage von Kel lergeschos-

sen weitere Lebensräume im Erdreich dauerhaft  verloren gehen,  kann s ich die be -

wusste Ausgestaltung begrünter Freian lagen mitsamt wasserdurch läss iger Flächenbe -

fest igung der Wege pos itiv  auf  die  Biodivers ität  auswirken und die Bodenqual i tät  für 

Bodenorgan ismen verbessern.  Die An lage von begrünten Dachf lächen fördert  Insek-

ten und wirkt der f lächenhaften Vers iegelung entgegen. Der Erhalt  der Al lee und die 

Pf lanzung heimischer Bäume erhöhen die Habi tatqual ität und tragen so gezielt zur 

Förderung der Artenv iel falt  bei.  

M a ß n a h m e n  z u r  Ve r m e i d u n g  u n d  M i n i m i e r u n g  

Der Bebauungsplan Nr.  20.1.1 lenkt den Eingri f f  auf  eine planungsrecht lich  vorbelas-

tete Fläche,  begrenzt die Grundf läche,  s icher t  die gesetzl ich  geschützte Al lee an der 

Brüder-Grimm-Straße und verlangt Pf lanzungen heimischer,  s tandor tgerechter 

Bäume,  wasserdurch läss ige Beläge, Dachbegrünung und insektenschonende Beleuch-

tung.  Gehölze dürfen nach § 39 Abs.  5 Satz 1 Nr.  2 BNatSchG nur außerhalb der Zeit 

vom 1.  März bis  30. September beseit igt werden.  

 

B e w e r t u n g  

Das Plangebiet  weis t  nur eine geringe Bedeutung für die bio logische Viel falt  au f.  Mit 

der planungsrecht l ich fes tgesetzten Nutzung als PKW -Stel lplat z geht eine f lächende -

ckende Vers iegelung einher,  die Bodenfunktionen deutl ich  herabsetzt  und weitrei -

chende Auswirkungen  auf  die Schutzgüter Pf lanzen,  Tiere und bio logische Viel falt  

nach sich zieht.  Bestehende Gehölzs trukturen  bieten gebüschbrütenden Ar ten be -

grenzten Schutz,  während akust ische Vorbelastungen durch die angrenzenden Ver-

kehrswege for tbestehen.  Durch die geplante Bebauung kommt es  zwar zu weiteren 

Beeinträcht igungen (temporäre Störungen,  Bodenarbeiten ),  diese lassen s ich jedoch 
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durch gezielte Vermeidungs - und Min imierungsmaßnahmen fach- und rechtskonform 

bewält igen .  

Der Erhalt des gesetzl ich geschützten Biotops „Al lee“ s ichert  wer t vo l le Habitate für 

Vögel und Kleinsäuger und puffer t die Fläche gegenüber Fremdeinwirkungen durch 

Verkehrs lärm ab.  Die An lage von Grünf lächen auf n icht überbaubarer Grundstücks f lä -

che und die Bepf lanzung mit s tandor tgerechten Bäumen ergänzen die bestehenden 

Strukturen um weitere Lebensräume und Nahrungsquellen für Vögel,  K leinsäuger und 

Insekten, während die Pf lege einer durchgängigen Vegetat ionsdecke im Bereich der 

Freian lagen sowie die Dachbegrünung den Auswirkungen der Bodenversiegelung ent-

gegenwirken.   

Unter str ikter Einhaltung der fes tgesetzten Vermeidungs - und Min imierungsmaßnah-

men kann ein  nachhalt iger,  pos it iver Ef fekt auf  die Schutzgüter erz iel t  werden,  sodass 

die Umnutzung der Fläche für schu l ische Zwecke als neutrale bis aufwer tende Ent-

wicklung gegenüber dem bestehenden Planungsrecht  zu  bewerten is t.  Es  l iegen keine 

erhebl ichen Beeinträcht igungen vor.  

3. 3 …d as  S chu t zgu t  Wass er  

B e s t a n d s a u f n a h m e  

Die Erfassung des Schutzguts  Wasser und Wasserhaushalt  erfolgt  unter Beachtung 

der Vorgaben des § 5 WHG, § 2 UVPG sowie der länderspezif ischen wasserrecht lichen 

Best immungen des Hess ischen Wassergesetzes  (HWG) und der einsch lägigen Schutz-

gebietsverordnungen. 

Das Untersuchungsgebiet  bef indet s ich im Hei lquel lenschutzgebiet  „Bad Wildungen“ 

und wird vo l ls tändig von der qual i tat iven Schutzzone I I I  und der quant i tat iven Schutz-

zone C2 überdeckt.  Die Verordnung zur Festsetzung eines  Hei lquel lenschutzgebietes 

für die staat l ich  anerkannte Hei lquelle des Hess ischen Staatsbades Bad Wildungen, 

Landkreis  Waldeck-Frankenberg,  vom 22.  Jun i 1977 (StAnz.  31/1977,  S.  1543) ist  

dementsprechend zu beachten.   

Nach derzeit igem Kenntn iss tand is t  eine Schule mit  den Schutzzielen der Zonen I I I 

und C2 vereinbar,  wenn keine wassergefährdenden Stoffe in größerem Umfang ver-

wendet werden und das N iedersch lagswasser verordnungskonform bewir tschaftet  

wird. Die Verbote der  Verordnung gelten unmittelbar. Die obere Wasserbehörde beim 

Regierungspräs idium Kassel hat s ich in  der f rühzeitigen Betei l igung dazu noch n icht 

geäußer t;  ihre Stellungnahme wird im weiteren Verfahren eingeholt.  

Die Durch läss igkeit  des  Bodens wurde fach lich geprüft  und mit  „durch läss ig bis sehr 

schwach durch läss ig“ bewertet .  D ie Entwässerung der Fläche erfo lgt  in  nördl iche 

R ichtung ent lang der  leicht  abschüss igen Topograf ie (5-10 Prozent),  wobei auf  der 

Fläche ein  Fl ießpfad entsteht (s iehe Abbi ldung 4). Weiterh in wird die natürl iche Eros i -

onsgefahr des Bodens als  hoch bis  sehr hoch bewer tet.  Um diesen Faktoren Rechnung 

zu tragen und die Einhaltung der einsch lägigen R icht l in ien zu gewährleis ten,  verlangt 

die fachgerechte Handhabung des anfal lenden Niedersch lags besonderes Augenmerk:  
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Da in  bindigen Böden die  or tsnahe Verwertung von unbelastetem Niedersch lagswasser  

nur bedingt mögl ich is t,  is t  eine (Tei l -)Ein leitung in  die Systeme der Stadt vorzuneh-

men. Dies s ichert  sowohl die fachgerechte Abführung von überschüss igem Nieder-

sch lag als  auch von belastetem Oberf lächenwasser,  das im Kontext der vers iegelten 

Park- und Verkehrsf lächen durch den Eintrag von Schadstoffen entsteht.  Eine Belas-

tung durch Überschwemmungen oder Hochwasser is t nicht gegeben; die Starkregen-

gefahr wird jedoch mit  „erhöht“ bewertet  (Starkregenviewer Hessen).  

Die orient ierende Baugrunduntersuchung bewer tet  die bindigen Decksch ichten mit  

10⁻⁶  b is  10⁻⁹ m/s  als schwach bis  sehr schwach durchläss ig,  den Felszersat z mit 10 ⁻⁵  

b is unter 10⁻⁹  m/s als durch läss ig bis sehr schwach durch lässig. Stau - und Hang-

sch ichtwasser wurde rund 1 m unter Gelände angetroffen,  freies  Grundwasser ist  erst  

in  größerer Tiefe zu erwar ten.  Eine Vers ickerung ohne Drosselabf luss  empf ieh lt  das  

Gutachten nicht,  wei l die Lehme gering durch lässig s ind und hangabwär ts  Vernässun-

gen drohen.  

Aus planungsrecht l icher Sicht is t das Untersuchungsgebiet laut dem Flächennut-

zungsplan der Stadt mit  einer Nutzung als  „Fläche für den ruhenden Verkehr“ darge -

s tel l t.  Der aktuel le Bebauungsplan Nr. 20.1 „Ense Stel lplät ze“ (Änderung) set zt h ierbei 

6.269 m² Pkw-Stel lplatzf läche fes t,  was einem Antei l  von 74 Prozent entspricht.  

Heute vers icker t und verdunstet das N iedersch lagswasser auf  der Wiese weitgehend 

vor Or t;  bei Starkregen f ließt es ent lang des Gefäl les  nach Norden ab.  

E n t w i c k l u n g  b e i  N u l l v a r i a n t e  

Ohne die Planung bl iebe der Bebauungsplan Nr. 20.1 „Ense -Stel lplät ze“ (Änderung) 

in  Kraft . D ie Stel lplat zan lage wurde seit 2009 n icht verwirkl icht und entspricht n icht 

mehr den Zielen der Stadt;  vorauss icht l ich bl iebe die Fläche daher zunächst Wiese.  

Recht l ich  könnte sie aber jederzeit  mit  einem Vers iegelungsgrad von rund 74 Prozent 

als  Parkplat z ausgebaut werden.  Für diesen Fall  g i lt :  Flächendeckende Vers iegelung 

bewirkt  den vo l ls tändigen Verlus t  wichtiger Bodenfunkt ionen wie der Versickerungsfä-

h igkeit;  die belebte Bodensch icht verl ier t  weitgehend ihre Fi lter -,  Puffer- und Spei -

cherfunkt ionen. Ohne gezielte Ableitung oder Behandlung des anfal lenden Nieder-

sch lagswassers  wird der Oberf lächenabf luss  besch leun igt,  was an ungeschützten 

Rändern zu Eros ionserscheinungen führen kann. Weiterh in  bedingt eine verkehrl iche 

Nutzung schädl iche Stoffein träge (Reifen -/Bremsabrieb,  Treibstof fe),  die sich wiede -

rum negat iv auf  die Neubi ldung von Grundwasser und den Wasserhaushalt  im Al lge -

meinen auswirken können.  In  recht l icher H ins icht is t die Nu l lvariante mit  der geltenden 

Hei lquel lenschut zgebietsverordnung vereinbar,  s ie vermag jedoch keine Verbesserung 

der bestehenden Belastungss ituat ion herbeizu führen.  

Bleibt die Fläche Wiese,  bleiben Vers ickerung und Verdunstung im heut igen Umfang 

erhalten.  

P r o g n o s e  u n d  A u s w i r k u n g e n  b e i  B e b a u u n g  

Durch die Umsetzung der geänder ten Darstellung, die der Bebauungsplan Nr.  20.1.1 

konkretisier t,  entstehen Eingri ffe,  die das Schutzgut Wasser beeinträcht igen.  
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Baubedingte Auswirkungen  

Während der Bauphase treten temporäre Beeinträcht igungen des Wasserhaushalts 

auf. Dazu zäh len:  Punktuel le Bodenverdichtungen und Eros ion durch Baustel lenfahr-

zeuge und Erdbewegungen sowie eine for tgesetzte Reduzierung der Vers ickerungs-

leistung.  Zudem besteht ein  potenziel les  R is iko punktuel ler Schadstoffein träge durch 

den Einsat z von Bauchemikal ien,  Treib - und Schmierstoffen.  Diese R is iken gelten bei 

ordnungsgemäßem Umgang als  beherrschbar,  führen jedoch in  Einzelereign issen zu 

vorübergehenden Belastungen des Wasserhaushalts .  

Anlagen- und betriebsbedingte  Auswirkungen  

Gegenüber der heutigen Wiese nehmen durch die Bebauung der Oberf lächenabf luss 

zu und Vers ickerung sowie Grundwasserneubildung ab;  gegenüber der zu läss igen 

Stellplat zanlage bleibt die Vers iegelung in  derselben Größenordnung.  Das Unterge -

schoss reicht in den Bereich des Hang - und Sch ichtwassers; Abdichtung und eine 

gegebenenfal ls  erforderl iche bauzeit l iche Wasserhaltung s ind wasserrecht l ich  abzu-

s t immen.  Begrünte Dächer und wasserdurch läss ige Wege mindern die Wirkungen.  

Der Wasserbedarf und das Abwasservo lumen erhöhen s ich mit  der Inbetriebnahme der 

Schu lgebäude.  Die dadurch entstehende Belastung stel l t höhere Anforderungen an die 

Leis tungsfäh igkeit der Entwässerungs in frastruktur und birgt das  R is iko von Leckagen 

in  Abwasserleitungen,  die im Schadensfal l  zu  einer Gefährdung des Grundwassers  

führen können.  Bei ordnungsgemäßem Betrieb s ind keine Beeinträcht igungen zu er-

war ten; die Kläranlage is t  h ins icht l ich ihrer Leistungsfäh igkeit  ausreichend dimens io-

n ier t.   

Weitere betriebsbedingte Belastungen ergeben s ich durch mögl iche sto ff l iche Einträge 

in  den Wasserkreis lauf,  zum Beispiel  durch den Einsat z von Streusalzen oder den un-

sachgemäßen Einsat z von chemischen Rein igungsmit teln .  Diese können typischer-

weise über das N iedersch lagswasser sowie Oberf lächenabf luss  in  das  Grundwasser 

gelangen und führen zu einer potenziel len  Beeinträcht igung der Wasserqual ität.  

Kumulat ive betriebsbedingte Auswirkungen unter Berücks icht igung benachbar ter Vor-

haben s ind gegenwär t ig nicht bekannt.  Dennoch erforder t  die dauerhafte Umgestal-

tung des Gebiets  eine kontinuierl iche Überwachung und Einhaltung der wasserrecht-

l ichen Vorgaben, um eine nachhaltige Beeinträcht igung des Wasserhaushalts auszu-

sch l ießen.  

M a ß n a h m e n  z u r  Ve r m e i d u n g  u n d  M i n i m i e r u n g  

Der sorgfält ige Umgang mit Bau - und Betriebsstoffen nach § 5 WHG minder t das  R is iko 

für den Wasserhaushalt. Der Bebauungsplan Nr. 20.1.1 begrenzt die überbaubare Flä -

che auf  einer bereits  ersch lossenen,  planungsrecht lich  vorbelasteten Fläche und setzt  

Dachbegrünung,  wasserdurch läss ige Beläge und Baumpf lanzungen fest.  Das Nieder-

sch lagswasser wird auf  den Dächern zurückgehalten, auf  dem Grundstück gedrosselt 

und im Überschuss in  das städt ische Netz abgeleitet.  

Durch diese Regelungen wird das Risiko einer erhebl ichen Grundwasser - oder Ober-

f lächengewässerbelastung fachl ich korrekt und rechtskonform reduziert .  
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B e w e r t u n g  

Heute is t die Fläche unversiegelt . Unter geltendem Planungsrecht ist  s ie als  Pkw -Stell -

plat z fes tgesetzt;  dessen Vollzug ginge einher mit  großf läch iger Vers iegelung und dem 

Verlust  naturnaher Bodenfunkt ionen sowie einer Herabsetzung der natürl ichen Durch-

läss igkeit  des  Bodens.  Durch den Vol lzug des verfahrensgegenständl ichen Bebau-

ungsplans kann die Fläche zu bis  zu 80 Prozent vers iegelt  werden,  die das Schutzgut 

Wasser in  einem vergleichbaren Maß beeinträcht igt.  Insgesamt verbleibt  der Grad der 

Beeinträcht igungen im Vergleich zum aktuel l geltenden Bebauungsplan auf einem ähn-

l ichen Niveau.  

Maßnahmen zur Vermeidung und Min imierung adress ieren insbesondere die Begrü-

nung von Dachf lächen,  um eine zeit versetzte und entsch leun igte Abgabe unbelasteten 

Niedersch lagswassers  zu gewährleisten.  Dies  wiederum ermögl icht zumindest in  Tei -

len eine or tsnahe Verwertung,  die im Zusammenspiel  mit  einer Ableitung von Über-

schuss und belastetem Oberf lächenwasser den fachgerechten Schutz des Wasser-

haushalts s ichers tel l t.  

Durch die Inanspruchnahme von Flächen, die an bestehende Verkehrswege angren-

zen,  werden weitere Vers iegelungen in  Form von Asphalt ierungsarbeiten vermieden. 

Unter Berücks icht igung der vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen verbleiben keine 

erhebl ichen Beeinträchtigungen im Sinne des § 1 Abs.  6 Nr.  7 Buchstabe a BauGB. 

Die Funkt ions - und Leis tungsfäh igkeit  des  Naturhaushalts  sowie der Schutz des 

Grundwassers  im Plangebiet  werden damit  gewahr t.  

 3 .4  …d ie  Sc hut zgüte r  L u f t  und  K l i ma  

B e s t a n d s a u f n a h m e  

Die Erfassung der Schutzgüter Luft und Kl ima erfo lgt  unter Beachtung der Vorgaben 

des § 1 Abs.  6 Nr.  7a BauGB sowie des § 1 Abs.  3 Nr.  4 BNatSchG und berücks icht igt  

die Funkt ionen der Flächen für die Luftreinhaltung,  die Kaltlu ftents tehung und den Kli -

maschutz.  

Das Plangebiet bef indet s ich im nordhess ischen Raum innerhalb der Gemarkung d er 

Stadt Bad Wildungen.  Die kl imat ischen Bedingungen s ind durch die Lage in  der gemä-

ßigten Kl imazone mit  überwiegenden Westwinden  einem gedämpften Temperaturjah-

resgang sowie Schwankungen zwischen atlant isch -marit imen und kont inentalen Klima-

einf lüssen charakteris ier t.  Durchschnit t l iche Temperaturen bewegen s ich im Jahres-

verlauf  zwischen -1°C und 19°C. 

Der H it zebelastungs index der Fläche wird mit  „schwach“ bis  „mit tel“  bewertet  (H it ze -

Viewer Hessen).  N iedersch lagsmengen schwanken monat l ich  zwischen 49 mm und 71 

mm. Zu letzt  bestehen Vorbelastungen durch die angrenzende „Odershäuser Straße“ 

und öst lich  gelegene Bundesstraße 253.  

E n t w i c k l u n g  b e i  N u l l v a r i a n t e  

Ohne die Planung bl iebe der Bebauungsplan Nr. 20.1 „Ense -Stel lplät ze“ (Änderung) 

in  Kraft . D ie Stel lplat zan lage wurde seit 2009 n icht verwirkl icht und entspricht n icht 

mehr den Zielen der Stadt;  vorauss icht l ich bl iebe die Fläche daher zunächst Wiese.  
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Recht l ich  könnte sie aber jederzeit  mit  einem Vers iegelungsgrad von rund 74 Prozent 

als  Parkplat z ausgebaut werden.  Für diesen Fall  g i lt :  Flächendeckende Vers iegelung 

bewirkt  den langfris t igen Verlus t  kl imaregu l ierender Funkt ionen, insbesondere durch 

die Reduzierung der Vegetat ion und Verdunstungskühlung.  Dadurch wird das lokale 

Mikrokl ima nachweis lich  beeinträcht igt. Vers iegelte Flächen heizen s ich stärker auf, 

die Luft temperatur kann lokal ansteigen und die Luft zirku lation n immt ab.  Die Fäh igkeit  

der Fläche zur natürl ichen CO 2-Bindung und Luftrein igung durch Pf lanzen wird ver-

minder t.  Dif fuse Vorbelastungen durch die umgebenden Verkehrswege bleiben weiter-

h in  bestehen.   

Bleibt  die Fläche Wiese,  behält  s ie ihre geringe Funkt ion als  Kaltluf tentstehungsf läche.  

P r o g n o s e  u n d  A u s w i r k u n g e n  b e i  B e b a u u n g  

 

Durch die Umsetzung der geänder ten Darstellung, die der Bebauungsplan Nr.  20.1.1 

konkretisier t,  ents tehen Eingri ffe,  die die Schutzgüter Luft  und Klima beeinträcht igen.  

 

Baubedingte Auswirkungen  

Während der Bauphase kommt es  temporär zu Emiss ionen von Luftschadstoffen durch 

den Einsat z von Baustel len fahrzeugen und -masch inen. H ierzu zäh len insbesondere 

St ickox ide (NOx), Feinstaub (PM10/PM2,5),  Koh lenstof fdiox id (CO 2) sowie temporäre 

Erhöhungen der lokalen Staubbelastung info lge von Erdarbeiten  und Aufschüttungen. 

Zusätzl ich  kann es  bei trockener Witterung zu weiteren Staubemiss ionen kommen, 

welche die Luftqual i tät  im Baufeld und dessen direktem Umfeld beeinträchtigen.  We -

sent l iche baubedingte R isiken für die Gesundheit der Bevölkerung oder das Kl ima  s ind 

aufgrund des begrenzten zeit l ichen Umfangs und durch Anwendung recht l icher Staub - 

und Emissionsschutzvorgaben jedoch n icht zu  erwar ten.  

Anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen  

Die geplante Neuvers iegelung des Bodens im Zuge der des verfahrensgegenständl i -

chen Bebauungsplans is t  vergleichbar mit  dem aktuel l  fes tgesetzten Vers iegelungs-

grad der Fläche. Gebäudetechn ische An lagen (Heizungen, Kl imaanlagen) führen dau-

erhaft  zu einer Erhöhung der lokalen Emiss ionen (NO x , Feinstaub,  CO 2), was die Luft-

quali tät  versch lechter t  und die Häuf igkeit  von H it zebelastungen potenziell  erhöht.  So-

lange die angrenzenden Flurs tücke ihre Funkt ion als Kaltlu ftents tehungsf lächen bei -

behalten,  is t dieses  R is iko jedoch beherrschbar. Begrünte Dachf lächen und die damit 

verbundene Rückhaltung des N iederschlags wirken zusätzl ich küh lend und fördern ein  

angenehmes Kleinkl ima.  Nach den Festsetzungen des Bebauungsplans s ind die nut z-

baren Dachf lächen der Hauptgebäude zu mindestens 50 Prozent mit  An lagen  zur Nut-

zung so larer Strah lungsenergie zu belegen , was die ein fal lende Strahlung effekt iv  

nutzt  und das Kl ima durch die Ersparn is  von CO 2  Emiss ionen auf  größerer Skala 

schont.    

M a ß n a h m e n  z u r  Ve r m e i d u n g  u n d  M i n i m i e r u n g  

Der Bebauungsplan Nr.  20.1.1 lenkt die Bebauung auf eine ersch lossene Fläche, be -

grenzt die überbaubare Grundstücks f läche und verpf l ichtet  zur Nutzung so larer Strah-

lungsenergie auf  mindestens der Hälf te der nutzbaren Dachf lächen,  zur extens iven 
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Dachbegrünung mit  Verdunstungsküh lung und zur Pf lanzung von Bäumen in  fes tge -

legter Dichte und Qual ität.  

Durch diese Maßnahmen werden die negat iven Ef fekte auf  Luftqual i tät  und Mikrokl ima 

maßgebl ich reduzier t und die Belastung des Kl imas auf  ein  ver tretbares  Maß reduzier t.  

B e w e r t u n g  

Unter geltendem Planungsrecht is t  die Fläche als  PKW -Stel lf läche fes tgesetzt,  was mit  

einem hohen Vers iegelungsgrad und dem Verlus t  kl imaregu l ierender Funkt ionen ein-

hergeht.  Der verfahrensgegenständl iche Bebauungsplan s ieht eine Versiegelung vor, 

die mit  dem planungsrecht l ich  geltenden Zustand vergleichbar ist .  Info lge der Umset-

zung des Bebauungsplanes ergeben s ich wegen des begrenzten Eingri ffs  und der fes t-

gesetzten Min imierungsmaßnahmen keine erhebl ichen nachtei l igen Auswirkungen auf  

das  Schutzgut Luft  un d Kl ima im Sinne des § 1 Abs.  6 Nr.  7 BauGB bzw.  § 13 

BNatSchG. Die langfris t ige Ersparnis von CO 2  durch den Einsat z von Solarmodulen 

wiegt die potenziel len Emiss ionen durch foss i l betriebene Gebäudeanlagen auf. D ie 

Leis tungs- und Funkt ionsfäh igkeit des Naturhaushalts  sowie die kl imatischen Aus-

gleichsprozesse werden durch die verpf l ichtende Begrünung d er Freian lagen und die 

küh lende Dachbegrünung langfris t ig gewahr t.   

3. 5 …das Wirkungsgefüge zw. den Schutzgütern nach 3.1 bis 3.4  

B e s t a n d s a u f n a h m e  

Das Wirkungsgefüge zwischen den Schutzgütern umfasst sämtl iche relevanten s truk-

turel len und funkt ionalen Beziehungen,  die zwischen Mensch,  Tier - und Pf lanzenwelt , 

Boden, Wasser,  K l ima/Luft,  Landschaft sowie Ku ltur - und Sachgütern bestehen und in 

ihrer Gesamtheit  das  öko logische Gleichgewicht beeinf lussen.  Das Plangebiet  ist  vor-

rangig landwir tschaft l ich genutzt  und durch seine Lage und Ausprägung durch ver-

gleichsweise artenarme Vegetat ionsstrukturen und mäßig intens iv  genutzte Böden 

charakteris iert . D ie Wechselwirkungen zeigen s ich u.  a.  in  den gegenseit igen Auswir-

kungen der Schutzgüter auf die Nutzungsmögl ichkeiten,  die Lebensraumqual ität und 

die Erho lungsfunkt ion für den Menschen sowie in  der Vernetzung von Lebensräumen 

und den dor t  vorherrschenden Standor t faktoren für Flora und Fauna.  Aus planungs-

recht l icher Sicht ist  das  Untersuchungsgebiet  laut dem Flächennutzungsplan der Stadt 

mit einer Nutzung als „Fläche für den ruhenden Verkehr“ dargestel l t . Der aktuel le Be -

bauungsplan Nr. 20.1 „Ense Stel lplät ze“ (Ände rung) set zt hierbei 6.269 Quadratmeter  

Pkw-Stel lplat zf läche fes t,  was einem Antei l  von rund 74 Prozent entspricht.   

E n t w i c k l u n g  b e i  N u l l v a r i a n t e  

Ohne die Planung bl iebe der Bebauungsplan Nr. 20.1 „Ense -Stel lplät ze“ (Änderung) 

in  Kraft . D ie Stel lplat zan lage wurde seit 2009 n icht verwirkl icht und entspricht n icht 

mehr den Zielen der Stadt;  vorauss icht l ich bl iebe die Fläche daher zunächst Wiese.  

Recht l ich  könnte sie aber jederzeit  mit  einem Vers iegelungsgrad von rund 74 Prozent 

als  Parkplatz ausgebaut werden.  Für diesen Fal l  g i l t: Versiegelung führ t zu  einem dau-

erhaften Verlust  von Bodenfunkt ionen, Lebensraum und kl imaregu l ierender Funkt io-

nen,  insbesondere durch die Reduzierung der Vegetat ion und Verdunstungskühlung.  

Während die Lebensraumfunkt ion für Flora und Fauna deutl ich  eingeschränkt bleibt, 
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bestehen störende Einf lüsse wie Lärm oder Abgase auf  bestehendem Niveau for t.  D ie 

hydro logischen und kl imat ischen Wechselwirkungen im Naturhaushalt werden langfris -

t ig negat iv  beein f lusst.  Mögl ichkeiten zur Verbesserung oder Ausweitung ökologischer 

Strukturen und deren Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern bleiben in  der 

Nu l lvariante ungenutzt.  

P r o g n o s e  u n d  A u s w i r k u n g e n  b e i  B e b a u u n g  

Durch die Umsetzung der geänder ten Darstellung, die der Bebauungsplan Nr.  20.1.1 

konkretisier t,  entstehen Eingri ffe, die das Wirkungsgefüge zwischen den Schutzgütern 

beeinträchtigen.   

Baubedingte Auswirkungen  

Bodenumlagerungen  und Stabi lisierungsmaßnahmen  beein f lussen unmittelbar die 

Wasseraufnahmefäh igkeit  und die Kleinkl imaregulat ion,  was s ich auf  angrenzende Bi -

otope und die Habitatfunkt ionen für Tiere und Pf lanzen auswirkt.  D ie vorübergehende 

Luftbelastung durch Staub und Emiss ionen sowie eine Beeinträc ht igung von Flächen 

für Erholungsfunkt ion und Landschaftsbi ld sind zu erwarten,  können jedoch durch ge -

zielte Steuerung und Baubegleitung zeit l ich  und räumlich begrenzt werden.  

Anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen  

Der Grad der Vers iegelung is t  in etwa vergleichbar mit  der aktuel l  fes tgesetzten Ver-

s iegelung der Fläche.  Vers iegelung verringer t  grundsätzl ich  die Speicher - und Fi lter-

funkt ion des Bodens,  minder t  die Grundwasserneubildungsrate und reduzier t  die CO ₂ -

Bindung durch Vegetation. Weiterh in  kann der Verlust  von naturnahen Strukturen ne -

gat ive Auswirkungen auf  die Artenv iel falt  sowie die mikroklimat ischen und hydro logi -

schen Wechselwirkungen im Plangebiet  haben.  Hinzu kommen unter Umständen Ver-

änderungen in der lokalen Lufthygiene durch foss i le Heizan lagen.  Wechselwirkungen 

zwischen Schutzgütern können s ich auch darin  zeigen,  dass  Eingri f fe in  das  Schutzgut 

Boden auf Flora und Fauna und im Weiteren auf Kl ima und Wasserhaushalt  ausstrah len.  

M a ß n a h m e n  z u r  Ve r m e i d u n g  u n d  M i n i m i e r u n g  

Um nachtei lige Auswirkungen auf  das  Wirkungsgefüge zu vermeiden oder zu mindern, 

beschränkt der Bebauungsplan Nr.  20.1.1 die baul iche Inanspruchnahme auf  eine er-

sch lossene Fläche geringer öko logischer Wer t igkeit,  begrenzt die überbaubare Grund-

stücks f läche,  s ichert  die geschützte Al lee und setzt  Dachbegrünung und die Begrü-

nung der n icht überbauten Flächen fes t.  

Die genannten Maßnahmen unterstützen den fach- und rechtsgerechten Erhalt zent-

raler Wechselwirkungen innerhalb des Naturhaushalts und tragen zur Reduzierung ku-

mulat iver Beeinträcht igungen bei.   

B e w e r t u n g  

Unter Berücks icht igung der planungsrechtl ich  fes tgesetzten  Nutzung,  der Lage des 

Plangebietes,  der umgebenden Habitate  sowie der fes tgelegten Maßnahmen zu Ver-

meidung und Min imierung s ind erhebliche nachtei l ige Beeinträcht igungen des Wir-

kungsgefüges n icht zu  erwar ten.  Die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen 

Schutzgütern werden im Zuge der Planung ganzheit l ich berücks ich t igt  und durch 
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zielgerichtete Vermeidungs- und Min imierungsmaßnahmen,  wie in  der Begründung und 

dem Plantei l abgebi ldet,  ges icher t.  

3. 6 …die Landschaft / Landschaftsbild  

B e s t a n d s a u f n a h m e  

Heute prägt eine offene Wiese zwischen Schulgebäuden,  Straßen und Al lee das Bi ld. 

Unter der planungsrechtl ich  geltenden Nutzung als  Pkw -Stel lf läche hätte das Land-

schaftsbi ld untergeordnete Bedeutung.  Unter Einbezug der Al lee -Struktur am öst l i -

chen Rand des Geltungsbereichs  und der säumenden Gehölzs trukturen ergibt  s ich 

eine mäßig s trukturier te Fläche,  die durch ihre unmit telbare Nähe zur v iel  befahrenen 

„Odershäuser Straße“ sowie der Bundesstraße B253 bereits  akust ischen und opt i -

schen Vorbelastungen unterl iegt.  Das Erscheinungsbi ld eines  bepf lanzten Parkplat zes 

is t  von eher geringer Qual ität;  die v isuel le Attrakt iv i tät  und Ausprägung der Schutz-

güter Eigenar t  und Schönheit t reten nicht in besonderem Maße hervor.  Die naturbe -

zogene Erho lungsfunkt ion is t info lge feh lender Naherholungsangebote und Wander-

wege als  gering einzustufen.  

E n t w i c k l u n g  b e i  N u l l v a r i a n t e  

Ohne die Planung bl iebe der Bebauungsplan Nr. 20.1 „Ense -Stel lplät ze“ (Änderung) 

in  Kraft . D ie Stel lplat zan lage wurde seit 2009 n icht verwirkl icht und entspricht n icht 

mehr den Zielen der Stadt;  vorauss icht l ich bl iebe die Fläche daher zunächst Wiese.  

Recht l ich  könnte sie aber jederzeit  mit  einem Vers iegelungsgrad von rund 74 Prozent 

als  Parkplat z ausgebaut werden.  Für diesen Fall  g i lt :  Flächendeckende Vers iegelung 

mit  nur gering ausgeprägten Maßnahmen zur ästhet ischen Aufwer tung wirkt  negat iv  

auf  die Schönheit und Eigenar t  der Fläche; das  Landschaftsbi ld der Agrarlandschaft 

wird weiter zurückgedrängt.  Gehölzs trukturen bleiben im Rahmen einer Eingrünung 

erhalten;  Maßnahmen zur Verbesserung der öko logischen Qual i täten s ind jedoch ein-

geschränkt.  Insgesamt bleib t das Erscheinungsbi ld der Landschaft  unter den Einwir-

kungen des bestehenden Bebauungsplanes von geringer Bedeutung.  

Bleibt  die Fläche Wiese,  bleibt  die o ffene Feldf lur am Schuls tandor t  erhalten.  

P r o g n o s e  u n d  A u s w i r k u n g e n  b e i  B e b a u u n g  

Durch die Umsetzung der geänder ten Darstellung, die der Bebauungsplan Nr.  20.1.1 

konkretisier t,  entstehen Eingri ffe,  die das Landschaftsbi ld beeinträcht igen.  

 

Baubedingte Auswirkungen  

Im Zuge der Bauphase treten temporäre Beeinträcht igungen des Landschaftsbi ldes  

durch Staub-,  Lärm- und Lichtemiss ionen von Baustel lenverkehr und Baumaschinen 

auf,  wodurch die v isuel le und akust ische Wahrnehmbarkeit  des  Gebiets  vorübergehend 

beeinträchtigt wird. Dies kann s ich besonders in  temporären Störungen der nahege -

legenen Schulen und ihrer Schü lerschaft  und Belegschaft äußern . Erdarbeiten,  Gelän-

deveränderungen und Baustel leneinrichtungen können die natürliche Topograf ie kurz-

zeit ig stören.  Natürl iche Strukturen  können punktuel l  beeinträchtigt  werden,  wodurch 

das ästhet ische Erscheinungsbi ld und die räumliche Gl iederung der Landschaft tem-

porär in Mit leidenschaft  gezogen  werden.   
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Anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen  

Die Real is ierung des Vorhabens bewirkt  dauerhafte Veränderungen der Landschafts -

ku l isse durch neue Schulgebäude, die den Charakter des  Gebietes  maßgebl ich mitbe -

einf lussen . Lärm- und Lichtemissionen aus schu lischen  Außennutzungen nehmen 

nachhalt igen Ein f luss  auf  die visuel le und akust ische Wahrnehmung.  Eingrünungen von 

Baukörpern und die bewusste Ausgestaltung einer begrünten Außenanlage begünst igt  

die v isuel le Aufwertung gegenüber einer PKW -Stel lf läche. Das Pf legen einer durch-

gängigen Vegetationsdecke beugt Erosion vor.  Kumulat ive Auswirkungen mit beste-

henden In frastrukturen  sind im regionalen Kontext zu  beachten,  da s ie bestehende 

Störungen punktuel l  fortschreiben oder verstärken können.  

M a ß n a h m e n  z u r  Ve r m e i d u n g  u n d  M i n i m i e r u n g  

Der Bebauungsplan Nr.  20.1.1 lenkt die Bebauung auf  eine an vorhandene Infrastruk-

tur angrenzende Fläche ohne besondere morphologische oder h is torische Wer t igkeit , 

begrenzt die überbaubare Grundstücksf läche und die Zah l der Vo llgeschosse auf zwei,  

s ichert  d ie geschützte Al lee und set zt die Begrünung der Dächer und Frei f lächen so-

wie Baumpf lanzungen in  Abhängigkeit  von der Grundstücksgröße fes t.  

Diese Maßnahmen gewährleis ten eine Reduzierung der v isuel len und ökologischen 

Eingrif fs intens ität  und tragen zur Verbesserung der landschaft l ichen Funkt ion und Ein-

bindung bei.  

B e w e r t u n g  

Das Plangebiet  weis t  in  seiner ausgewiesenen Nutzung als  PKW-Stellplat z aus  land-

schaftsökologischer Perspekt ive eine geringe Wert igkeit in  Bezug auf  Eigenar t,  Schön-

heit und Erho lungsfunkt ion auf.  Durch den verfahrensgegenständl ichen Bebauungs-

plan entstehen temporäre und dauerhafte Veränderungen  der opt ischen und funkt io-

nalen Struktur des  Landschaftsbi ldes ,  die durch die verbindlich fes tgesetzten Vermei -

dungs- und Min imierungsmaßnahmen gelenkt  werden.  Besonders der Erhalt  der Al lee,  

die Begrenzung der Geschossanzahl sowie die umfassende Eingrünung von Dachf lä -

chen und Freian lagen gewährleisten eine optisch ansprechende In tegration der Bau-

körper in  das  bereits  schu l isch vorgeprägte Landschaftsbi ld.  Aus landschaftspf legeri -

scher und naturschutzrecht l icher Sicht s ind fo lgl ich  keine erhebl ichen Beeinträchti -

gungen zum Schutzgut Landschaft  oder Landschaftsbild zu prognost iz ieren.   

3. 7 Umweltbezogene Auswirkungen auf den Schutzzweck der Natura 

2000- Gebiete 

Die Erfassung und Bewertung der umweltbezogenen Auswirkungen auf Natura 2000 -

Gebiete erfo lgt unter Beachtung der Vorgaben des § 34 BNatSchG in  Verbindung mit 

der FFH-Richt l in ie (92/43/EWG) und der Vogelschutzricht l in ie (2009/147/EG) sowie 

den einsch lägigen Best immungen der Verordnung über die Natura 2000 -Gebiete in 

Hessen vom 16.  Januar 2008.  

Das Plangebiet l iegt rund 400 m öst lich  des Flora -Fauna-Habitat -Gebiets  (FFH-Gebiet) 

„Sonderrain bei Bad Wildungen“ (DE 4820 -301) und rund 900 m vom FFH -Gebiet „Son-

der tal  und Talgraben bei Bad Wildungen“ (DE 4920 -302) entfernt.  Das Gebiet  „Son-

derrain“ unterl iegt dem Schutz der Verordnung über die Natura 2000 -Gebiete in 
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Hessen und dient der Erhaltung und Wiederherstel lung natürlicher und naturnaher Tro-

ckenwälder und seltenen Felsf luren sowie der dazugehörigen Lebensräume und Arten 

von gemeinschaft l ichem Interesse.  Für das  Gebiet  „Sondertal  und Talgraben“ gi l t  die 

folgende Bewertung entsprechend.   

Eine räumlich -funkt ionale Wirkungsbeziehung zwischen dem Plangebiet  und dem FFH -

Gebiet besteht n icht.  Das Plangebiet  erfül l t  keine Funkt ion als  Wanderungskorridor, 

Ausbreitungsachse oder Nahrungshabitat für Arten von gemeinschaft l ichem Interesse 

gemäß Anhang I I  der FFH-Richt l in ie.  Das Plangebiet  trägt nicht zur Kohärenz des Na-

tura 2000-Netzes  bei.  

Aufgrund der Entfernungen von rund 400 m und 900 m, der feh lenden räumlich -funk-

t ionalen Wirkungsbeziehungen sowie der Tatsache,  dass zwischen dem Plangebiet und 

dem FFH-Gebiet bereits  bau liche Strukturen (bestehende Schulgebäude,  Verkehrs-

wege) als  Barrieren bestehen, s ind erhebl iche Beeinträcht igungen der Erhaltungsziele 

der FFH-Gebiete DE 4820-301 und DE 4920-302 durch die geplante Schu lnut zung 

n icht zu  erwar ten.  Eine Ver trägl ichkeitsprüfung im Sinne von § 34 Abs.  1 BNatSchG 

is t nicht erforderl ich.  

Das nächstgelegene Europäische Vogelschutzgebiet  „Kel lerwald“ (DE 4920 -401) liegt 

rund 2,4 km entfernt; eine Betroffenheit  ist  ausgesch lossen.  

Eine Einschätzung etwaiger kumulat iver Vorhabenswirkungen im Hinbl ick auf  das  Ver-

sch lechterungsverbot nach Art. 6 Abs.  2 FFH -Richt l in ie und die Ver träglichkeit gemäß 

§ 34 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ergibt,  dass  von der vorl iegenden Planung 

keine negat iven Auswirkungen auf  den Schutzzweck oder die Erhaltungsziele der Na-

tura 2000-Gebiete ausgehen.  Dies  gi lt  sowohl für baubedingte als  auch für betriebs - 

und anlagenbedingte Einwirkungen, einsch l ießl ich  mit telbarer Beeinträcht igungen 

durch Emissionen,  Stoffeinträge oder hydro logische und klimat ische Veränderungen.  

Ein  weitergehendes Prüf - und Bewer tungsverfahren is t  aus  naturschutzfach l icher und 

-recht l icher Sicht n icht erforderlich.   

3. 8  Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesund-

heit sowie die Bevölkerung insgesamt  

B e s t a n d s a u f n a h m e  

Die Erfassung des Schutzguts  Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung 

insgesamt erfo lgt  unter Beachtung der Vorgaben des § 1 Abs. 6 Nr.  7c BauGB sowie 

der einsch lägigen immiss ionsschutzrecht l ichen und gesundheits relevanten Best im-

mungen.  

Das Plangebiet bef indet s ich südl ich des Stadtkerns  der Stadt Bad Wildungen und 

knüpft  an bestehende Schul in frastrukturen an .  Der umgebende Bereich is t  durch 

s trukturarme Feldf lur gekennzeichnet,  die durch Verkehrswege wie die Bundesstraße 

B 253 und das Schulgelände der „Ense -Schule“ und „Math ias -Bauer-Schule“ einge -

grenzt wird. Planungsrecht l ich gesehen ist  die Fläche aktuell  als PKW -Stel lplatz aus-

gewiesen. 
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Auf das Plangebiet wirkt  Verkehrs lärm der Odershäuser Straße und der B 253;  der 

LärmViewer Hessen weis t Umgebungs lärmwerte zwischen 55 und 69 dB(A) aus. Für 

die Schu le als  schutzbedürft ige Nutzung s ichern die bauordnungsrecht l ich  eingeführ-

ten Anforderungen  an den Schal lschutz der Außenbautei le ausreichende Innenpegel;  

s ie s ind im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. Eine Erholungsfunkt ion hat die 

Fläche n icht.  

E n t w i c k l u n g  b e i  N u l l v a r i a n t e  

Ohne die Planung bl iebe der Bebauungsplan Nr. 20.1 „Ense -Stel lplät ze“ (Änderung) 

in  Kraft . D ie Stel lplat zan lage wurde seit 2009 n icht verwirkl icht und entspricht n icht 

mehr den Zielen der Stadt;  vorauss icht l ich bl iebe die Fläche daher zunächst Wiese.  

Recht l ich  könnte sie aber jederzeit  mit  einem Vers iegelungsgrad von rund 74 Prozent 

als  Parkplatz ausgebaut werden.  Für diesen Fal l  g i l t:  E ine f lächendeckende Vers iege -

lung bedingt das Ris iko von Überh it zung;  Funkt ionen der Fläche als  Kalt lu ftentste -

hungszone und Kl imaregu l ierer gehen dauerhaft verloren. Die Förderung von Luft f i lt -

rat ion oder Küh lung des Mikroklimas bleiben aus.  In diesem Szenario  bl iebe das Be -

dürfn is  der lokalen Bevölkerung nach Förderschu lplät zen unerfül lt ;  Potenziale zur Ver-

besserung der Schu l in frastruktur der Stadt bl ieben ungenutzt.   

Die Entwicklungsabsichten der Stadt entsprechen n icht länger der aktuell  fes tgesetz-

ten Nutzung der Fläche.  Info lgedessen würde die Nul lvariante keinerlei  Vortei le für 

den Schutz des Menschen und se iner Gesundheit  sowie der Bevölkerung bieten.   

P r o g n o s e  u n d  A u s w i r k u n g e n  b e i  B e b a u u n g  

Die ausgelösten Eingri ffe im Kontext des verfahrensgegenständl ichen Bebauungsplans 

werden in  Bezug auf  das bestehende Planungsrecht bewer tet.   

Baubedingte Auswirkungen  

Während der Bauphase s ind temporäre Beeinträchtigungen info lge von Baustel lenver-

kehr und Bauakt iv itäten zu erwarten.  Dazu gehören erhöhte Staub -,  Lärm- und 

Licht immiss ionen sowie Erschütterungen, die zu Störungen im Schulal ltag der angren-

zenden Einrichtungen  führen können.  Diese s ind auf  die Baudauer beschränkt und 

werden nach Abschluss der Bauarbeiten vol ls tändig eingestel lt.   

Betriebs - und anlagenbedingte Auswirkungen  

Langfris t ig  können durch die Umnutzung dauerhafte Beeinträcht igungen entstehen. 

Während der Vers iegelungsgrad der verfahrensgegenständl ichen Bauleitplanung mit 

dem des bestehenden Bebauungsplans zu vergleichen is t,  wird das R is iko von Über-

h it zung durch das Anlegen begrünter Dachf lächen mit  Kühlungsef fekt effekt iv gemin-

der t. Zu den neu auftretenden Störfaktoren zäh len die geringfügige Zunahme von 

Lärmemiss ionen,  die im Kontext der bestehenden Schulinfrastruktur jedoch vernach-

läss igbar s ind.   

M a ß n a h m e n  z u r  Ve r m e i d u n g  u n d  M i n i m i e r u n g  

Die Flächen inanspruchnahme wird auf  Flächen ohne Erho lungsfunkt ion gelenkt,  die an 

die bestehende Schul in frastruktur angrenzen.  Der Bebauungsplan Nr.  20.1.1 begrenzt 

die überbaubare Grundstücksf läche und die Zah l der Geschosse und set zt  die 
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Begrünung der n icht überbauten Flächen und Dächer sowie Baumpf lanzungen fes t,  

die Aufenthaltsqual ität und Lufthygiene verbessern.  

Diese Maßnahmen mindern  unter Einhaltung der allgemeinen Sorgfaltspf l icht  fach- und 

rechtsgerecht die Auswirkungen auf  die Gesundheit  und Lebensquali tät  der Bevölke -

rung und fördern ein e menschenfreundl iche Umwelt . 

B e w e r t u n g  

Durch die geplante Bebauung entstehen vorübergehende Belastungen für das  Schutz-

gut Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung,  insbesondere in  Form er-

höhter Emiss ionen,  Lärm und einer Redukt ion der Aufenthaltsqual i tät.  Mit  den darge-

legten Vermeidungs- und Min imierungsmaßnahmen werden die negat iven Effekte je -

doch auf  ein  n icht erhebl iches Maß reduziert .  D ie Schulnut zung is t  bereits  durch die 

bestehenden Schulgebäude in  der unmit telbaren Umgebung etabl ier t.  Der Schu lneu-

bau führ t zu  keiner grundsätzl ich  neuen Nutzungscharakteris tik im Plangebiet  und da-

mit  zu  keinen grundlegend neuen Belastungen für die Nachbarschaft.  Betriebsbedingte 

Auswirkungen wie Lärmemiss ionen und Verkehr sind mit den bereits bestehenden Vor-

belastungen vergleichbar.  Die pos it iven Au swirkungen h ingegen treten besonders  her-

vor :  Der Bebauungsplan ist  eine direkte Antwor t  auf  den kont inu ierl ich  gestiegenen 

Bedarf  an Förderplätzen in  der Region und schaf f t neue Bi ldungschancen sowie Ar-

beitsplätze für die Bevölkerung. Insgesamt überwiegen für das  Schutzgut Mensch die 

pos itiven Wirkungen.   

3. 9 Umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgü-

ter  

B e s t a n d s a u f n a h m e  

Im räumlichen Geltungsbereich der geplanten Maßnahme bef inden s ich nach Auswer-

tung der einsch lägigen Unterlagen,  Kataster und behördl ichen Fach informat ionen 

keine bekannten geschützten Bau -,  Natur- oder Bodendenkmäler. D ie Flächen werden 

derzeit  als  Wir tschaftswiese landwir tschaft l ich  genutzt  und weisen keine oberirdischen 

Anlagen mit  ku lturh istorischer Bedeutung auf.  Hinweise auf  archäologisch relevante 

Fundstät ten oder sonst ige Sachgüter l iegen für das  Gebiet  n icht vor. Sichtbeziehun-

gen zu bedeutenden Ku lturgütern oder h istorischen Landschaftselementen bestehen 

n icht.  

E n t w i c k l u n g  b e i  N u l l v a r i a n t e  

Ohne die Planung bl iebe der Bebauungsplan Nr. 20.1 „Ense -Stel lplät ze“ (Änderung) 

in  Kraft . D ie Stel lplat zan lage wurde seit 2009 n icht verwirkl icht und entspricht n icht 

mehr den Zielen der Stadt;  vorauss icht l ich bl iebe die Fläche daher zunächst Wiese.  

Recht l ich  könnte sie aber jederzeit  mit  einem Vers iegelungsgrad von rund 74 Prozent 

als  Parkplatz ausgebaut werden.  Für diesen Fall  g i lt:  Seine Umsetzung wäre mit  Erd-

arbeiten einhergegangen,  die mit  denen des verfahrensgegenständlichen Bebauungs-

plans vergleichbar s ind.  Ku lturel le Güter und Sachgüter,  die s ich potenziel l im Boden 

bef inden, könnten aufgegraben und durch einen Mangel an Sorgfalt beschädigt oder 

zerstör t  werden.  Da die Erdarbeiten h ierbei auf  die oberen Bodensch ichten begrenzt 

wären,  könnten wert vo l le h is torische Fundstücke in  t ieferen Schichten verbleiben und 
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in  ihrem h istorischen Kontext für zukünft ige archäologische Untersuchungen erhalten 

bleiben.  H ierbei verbl iebe das al lgemeine Restris iko von sch leichender Eros ion, die 

eine sukzess ive Versch lechterung des Erhaltungszustandes potenziel ler Bodendenk-

mäler und Sachgüter begründen kann,  solange keine Schutzmaßnahmen grei fen.   

P r o g n o s e  u n d  A u s w i r k u n g e n  b e i  B e b a u u n g  

Vor dem Hintergrund aktuel ler In format ionen s ind durch die Planung keine erhebl ichen 

Beeinträcht igungen von Ku ltur- oder sonst igen Sachgütern zu erwar ten.  

Baubedingte Auswirkungen  

Zum gegenwär t igen Zeitpunkt sind keine Bau -, Natur- oder Bodendenkmäler in  den 

zur Bebauung vorgesehenen Flächen bekannt,  sodass unmittelbare Zerstörungen oder 

Verluste ausgesch lossen werden können.  Es  verbleibt  das  al lgemeine Restris iko,  dass 

bisher unerkannte archäologische Funde (z.  B.  Mauern, Siedlungsreste, Artefakte) 

durch Erdarbeiten entdeckt werden.  

Betriebs - und anlagenbedingte Auswirkungen  

Dauerhafte betriebs - und anlagenbedingte Auswirkungen auf  Ku ltur- und Sachgüter 

bestehen nach derzeit igem Kenntn isstand n icht,  da keine entsprechenden Sachwer te 

vorhanden s ind und keine dauerhafte Beeinträcht igung von Sichtbeziehungen,  Zu-

gängl ichkeiten oder dem ku lturh is torischen Kontext relevanter Güter zu  erwarten is t.  

M a ß n a h m e n  z u r  Ve r m e i d u n g  u n d  M i n i m i e r u n g  

Die bau l iche Inanspruchnahme beschränkt s ich auf  Flächen ohne bekannte Bau - oder 

Bodendenkmäler. Der Bebauungsplan Nr.  20.1.1 weis t darauf hin, dass bei Erdarbeiten 

entdeckte Bodendenkmäler nach § 21 HDSchG, ab dem 1.  Januar 2027 nach § 22 

HDSchG, unverzüg l ich der hessenArchäologie beim Landesamt für Denkmalpf lege 

oder der unteren Denkmalschutzbehörde zu melden und Funde und Fundstellen in  un-

veränder tem Zustand zu erhalten s ind.  

B e w e r t u n g  

Im resu lt ierenden Gesamtbi ld s ind unmittelbare oder mit telbare erhebliche nachtei l ige 

Auswirkungen auf das Schutzgut Ku ltur und sonst ige Sachgüter im Rahmen des ge -

planten Bauvorhabens n icht zu  erwarten.  Die Einhaltung der vorgeschriebenen Vor-

sorgemaßnahmen ,  insbesondere die Anzeige etwaiger Bodenfunde nach § 21 HDSchG 

(ab 1.  Januar 2027 § 22 HDSchG),  gewährleisten einen umfassenden Schutz potenziel l 

relevanter Ku lturgüter.  

3. 10  Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Ab-

fäl len und Abwässern 

Die Errichtung und der Betrieb von Gebäuden im Plangebiet tragen maßgeblich zu den 

nat ionalen Treibhausgasemiss ionen bei. Etwa 30 Prozent der deutschen Gesamtemis-

s ionen entfal len auf den Gebäudesektor,  wobei sowohl die Herstel lung der Baustof fe 

als auch der Energieverbrauch in der Nutzungsphase von besonderer Bedeutung sind.  

Schon die Herstellung und Errichtung eines  Neubaus verursachen etwa die Hälfte der 

gesamten Treibhausgasemiss ionen während eines  Lebenszyklus  von 50 Jahren 
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(sogenannte „Graue Energie“),  woh ingegen der Endenergiebedarf  die betriebsbeding -

ten Emiss ionen best immt.  

Vor diesem Hintergrund s ind zur Einhaltung der K l imaschutzziele und der gesetzl ichen 

Vorgaben al le Lebenszyklusphasen –  von Materialprodukt ion über Errichtung und Be -

trieb bis  h in zu Rückbau und Verwertung –  in die Umwelt vorsorge einzubeziehen.  Im 

Rahmen der Bau leitplanung werden gemäß §  1 Abs.  6 Nr.  7 Buchstabe  e und f  BauGB 

Maßnahmen zur Verringerung von Emiss ionen verbindl ich berücksicht igt,  insbeson-

dere durch den vers tärkten Einsatz erneuerbarer Energien und die Förderung der Ener-

gieeff iz ienz. Die bauordnungsrecht l iche Zu läss igkeit  der Vorhaben unterl iegt den ener-

get ischen Mindestanforderungen des Gebäudeenergiegesetzes  sowie der Hess ischen 

Bauordnung.  Diese regeln  unter anderem den energieeff iz ienten Einsat z von Heizungs - 

und Klimatechn ik, Wärmedämmung und Hit zeschutz.  Der Antei l regenerat iver Energien 

muss entsprechend den bereichsspezifischen Vorgaben umgesetzt  werden,  wobei min-

destens 50 Prozent der Dachf lächen für die Nutzung so larer Strah lungsenergie fes t-

zu legen s ind.  Die Stadt verfo lgt  mit  dieser Festsetzung das Ziel,  die lokale Energie -

produktion zu s tärken und ein  Zeichen für nachhalt iges  Bauen und kl imafreundl iche 

Stadtentwicklung zu set zen.  Baustoffe mit  n iedrigem CO ₂ -Äquivalent wären ein  zu-

sät zl icher Beitrag;  der Bebauungsplan schreibt  s ie n icht vor.  

Im Bereich Abfal lmanagement ist  gemäß § 1 Abs.  6 Nr.  7 Buchstabe e BauGB eine 

sachgerechte Entsorgung und Verwertung integraler Bestandtei l  des s tädtebau l ichen 

Umweltschutzes.  Mit  der Ausweisung als  Fläche für den Gemeinbedarf  mit  der Zweck-

best immung „Schule“ is t  ein  temporär erhöhtes  Abfal laufkommen während der Bau-

phase zu erwarten,  das  durch getrennte Erfassung und fachgerechte Entsorgung zu 

behandeln  is t.  Nach  Abschluss  der Bauarbeiten wird das dauerhafte Abfal lau fkommen 

durch Belegschaft  und Schüler s teigen.  Zur Sichers tel lung eines  ordnungsgemäßen 

Umgangs mit  Abfällen wird die Fläche gemäß der Abfal lsat zung der Stadt Bad Wildun-

gen in das bestehende Entsorgungssystem in tegrier t. D ie Planung orient iert  s ich am 

Kreis laufwir tschaftsgesetz (KrWG), sodass Abfal lvermeidung,  stof f liche Verwer tung 

und umweltgerechte Beseit igung gewährleistet  s ind.  

In  Bezug auf  die Abwasserentsorgung führ t  die geplante Bebauung zu einer moderaten 

Erhöhung der Belastung bestehender Abwasserinfrastrukturen.  Nach fach l icher Ein-

schätzung können die zusätzlichen Abwasserfrachten durch die bestehende Abwas-

serbehandlungsan lage aufgenommen werden;  Erweiterungen im Kanalnetz s ind n icht 

erforderl ich.  Durch die or tsnahe Rückhaltung und Verwer tung  und fachgerechte Ab-

leitung von überschüssigem und belastetem  Oberf lächenwasser wird  den einsch lägi -

gen Regelungen nach §37 Hess isches Wassergesetz (HWG) und §5 Wasserhaushalts -

gesetz (WHG) Rechnung getragen .  Die Abwasserbeseit igung erfolgt  im Einklang mit  § 

55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sowie den betref fenden  Vorschrif ten und techn i -

schen Regelwerken.  H ierdurch werden die Funkt ions fäh igkeit  der Abwassersysteme 

s ichergestel l t, Überf lu tungsrisiken vermieden und negat ive Umweltauswirkungen mi -

n imier t.  

Die ausgewählten und zu vo llz iehenden Maßnahmen zur Emiss ionsvermeidung,  zum 

sachgerechten Umgang mit  Abfäl len und Abwässern gewährleisten eine nachhalt ige 
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Entwicklung im Plangebiet.  Die Einhaltung der gesetzl ichen Vorgaben wird behördl ich 

kontro l l ier t und dokument iert ,  sodass Umweltschutz,  Naturschutz und Landschafts -

pf lege dauerhaft gewährleistet  s ind.  

3. 11  Nutzung erneuerbarer Energien, insbesondere auch im Zusammen-

hang mit der Wärmeversorgung von Gebäuden, sowie die sparsame und 

effiziente Nutzung von Energie  

Der vorliegende Bebauungsplan  s ieht gezielte Festset zungen zur Nutzung erneuerba-

rer Energien,  insbesondere der so laren Strah lungsenergie,  vor.  Die Stadt Bad Wildun-

gen formul ier t  in  diesem Zusammenhang im Bebauungsplan verbindliche Vorgaben zur 

Ins tal lat ion und Nutzung entsprechender An lagen auf  Neubauten.  H ierdurch wird der 

Ausbau erneuerbarer Energien am Or t des  Verbrauchs maßgebl ich forcier t,  was einen 

unmittelbaren Beitrag zur Reduzierung der Treibhausgasemiss ionen i m Vergleich zu 

herkömmlichen Heizsystemen leistet.  D ie Planung trägt dazu bei,  die nat ionalen und 

europäischen Kl imaschutzziele durch eine weitgehende Dekarbonis ierung der Wärme - 

und Energieversorgung im Baugebiet  einzuhalten und perspekt iv isch zu über tref fen.  

Vor dem Hintergrund bundesrecht l icher und landesplanerischer Vorgaben werden die 

zu errichtenden Gebäude konsequent energieef fiz ient konzipier t und ausgeführt . Die 

energetischen Mindestanforderungen des Gebäudeenergiegesetzes und der Hess i-

schen Bauordnung für Neubauten s ind einzuhalten.  

Die Festset zungen orient ieren s ich dabei am mit tel - und langfrist igen Ziel,  einen kl i -

maneutralen Gebäudebestand zu erreichen.  Bis  2045 muss nach den bundesrecht l i -

chen Zielvorgaben die gesamte Wärmeversorgung auf  erneuerbare Energieträger um-

gestel lt  werden.  Dies  macht eine vorausschauende Planung erforderl ich,  in  deren Rah-

men die Mögl ichkeiten der Nutzung erneuerbarer Energiequel len sukzess ive ersch los-

sen und in  die Bau leitplanung integrier t  werden.  Die vorgesehene Verpf l ichtung,  min-

destens 50 Prozent der Dachf lächen für die Nutzung so larer Strah lungsenergie fes t-

zu legen,  führ t  zu  einer weiteren Reduzierung des Primärenergiebedarfs.  

Kombin iert  mit  den energet ischen Standards der Gebäude wird ein sparsamer und 

ef fiz ienter Umgang mit Energie s ichergestel lt .  Hierdurch werden die Betriebskosten 

gesenkt und die Umweltbelastung maßgebl ich reduziert .  D ie Einhaltung und Umset-

zung der Festset zungen sowie der gesetzl ichen Mindestanforderungen werden be -

hördlich überwacht.  Die Maßnahmen schaffen die Grundlage für die Erfü l lung der An-

forderungen an eine kl ima - und umweltgerechte Energieversorgung im Baugebiet  und 

gewährleis ten, dass  sowohl umweltbezogene als  auch energierecht liche Zielset zungen 

in  vo l lem Umfang erreicht werden.  

3. 12  Darstellungen von Landschaftsplänen und sonstigen Plänen  

Der Landesentwicklungsplan 2020 s tell t  die Flächen des Plangebietes  als  „Fors t l ichen 

Vorzugsraum“ dar.  Die Stadt Bad Wildungen ist  hierbei als  Mit telzentrum PLUS im 

Ländl ichen Raum festgelegt.  Gemäß Planzif fer 5.1 des LEP Hessen 2020 s ind Mittel-

zentren als  Standor te für regional bedeutsame gehobene Einrichtungen im 
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wir tschaft l ichen, ku lturel len,  sozialen und admin istrat iven Bereich sowie für weitere 

ö ffent l iche und private Dienst leistungen zu sichern und zu entwickeln.  Sie erfül len  

zugleich mit tel - und grundzentrale Versorgungsaufgaben für ihre Standor tgemeinde 

und ihren Mittel -bereich.  Die vorl iegende Planung entspricht den Zielen des LEP Hes-

sen 2020,  da sie die zentralört l iche Funkt ion Bad Wildungens im Bereich der Daseins-

vorsorge s tärkt und zur Sicherung einer wicht igen Bi ldungs in frastruktur im ländl ichen 

Raum beiträgt.  

Der Regionalplan Nordhessen (RPN) 2009 legt einen Teil  der Fläche als  „Vorranggebiet  

für Landwir tschaft“, einen weiteren Tei l  als  „Vorbehaltsgebiet  für Landwir tschaft“  fes t. 

D ie Planung verstößt gleichwohl nicht gegen die Ziele des RPN:  Die Fläche is t seit  

dem Bebauungsplan Nr.  20.1 „Ense -Stel lplät ze“ (Änderung), rechtskräft ig seit  dem 

12. Jun i 2009, als  Verkehrsf läche fes tgesetzt  und im Flächennutzungsplan seit  dem 

15.  Jun i 2009 als  Fläche für den ruhenden Verkehr dargestel l t.  Das Regierungspräsi -

dium Kassel hat bestät igt,  dass  die Änderung dieser Festset zung n icht als  Zielverstoß 

zu wer ten ist .  

Die Planung unters tüt zt  zudem die Entwicklung Bad Wildungens als  Mit telzentrum 

PLUS im Ländlichen Raum und trägt zur Sicherung der regionalen Bi ldungs in frastruk-

tur und Daseinsvorsorge bei.  Ein  Zielkonf l ikt  mit  dem Regionalplan Nordhessen 2009 

wird daher n icht erwartet.  

Die verfahrensgegenständl iche Fläche l iegt im Gebiet  des Naturparks  „Kel lerwald -

Edersee“. Dieser umfasst eine Fläche von rund 600  Quadratki lometern;  56 Prozent  der 

Fläche s ind in  Schutzgebiete eingefasst.  Der öko logische Wer t der Region ersch l ießt 

s ich aus diversen landschaft l ichen Strukturen,  wobei der namensgebende Edersee und 

die umgebenden ausgedehnten Buchenwälder als  prägende Landschaftselemente her-

vor treten. Der Vol lzug des Bebauungsplanes  hat keinerlei negat ive Auswirkungen auf  

nahe - oder ferngelegene Schutzgebiete und entspricht unter Berücksicht igung der 

z ielgerichteten Vermeidungs - und Kompensat ionsmaßnahmen dem Leitbi ld eines  Na-

turparks,  welches einen nachhalt igen Umgang mit ku lturlandschaft l ich geprägten Flä -

chen anstrebt.   

Die nächstl iegenden Fl ießgewässer s ind zum einen ein unbenanntes  Gewässer mit  der 

Gewässerkennzah l 42858762,  das in  450 Metern Abstand paral lel  zur Bundesstraße 

B 253 verläuft  und zum anderen das Fließgewässer „Sonderbach“ mit  der Gewässer-

kennzah l 428586,  das  540 Meter west lich  der Fläche verläuft .  Aufgrund der Barriere -

wirkung der dazwischen befindl ichen landschaft l ichen Strukturen  wird kein Fl ießge -

wässer durch den  gegenständlichen Bebauungsplan  berühr t.   

Hins icht l ich  der wasserrecht l ichen Belange bef indet s ich das Untersuchungsgebiet  im 

Hei lquel lenschutzgebiet  „Bad Wildungen“ und wird vo l lständig von der qual itativen 

Schutzzone I I I  und der quant i tat iven Schutzzone C2 überdeckt. D ie Verordnung zur 

Festset zung eines  Heilquel lenschutzgebietes  für die s taat l ich anerkannte Hei lquel le 

des  Hessischen Staatsbades Bad Wildungen,  Landkreis  Waldeck -Frankenberg,  vom 

22.  Jun i 1977 (StAnz.  31/1977,  S.  1543) is t  dementsprechend zu beachten.  Um den 

vorsorgenden Grundwasserschutz im Al lgemeinen zu gewährleisten, s ind darüber 
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hinaus sämtl iche Maßnahmen streng nach den Vorgaben des Wasserhaushaltsgeset-

zes (WHG) und des Hess ischen Wassergesetzes  (HWG) auszurichten.   

Das Plangebiet  bef indet s ich weder in  einem Überschwemmungs - noch in  einem Hoch-

wasserris ikogebiet;  die s tarkregenbezogene Gefährdung wird jedoch als  erhöht  be -

wer tet.  Anfal lendes Niedersch lagswasser wird zunächst von den begrünten Dachf lä-

chen aufgefangen und zeitverzögert  an den Boden abgegeben,  wo es nach Mögl ichkeit 

or tsnah verwer tet werden  kann. Überschüss iges Wasser sowie belastetes Oberf lä -

chenwasser,  das  im Zusammenhang mit  verkehrl icher Nutzung entsteht,  kann sukzes-

s ive in  das  System der Stadt eingeleitet  werden.  Gemeinsam mit  dem Anlegen einer 

durchgängigen Vegetat ionsdecke begrenzen di ese Maßnahmen das Erosionsris iko auf 

ein ver tretbares  Maß. Nachtei l ige wasserrechtl iche Auswirkungen der Maßnahme wer-

den bei str ikter Einhaltung der Festset zungen  mit  h inreichender Sicherheit  ausge -

sch lossen.  

Für die Abfal lbewir tschaftung gi lt  die Rangfo lge des Kreis laufwir tschaftsgesetzes:  Ver-

meidung, Vorbereitung zur Wiederverwendung,  Recycl ing, sonst ige, insbesondere 

energetische Verwer tung und zu let zt  die Beseitigung (§ 6 KrWG; § 1 Abs. 6 Nr. 7 

Buchstabe e BauGB).  

Die Einhaltung dieser Reihenfo lge sowie ergänzender Rechts - und Verwaltungsvorga-

ben für Transpor t,  Behandlung,  Lagerung und Verwer tung gewährleistet  in  der Regel 

die Vermeidung schädlicher Auswirkungen auf  Schutzgüter gemäß § 1 Abs.  6 Nr.  7 

BauGB (Tiere,  Pf lanzen,  Fläche,  Boden,  Wasser,  Luft,  K l ima,  Wirkungsgefüge,  Land-

schaft,  bio logische Vielfal t,  Mensch,  Ku ltur -/Sachgüter).  Bei unsachgemäßem Umgang 

mit  belasteten Abfäl len is t jedoch eine Kontaminat ionsgefahr für Boden,  Wasser und 

Luft  gegeben,  woraus Wechselwirkungen und erhebl iche Fo lgewirkungen auf  weitere 

Schutzgüter entstehen können.  Die sachgemäße Entsorgung und Wiederverwertung 

begrenzen diese R is iken zuverläss ig.  

3. 13  Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität  

Die Sicherstel lung und Erhaltung der bestmögl ichen Luftqual i tät im Plangebiet is t ein  

zentrales  Ziel  der umweltbezogenen Planung und set zt voraus, dass sowohl die ge -

setz l ichen Grenzwerte als  auch die qual i tat iven Anforderungen an die Immiss ions-

schutzricht l in ien dauerhaft eingehalten werden. Die geplanten Entwicklungsmaßnah-

men führen zu keiner relevanten Beeinträcht igung der Luftquali tät . D ie Stadt Bad Wil-

dungen  bezieht die Vorgaben des Bundes -Immiss ionsschutzgesetzes sowie die ent-

sprechenden Verordnungen (z.B.  39. BImSchV zur Luftreinhalteplanung) in die Bau-

leitplanung ein .  

Neubauvorhaben unterl iegen den energet ischen und emiss ionsbezogenen Mindestan-

forderungen.  Betriebsbedingte Emiss ionen werden durch die Verwendung moderner 

Heizungsan lagen,  Wärmepumpen und erneuerbarer Energieträger wirksam begrenzt.   

Durch die Festsetzung und Kontrol le der planungsrecht l ichen Vorgaben sowie die In-

tegrat ion emiss ionsarmer Technologien wird s ichergestel l t,  dass  die bestmögl iche 

Luftqual ität  im Plangebiet  und i m angrenzenden schu l isch genutzten Gebiet  
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gewährleis tet  bleibt.  Eine Gefährdung der Luftquali tät  is t  nach dem aktuel len Stand 

der Techn ik und bei Einhaltung der geltenden Rechtsnormen mit hinreichender Sicher-

heit ausgesch lossen.   

3. 14  Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umwelt-

schutzes 

Die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes  s tellen 

einen in tegralen Bestandteil  der Umweltprüfung und -bewertung im Rahmen der vor-

l iegenden Bauleitplanung dar.  Die Belange umfassen insbesondere die Schutzgüter 

Boden, Wasser, Lu ft, Kl ima, Tiere,  Pf lanzen, bio logische Viel fal t,  Mensch und seine 

Gesundheit,  Landschaft  sowie Ku ltur- und Sachgüter.  D ie Auswirkungen eines  Vorha-

bens s ind vor dem Hintergrund dieser Schutzgüter stets  ganzheit l ich  zu betrachten, 

da s trukturel le oder funkt ionale Änderungen in  einem Schutzgut regelmäßig Fo lgewir-

kungen auf  andere Schutzgüter und den Naturhaushalt  als  Ganzes nach s ich z iehen 

können.  

Im Rahmen der Umweltprü fung werden die gegenseit igen Verknüpfungen und mögli -

chen Kettenwirkungen erfasst und bewer tet.  So beein f lusst beispielsweise die Versie -

gelung von Flächen die Grundwasserneubi ldungsrate und erhöht den Oberf lächenab-

f luss ,  was negative  Konsequenzen für Wasserhaushalt,  Bodeneros ion und Vegetat ion 

haben kann.  Veränderungen der Vegetat ionsstruktur wirken s ich sowohl auf die Arten-

v iel fal t  als  auch auf  die kl imaregu l ierende Funkt ion des Gesamtgebietes  aus.  Erhöhte 

Emiss ionen durch Verkehr un d Bebauung führen zu Belastungen der Luftqual ität,  mit  

direkten Ef fekten auf die Gesundheit  der Bevölkerung und mit telbaren Auswirkungen 

auf  Flora und Fauna.  Werden nahel iegende FFH - und Vogelschutzgebiete beeinträch-

t igt,  s ind Lebensraumgemeinschaften und einzelne Arten gleichermaßen betroffen.  

Eingrif fe in  das  Landschaftsbi ld können Landschaftsästhetik und Erholungsfunkt ion 

versch lechtern und s ich so auf das Wohlbef inden der Bewohner und die At trakt iv i tät  

des Gebiets  auswirken.  

Die Prüfung der Wechselwirkungen erfo lgt  unter Berücks icht igung al ler relevanten 

Umweltbelange und orientier t  s ich an dem Grundsatz einer ganzheitl ichen Umweltbe -

trachtung. Die dabei fes tgestel l ten Wechselwirkungen sind bei der Entwicklung von 

Vermeidungs -,  Minimierungs - und Kompensat ionsmaßnahmen maßgebl ich zu berück-

s icht igen,  um negat ive Ket teneffekte zu verh indern und die Leis tungs - und Funkt ions-

fäh igkeit  des Naturhaushalts  dauerhaft zu  bewahren.  

Nach dem gegenwär t igen Kenntn iss tand und unter Berücks icht igung der fes tgelegten 

Maßnahmen zur Vermeidung und Min imierung werden erhebliche negat ive Wechsel-

wirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes  im Plangebiet nicht 

erwar tet.  Das Zusammenspiel  der Schutzgüter bleibt  bei Durchführung der Planung 

insgesamt funkt ionsfäh ig und die Umweltqual i tät  im Sinne der gesetzl ichen Vorgaben 

gesicher t.  

3. 15  Auswirkungen, die aufgrund der Anfäll igkeit der zulässigen Vorhaben 

für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind  
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Nach Maßgabe des § 50 Satz 1 Bundes -Immiss ionsschutzgesetz (BImSchG) s ind im 

Rahmen der Bau leitplanung spezif ische Anforderungen zu berücks icht igen,  welche die 

R is iken und Auswirkungen schwerer Unfäl le oder Katastrophen auf  die Umweltbelange 

betreffen.  Im für das  Plangebiet  relevanten Bereich s ind keinerlei  verlaufende Hoch-

druckgas leitungen oder ähn l iche In frastrukturen bekannt,  die erhebliche R is iken für 

Brände oder Explos ionen, Ausbreitung von Feuer oder explos iver Stoffe bergen könn-

ten.   

Die Festset zung des verfahrensgegenständl ichen Gebietes  gemäß § 9 Abs.  1 Nr.  5 

BauGB als Fläche für den Gemeinbedarf mit  der Zweckbest immung „Schule“ be -

schränkt die Nutzung der Fläche auf  ausschl ießl ich  schu l ische Zwecke.  Dies  sch l ießt 

Betriebe aus,  die unter der Seveso -II I-R icht l in ie wegen gefährl icher Stof fe besondere 

Sicherheitsanforderungen erfü l len müssen.  

Die geplante Nutzung is t dah ingehend konzipier t,  dass keine genehmigungsbedürf t i -

gen An lagen im Sinne der 4.  BImSchV vorl iegen und keine relevanten gefährl ichen 

Stoffe verwendet oder gelagert  werden.  Schwere Unfäl le mit gefährl ichen Stoffen, die 

potenziel l  gravierende Auswirkungen auf  die Gesundheit  der im Plangebiet  tät igen und 

anwesenden Personen sowie auf  die angrenzende Bevölkerung haben,  s ind demzu-

folge unwahrschein lich,  aber n icht vo l lständig aus zuschl ießen.   

Eine R is ikoquel le in  diesem Zusammenhang besteht in  dem zufäll igen Auftreten unvor-

hersehbarer Naturkatastrophen.  Unwetter und damit  verbundene Starkregenereig -

n isse können Infrastrukturen überlasten und potenziel l Personenschäden verursachen. 

Weiterhin kann der unkontro l lier te Abf luss verunrein igten Oberf lächenwassers in na-

hel iegende Gewässer den Grundwasserhaushalt  der Region nachhalt ig beeinträcht i -

gen,  was wiederum Ris iken für Gesundheit  von Mensch und Umwelt  mit  s ich bringt.  

Um eine adäquate Ris ikovorsorge zu gewährleis ten,  s ind  al le einsch lägigen techn i -

schen und organ isatorischen Sicherheitsanforderungen an die zuläss igen Vorhaben zu 

berücks ichtigen.  Ret tungs - und Evaku ierungswege sind von besonderer Bedeutung;  

die Flächen s ind so auszu legen,  dass  im Störfal l  eine geordnete und zügige Rettung 

gewährleis tet  ist.   

Nach der vorliegenden Planung und bei Einhaltung der techn ischen und recht l ichen 

Sicherheitsanforderungen is t das R is iko schwerer Unfäl le oder Katastrophen gering.  

Erhebl iche Auswirkungen im Sinne des § 1 Abs.  6 Nr. 7 Buchstabe j  BauGB s ind n icht 

zu  erwar ten;  Vorsorge gegen Starkregen tr i ff t  das  Entwässerungskonzept.  

3. 16  In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten  

Im Rahmen der Bau leitplanung wurde geprüft , ob in  Betracht kommende, sach l ich ver-

tretbare und zumutbare Alternat iven für die Ausweisung der verfahrensgegenständl i -

chen Fläche als Schu lgelände exist ieren.  Die Überprüfung umfasste die Analyse be-

s tehender und potenziel l  geeigneter Standorte innerhalb der Gemarkung Bad Wildun-

gen.   

Die „Math ias -Bauer-Schule“, die im Kontext dieses Bebauungsplans erweiter t werden 

so l l,  befand s ich ursprüngl ich im Innenbereich der Stadt,  bis  die Kapazitätsgrenze 

erreicht war.  Um der wachsenden Nachfrage gerecht zu  werden,  wurde s ie an den 



Um w e l tbe r ich t  

z u r  9 .  Än de ru n g  de s  F lä ch e nn u tz un gsp la n s  (Pa ra l le l ve r f ah re n z um  Be ba u un gsp la n Nr .  20 .1 .1  „ Sch u le “  

(Än de ru n g ) ) 

 

 

- 35 - 

Standor t  der Ense -Schule verlegt,  da Erweiterungsmögl ichkeiten im Stadtkern von Bad 

Wildungen aufgrund der räumlichen Gegebenheiten erschöpft  waren.  Derzeit  tei lt  die 

Schu le sich in  nächster Nähe zur verfahrensgegenständlichen Fläche eine Liegen-

schaft  mit der „Ense -Schule“.  Angl iederungen wie diese machen gemeinsame Nutzun-

gen von Spor tf lächen und Außenf lächen mögl ich,  was Synergien und Raum für ein  

weitreichendes,  soziales  Umfeld zwischen Schulkindern schaff t.   

Die neue Bebauung im Untersuchungsgebiet  is t  eine Antwor t  auf  die gestiegene Nach-

frage der Bevölkerung nach Förderschu lplät zen.  Die Nähe der bestehenden Schul -

In frastruktur unters treicht die Eignung des Untersuchungsgebiets  für die vorl iegende 

Planung.  Die derzeit  fes tgesetzte Nutzung als  PKW -Stel lf läche im Rahmen des schu l i-

schen Betriebs  lässt keinen  Zielkonf likt  erwarten ,  sondern spiegelt  die Einordnung der 

Fläche in den schu lischen Kontext wider,  die die Stadt nun durch den verfahrensge -

genständl ichen Bebauungsplan entsprechend der aktuellen Bedürfn isse anpassen und 

konkretisieren möchte.  

Die Planung resu lt iert  in  einer Angl iederung der neuen Bebauung an bestehende Bi l-

dungseinrichtungen.  Durch die Nachverdichtung des schu lischen Standortes , die In-

anspruchnahme bereits  vorbelasteter Flächen und eine ästhetisch ansprechende Ein-

grünung der Baukörper  wird das Landschaftsbi ld gewahrt  und eine harmonische und 

s innvol le Erweiterung der bestehenden Strukturen  gewährleistet.  

Im Innenbereich s teht keine ausreichend große,  zusammenhängende und verfügbare 

Fläche mit  s icherer Schu lbusanbindung zur Verfügung.  Standorte am Siedlungsrand 

oder in  anderen Stadttei len  scheiden wegen sch lechterer Anbindung,  fehlender Nähe 

zu den vorhandenen Schulen und der Inanspruchnahme unvorbelasteter Flächen aus 

(Begründung zur 9.  Änderung,  Kapitel  3.3).  Innerhalb des Plangebiets  l iegt der Bau-

körper am Nordrand, damit zur Ense -Schule ein zusammenhängender Schulf reiraum 

entsteht.  Ein  gleichwert iger Standort  s teht damit  n icht zur Verfügung.  Auf der Ebene 

des Flächennutzungsplans kommen andere Darstellungsvarianten n icht in  Betracht:  

D ie Gemeinbedarfsf läche übern immt die bereits für eine baul iche Nutzung dargestell te 

Fläche und erweiter t  s ie n icht.  

3. 17  Bes ch re ib ung  d er  er heb l ic hen  nac hte i l ige n  Ausw ir kung e n  

Die vorl iegende Planung wurde unter Berücks icht igung der Gesamtumwelt, bestehen-

der Vorbelastungen,  der räumlichen Situierung sowie der nachbarl ichen und kumulativ 

wirksamen Vorhaben im Plangebiet  umfassend geprüft.  Wesentl iche nachtei l ige Aus-

wirkungen, die s ich aus der Wechselwirkung mehrerer Einzelaspekte oder durch die 

Summierung von Einzelvorhaben ergeben und einen erhebl ichen Eingrif f in  zusätzl iche 

Schutzgüter bewirken könnten, sind derzeit n icht zu  erkennen.  Die vorliegenden recht-

l ichen, techn ischen und organ isatorischen Maßnahmen zur Vermeidung und Min imie -

rung der Umweltauswirkungen gewährleisten,  dass die in  den Buchstaben a bis  i er-

fassten Schutzgüter – einsch l ießl ich  Umweltmedien,  Mensch,  bio logische Viel fal t,  

Sachku ltur,  Landschaft,  Wirkungsgefüge  sowie gebietsübergreifende Belange wie die 

Schutzgüter von Natura 2000 –  umfassend geschützt und ges icher t  werden.  
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Kompensationsmaßnahmen s ind n icht notwendig,  soweit  die Eingri f fe bereits  zu lässig 

waren (§ 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB).  

Insbesondere durch die Anwendung des Vermeidungs -Gebots, die Einhaltung fachge-

setzl icher Vorgaben, die Umsetzung naturschutzfach l icher und immiss ionsschutz-

recht l icher Standards sowie die kont inu ierliche behördl iche Überwachung des Pla -

nungsvol lzugs wird s ichergestel l t,  dass  erhebl iche zusätzl iche nachtei l ige Auswirkun-

gen aufgrund von Wechselwirkungen oder Kumulat ivef fekten weder zu erwarten noch 

zu befürchten s ind.  Die in  der Umweltprü fung fes tgestel lten Auswirkungen verbleiben 

jewei ls  auf  einem durch  Vermeidungs - und Min imierungsmaßnahmen begrenzten,  ver-

tretbaren Niveau.  

Unter geltendem Planungsrecht beschreibt  die Umnutzung der Fläche vom PKW -Stel l-

plat z hin  zu einer schu l ischen Nutzung eine öko logisch gleichwert ige bis  pos it ive Ent-

wicklung,  die s ich in der Biotopwertbi lanz widerspiegelt .  

Im Ergebnis  kann fes tgehalten werden, dass nach geltendem Kenntn iss tand und bei 

Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen keine erhebl ichen nachtei l igen Auswirkun-

gen gemäß § 1 Abs. 6 Nr.  7 BauGB im Rahmen der dargestel lten Bau leitplanung zu 

erwar ten s ind.  Die Leistungs- und Funkt ions fäh igkeit  des  Naturhaushalts  sowie der 

Schutz der Umweltbelange bleiben im betroffenen Plangebiet und seinem Wirkungs-

umfeld gewahr t.  

4 Zusät zl i che Angaben  

4. 1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen 

Verfahren bei der Umweltprüfung  

Die Umweltprü fung is t  im Regelverfahren nach § 2 Abs.  4 BauGB vorgeschrieben.  

Umfang und Detai l lierungsgrad hat die Stadt nach der f rühzeit igen Betei l igung der 

Behörden nach § 4 Abs.  1 BauGB festgelegt,  die vom 30.  März bis  30. April  2026 

s tatt fand. Keine Behörde hat weitergehende Untersuchungen verlangt; der Fachdienst 

Umwelt  und Kl imaschutz des Landkreises  hatte zum Naturschutz keine Anmerkungen.  

Im Zuge der Umweltprü fung wurden die relevanten Schutzgüter –  Tiere, Pf lanzen,  bi -

o logische Viel falt , Boden, Wasser, Luft,  K l ima,  Mensch, Landschaft  sowie Ku ltur - und 

Sachgüter –  im Detai l betrachtet. Moderne techn ische Verfahren,  insbesondere der 

Einsat z von Geograf ischen Informat ionssystemen (GIS),  ermögl ichten eine präzise 

räumliche Analyse und die In tegrat ion versch iedenar t iger Fachdaten.  Für die Qual i -

tätss icherung und die Plaus ibi l is ierung der Ergebnisse kam dabei eine Vielzah l amtli -

cher Fach informat ionssysteme und hess ischer Landesdatenbanken zum Einsatz, wie 

der Bodenviewer,  der Lärmviewer,  der Naturegviewer,  der WRRL-Viewer,  das  GRU-

Schu-In format ionssystem sowie der Agrarv iewer.  H ierdurch konnten f lächendeckende 

Informationen zu Bodenbeschaffenheit,  Naturschutzrecht,  Gewässerrichtl in ien,  

Grundwasserschutz und Agrars trukturen einbezogen werden . 
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Die behördliche wie ö ffent l iche Beteil igung sowie das Monitoring nach Umsetzung der 

Planung runden die Umweltprüfung ab und ermögl ichen die Überprüfung unvorherge -

sehener Umweltauswirkungen.  

Bei der Zusammenstellung der Angaben gab es  drei  Lücken (An lage 1 Nr.  3 Buchstabe 

a BauGB).  Eine faun is t ische Kart ierung wurde n icht durchgeführt ;  die Aussagen zum 

Ar tenschutz beruhen auf  einer Lebensraumpotenzialanalyse.  Zum Grundwasser - und 

Hei lquel lenschutz l iegt noch keine Stellungnahme der zuständigen Behörde vor.  Die 

Lärmwer te s tammen aus der landesweiten Lärmkar t ierung und beziehen s ich n icht auf  

das  Baufenster.  

4. 2 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheb-

l ichen Auswirkungen 

Gemäß § 4c BauGB s ind die erhebl ichen Umweltauswirkungen,  welche im Zusammen-

hang mit der Durchführung der Bau leitpläne auftreten, systematisch zu überwachen,  

um unvorhergesehene,  über die ursprüngl iche Prognose h inausgehende nachtei l ige 

Auswirkungen frühze it ig zu  erkennen und rechtzeit ig geeignete Maßnahmen zur Ab-

h i lfe ein leiten zu können.   

Die Stadt überwacht die erhebl ichen Umweltauswirkungen nach § 4c BauGB auf  der 

Ebene des Bebauungsplans,  der die Darstellung umsetzt;  für die Flächennutzungs-

planänderung selbst s ind keine weitergehenden Maßnahmen erforderl ich. Sie prü ft 

nach Fer t igs tel lung  des Schulneubaus,  ob Dachbegrünung,  So laran lagen,  Baumpf lan-

zungen, wasserdurch lässige Beläge und insektenfreundl iche Beleuchtung wie fes tge -

set zt  umgesetzt  s ind,  und kontro l l ier t den Zustand der Al leebäume nach Absch luss  

der Bauarbeiten.  Die Wirksamkeit  des  Entwässerungskonzepts  wird nach Starkregen-

ereign issen überprüft.  Unterrichtungen der Behörden nach § 4 Abs.  3 BauGB über 

unvorhergesehene Umweltauswirkungen f l ießen in  die Überwachung ein .  

4. 3 Allgemein verständliche Zusammenfassung  

Im Mit telpunkt dieses Umweltberichts  zur 9.  Änderung des Flächennutzungsplans 

s teht die Darstel lung einer Fläche für den Gemeinbedarf  „Schule“ und die dadurch 

vorbereitete Bebauung eines  Schu lgeländes,  wobei besonderes Augenmerk auf  die 

nachhalt ige und umweltschonende Planung und Ausführung gelegt wird.  Dabei werden 

die Fo lgen der geplanten Baumaßnahmen für Natur und Mensch sorgfältig untersucht. 

Das betroffene Gebiet  wird aktuel l  landwir tschaft l ich  genutzt  und weis t  eine n iedrige 

öko logische Wer tigkeit  auf .  Mit  Ausnahme einer Baumal lee, die die „Brüder-Grimm-

Straße“ einrahmt,  kommen keine gesetzl ich  geschützten Biotope oder besonders  

schützenswerte Arten im Planungsgebiet  vor.  Mit  der Umnutzung wird die Fläche zu 

einem großen Tei l überbaut,  was zum realen Verlust  von Bodenfunkt ionen und einer 

Einschränkung für Pf lanzen und Tiere in ihrem Lebensraum führ t.  

Die Fläche is t  unter geltendem Planungsrecht bereits  als  Parkplat zf läche fes tgesetzt;  

der zugehörige Bebauungsplan wurde bisher n icht vo llzogen.  Der Bericht beschreibt 

die Auswirkungen deshalb gegenüber der heut igen Wiese und gegenüber der 
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zu lässigen Stel lplat zan lage. Ein naturschutzrecht l icher Ausgleich ist  nur für Eingri ffe 

erforderl ich, die über das bereits  Zu lässige hinausgehen (§ 1a Abs.  3 Satz 6 BauGB).  

Der Bericht legt dar, wie Beeinträcht igungen des Bauvorhabens durch gezielte Maß-

nahmen wie die Begrenzung von Vers iegelung,  die Begrünung von Dachf lächen sowie 

die Bepf lanzung unbebauter Grundstücks f lächen geminder t  werden.  Auch der Schutz 

des Grundwassers  und der lokalen Gewässer wird durch Rückhaltung,  gedrosselte 

Ableitung und die Ableitung verschmutzten Wassers  in  das  s tädt ische Netz berück-

s icht igt.  

Der Stadt Bad Wildungen is t  es  wicht ig,  die Belange des Umweltschutzes  ebenso wie 

die Gesundheit der Bevölkerung voranzustel len. Gehölze dürfen nur außerhalb der ge -

setz l ichen Schutzzeit vom 1. März bis  30.  September beseit igt  werden.  Die Auswir-

kungen neuer Baukörper auf  Luft  und Kl ima werden durch Begrünung und energetische 

Vorgaben geminder t.  D ie Planung s ieht außerdem vor,  dass  mindestens die Hälfte der 

Dachf lächen für So larenergie genutzt werden und durch die Bepf lanzung mit  heimi -

schen Bäumen Maßnahmen zur Einbindung in das Landschaftsbi ld getroffen werden.  

Offen is t die Stel lungnahme der oberen Wasserbehörde zum Hei lquel lenschutz;  s ie 

wird im weiteren Verfahren eingeholt  und in die Abwägung eingestel l t.  

Insgesamt wird deut l ich, dass die Neuausweisung des Schulgeländes mit  zah lreichen 

Schutzmaßnahmen verbunden is t.  Ziel  ist  es,  eine ansprechende Erweiterung der „Ma-

th ias -Bauer-Schule“ zu schaffen,  die die vorhandene In frastruktur mit  den neuen Bau-

körpern in Einklang bringt und dabei den sorgsamen und verantwor tungsvollen Um-

gang mit  den natürl ichen Lebensgrundlagen in  den Fokus rückt.  Durch die vorgesehe -

nen Minderungsmaßnahmen wird erreicht, dass  die Belastungen für Umwelt  und Be -

vö lkerung auf  ein  ver tretbares  Maß begrenzt bleiben und langfris t ig eine menschen-

würdige,  lebenswer te Umgebung erhalten bleibt.  

5 Referenz l iste der Quel le  

5.1 Fachgesetze und Fachplanungen  

Baugesetzbuch (BauGB) in  der Fassung der Bekanntmachung vom 3.  November 

2017 (BGBl.  I  S.  3634),  zu letzt  geänder t durch Ar tikel  8 Absatz 2 des 

Gesetzes  vom 23.  Ju l i  2026 (BGBl.  2026 I Nr.  226).  

Hess isches Energiegesetz (HEG) vom 21.  November 2012 (GVBl. S.  444),  zu let zt  

geänder t  durch Ar t ikel  2 des Gesetzes  vom 20.  Ju l i  2023 (GVBl.  S. 582).  

Landesentwicklungsplan Hessen 2000 in  der Fassung der Vierten Änderung 

(Landesentwicklungsplan Hessen 2020), bekannt gemacht am 3. September 

2021 (GVBl.  S.  394),  in  Kraft  seit 4. September 2021; das  

Landschaftsprogramm wurde mit  der Drit ten Änderung (in  Kr aft seit  11.  

September 2018) integrier t.  

Hess isches Waldgesetz (HWaldG) vom 27.  Jun i 2013 (GVBl.  S.  458),  zu let zt  
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geänder t  durch Ar t ikel  1 des Gesetzes  vom 20.  Mai 2026 (GVBl.  2026 Nr.  32).  

Hess isches Wassergesetz (HWG) vom 14.  Dezember 2010 (GVBl.  I  S. 548),  zu let zt  

geänder t  durch Ar t ikel  3 des Gesetzes  vom 28.  Juni 2023 (GVBl. S.  473).  

Hess isches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) vom 28.  November 2016 (GVBl.  S.  

211), zu letzt  geänder t  durch Gesetz vom 22.  Jun i 2026 (GVBl.  2026 Nr.  39).  

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.  Ju l i  2009 (BGBl. I  S. 2542), zu let zt  

geänder t  durch Ar t ikel  10 des Gesetzes  vom 22.  Ju l i  2026 (BGBl.  2026 I Nr.  

224).  

Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17.  März 1998 (BGBl. I  S.  502), das  zu letzt  durch 

Ar t ikel  7 des Gesetzes  vom 25.  Februar 2021 (BGBl.  I  S. 306) geändert  

worden is t.  

Hess isches Gesetz zum Schutz der Natur und zur Pf lege der Landschaft  (Hessisches 

Naturschutzgesetz –  HeNatG) vom 25. Mai 2023 (GVBl.  S.  379),  zu let zt  

geänder t  durch Ar t ikel  84 des Gesetzes  vom 16.  Dezember 2025 (GVBl.  2025 

Nr.  110).  

Energiewir tschaftsgesetz (EnWG) vom 7.  Ju l i  2005 (BGBl.  I S.  1970,  3621),  zu let zt  

geänder t  durch Ar t ikel  8 Absatz 6 des Gesetzes vom 23. Ju l i 2026 (BGBl. 

2026 I Nr.  226).  

Erneuerbare -Energien-Gesetz (EEG 2023) vom 21.  Ju li  2014 (BGBl.  I  S. 1066), 

zu let zt  geändert  durch Art ikel  23 des Gesetzes vom 18.  Dezember 2025 

(BGBl.  2025 I Nr.  347).  

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.  Ju l i  2009 (BGBl.  I S.  2585),  zulet zt geänder t  

durch Ar t ikel 8 des Gesetzes vom 22. Ju li  2026 (BGBl.  2026 I Nr.  224).  

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in  der Fassung der Bekanntmachung vom 21.  

November 2017 (BGBl.  I  S.  3786),  zu let zt  geänder t  durch Ar t ikel 2 des 

Gesetzes  vom 3.  Jul i  2023 (BGBl.  2023 I Nr. 176).  

Bundes-Immiss ionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 17.  Mai 2013 (BGBl. I  S.  1274;  2021 I S.  123),  zu letzt  geänder t  durch 

Ar t ikel  3 des Gesetzes  vom 18.  Jun i 2026 (BGBl.  2026 I Nr.  183).  

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22.  Dezember 2008 (BGBl. I  S. 2986),  zulet zt 

geänder t  durch Ar t ikel  13 des Gesetzes  vom 22.  Ju l i  2026 (BGBl.  2026 I Nr.  

224).  

Hess ische Bauordnung (HBO) vom 28.  Mai 2018 (GVBl.  S. 198),  zu let zt  geändert  

durch Gesetz vom 9.  Oktober 2025 (GVBl. 2025 Nr.  66).  

Hess isches Alt lasten - und Bodenschutzgesetz (HAltBodSchG) vom 28.  September 

2007 (GVBl.  I  S.  652),  zulet zt geändert  durch Ar t ikel 5 des Gesetzes  vom 30.  

September 2021 (GVBl.  S.  602).  

Hess isches Kl imagesetz vom 26.  Januar 2023 (GVBl.  S.  42),  zu let zt geänder t  durch 
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Art ikel  82 des Gesetzes vom 16.  Dezember 2025 (GVBl.  2025 Nr.  110).  

Regionalplan Nordhessen 2009; Entwurf  Regionalplan Nordosthessen (Stand 

September 2024).  

5.2 Verordnungen, Richtl inien und Verwaltungsvorschriften  

Hess isches Ministerium für Umwelt , Energie,  Landwir tschaft  und Verbraucherschutz.  

Bodenschutz in  der Bau leitplanung.  Arbeitsh il fe zur Berücks icht igung von 

Bodenschutzbelangen in  der Abwägung und der Umweltprü fung nach BauGB 

in  Hessen.  

Hess isches Ministerium für Umwelt , K l imaschutz,  Landwir tschaft  und 

Verbraucherschutz.  Wasserwir tschaft in  der Bau leitplanung in  Hessen. 

Arbeitsh i lfe zur Berücks icht igung von wasserwir tschaft l ichen Belangen in  der 

Bau leitplanung,  zu let zt aktual is ier t Oktobe r 2023.  

Hess isches Ministerium für Umwelt , Energie,  Landwir tschaft  und Verbraucherschutz.  

Kompensation des Schutzguts  Boden in  der Bau leitplanung nach BauGB. 

Arbeitsh i lfe zur Ermit tlung des Kompensat ionsbedarfs  für das Schutzgut Boden 

in  Hessen und Rheinland-Pfalz 

Verordnung über die Durchführung von Kompensationsmaßnahmen,  das Führen von 

Ökokonten,  deren Handelbarkeit und die Festset zung von Ersatzzahlungen 

(Kompensat ionsverordnung – KV) vom 26.  Oktober 2018 (GVBl. S. 652).  

Verordnung zum Schutz der staat l ich  anerkannten Hei lquel len des Hess ischen 

Staatsbades Bad Wildungen vom 22.  Jun i 1977 (StAnz.  31/1977 S. 1543).  

Verordnung über die Natura 2000-Gebiete in Hessen vom 16.  Januar 2008.  

5.3 Sonstige Quellen 

Müller-Westermeier,  G.  (2001):  Das Kl ima in  Deutsch land. In:  K l imastatusbericht 

2001,  S.  9. 

Orient ierende Baugrunduntersuchung für das  Plangebiet,  Projekt -Nr.  2024 15429a1 

(TEIL D).  

Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öf fent l icher Belange aus der 

f rühzeit igen Betei l igung nach § 4 Abs.  1 BauGB (März und Apri l  2026).  

Hess ische Fach in format ionssysteme:  BodenViewer,  LärmViewer, Natureg -Viewer,  

GruSchu, Starkregen -Viewer,  H it zeViewer, AgrarViewer,  

Fach informat ionssystem Alt f lächen und Grundwasserschadensfälle.  

Bundesamt für Naturschutz:  Schutzgebietsdienst (FFH -,  Vogelschutz-,  Naturschutz-, 

Landschaftsschutzgebiete, Naturparke),  abgerufen am 29.  September 2026.  
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1 AUFTRAG 
 

Der Landkreis Waldeck-Frankenberg erteilte der Geonorm GmbH am 25.06.2024 den Auf-

trag, am Projektstandort in der Brüder-Grimm-Straße 2-6 in Bad Wildungen, für die Erweite-

rung der Mathias-Bauer-Schule, orientierende Baugrundvoruntersuchungen durchzuführen 

und gutachterlich zu bewerten. 

 

Das Baugrundgutachten soll beinhalten: 

 Auswertung und Darstellung der Baugrunderkundung sowie der Labor- und Feldver-

suche 

 Dokumentation der Schichtenfolge im baugrundrelevanten Tiefenbereich nach 

DIN ISO EN 14688-1 und DIN EN ISO 22476-2 

 geotechnische Klassifikation der Schichten nach DIN 18196, Bodenklassen nach 

DIN 18300, Frostempfindlichkeitsklassen nach ZTVE-StB 171 

 Angabe relevanter geotechnischer Boden-und Felskennwerte 

 Aussagen zur Grundwassersituation auf Grundlage der Untersuchungsergebnisse  

 Baugrundbeurteilung 

 Bewertung der allgemeinen Bebaubarkeit mit Gebäuden (Flach-, Tiefgründung), Er-

forderliche ergänzende Maßnahmen wie z.B. Bodenverbesserung / Gründungspols-

ter, etc. 

 Angaben zur Bodendurchlässigkeit / Versickerungsfähigkeit des Untergrundes 

 Empfehlung zur weiteren Vorgehensweise 

 

 
2 UNTERLAGEN / MASSNAHMEN 
 

Folgende Unterlagen bzw. Maßnahmen dienten zur Beurteilung der Baugrundsituation: 

[1] Geologische Karte von Hessen, Blatt 5820 (Bad Wildungen), M 1 : 25 000 

[2] Topografische Karte, Blatt 5820 (Bad Wildungen), M 1 : 25 000 

[3] Liegenschaftsplan, M: 1 : 1000, vom 12.06.2024, zur Verfügung gestellt vom AG 

                                                 
1 Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Erdarbeiten im Straßenbau 
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[4] Ergebnisse der Außenarbeiten vom 16.09.2024: 

 6 Rammkernsondierungen (RKS) bis max. 2,4 m unter Geländeoberkante (GOK)   

 Nivellement der Bohransatzpunkte mit GPS 

 

 

3 SITUATION 
 

Das Untersuchungsgebiet liegt im Süden von Bad Wildungen, neben und auf dem Schulge-

lände der Mathias-Bauer-Schule (siehe Abb. 1). Auf dem Untersuchungsareal ist die Erweite-

rung der Mathias-Bauer-Schule an zwei möglichen Standorten geplant. Der erste Standort 

befindet sich südlich der Sporthalle an einem Hang und z.T. in einem Waldgebiet (siehe Abb. 

2). Der zweite Standort liegt nördlich des Wendehammers vor der Schule auf einer Wiese 

und ebenfalls an einem leichten Hang (siehe Abb. 3). 

 

 

Abbildung 1: Untersuchungsareal. 
 

Angaben über die Anzahl der Neubauten und geplante Geschosszahl sowie deren Höhen-

einstellung liegen uns nicht vor. 
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Abbildung 2: Untersuchungsareal im Bereich des ersten Standorts in Blickrichtung Süden. 
 

 

Abbildung 3: Untersuchungsareal im Bereich des zweiten Standorts in Blickrichtung Süden. 
 

 

4 BAUGRUNDVERHÄLTNISSE 
 

Gemäß den Ergebnissen der Außenarbeiten und der geologischen Karte wird der gewach-

sene Untergrund im Untersuchungsgebiet von karbonischen Tonschiefern und Grauwacken 
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des Kulms und deren Zersatz und Verwitterungsprodukten aufgebaut (siehe Ausschnitt aus 

geologischer Karte). Zuoberst wurden Oberböden und lokal Auffüllungen erbohrt. 

 

 

Abbildung 4: Ausschnitt aus geologischer Karte. 
 

 

4.1 Schichtenbeschreibung 
 

Gemäß der Geländeansprache können im Wesentlichen folgende Bodenhorizonte (vgl. An-

lage 2) unterschieden werden: 

 

Oberboden und Auffüllung 

Aufgrund der organischen Anteile und der charakteristischen braunen bis dunkelbraunen 

Färbung können die oberen 0,1 m bis 0,25 m in allen Bohrungen, außer der RKS 3, als 

Oberboden eingestuft werden. Bodenmechanisch ist der Oberboden als Schluff mit wech-

selnden kiesigen und sandigen Anteilen zu beschreiben.  

In der Sondierung RKS 3 ist die Oberfläche mit Pflastersteinen in einer Schichtstärke von 

8 cm befestigt, welche bis 12 cm in Splitt gebettet sind. Unterhalb der Oberflächenbefesti-

gung folgt rotbrauner bis grauer Schotter, welcher bis in eine Tiefe von 0,8 m unter GOK 

reicht. Der Schotter ist als sandiger Kies zu beschreiben und ist nach dem Sondierfortschritt 

als mitteldicht bis sehr dicht gelagert einzustufen.  
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Verwitterungslehm 

In der Sondierung RKS 4 wurden lokal unter dem Oberboden Verwitterungslehme der unter-

lagernden Tonschiefer erbohrt. Die braun gefärbten Lehme wurden bis in eine Tiefe von 

0,5 m unter GOK angetroffen. Bodenmechanisch können die bindigen Lehme als sandige 

und kiesige Schluffe eingestuft werden. Die angetroffenen Zustandsformen der Lehme waren 

zum Zeitpunkt der Außenarbeiten halbfest. 

Die bindigen Lehme lassen sich aufgrund ihrer plastischen Eigenschaften in die Bodengrup-

pe der leicht plastischen bis mittel plastischen Tone und Schluffe einordnen. Besonders die 

leichtplastischen Schluffe und Tone (UL/TL) gelten als sehr wasserempfindlich. Außerdem 

verfügen diese Böden über thixotrope Eigenschaften. Die hohe Wasserempfindlichkeit sowie 

das thixotrope Verhalten des Lehms führen insbesondere bei dynamischen Beanspruchun-

gen dazu, dass das Material durch Gefügezerstörung aus einem steifplastischen Zustand, 

quasi ohne signifikante Wassergehaltsänderung, in den weichplastischen oder sogar breii-

gen Zustand wechseln kann. 

 

Tonschiefer, zersetzt 

Unterhalb der Oberböden und Verwitterungslehme bzw. der Auffüllungen wurde in den Son-

dierungen ein zersetzter Tonschiefer erbohrt. Der Zersatz ist rollig ausgebildet und weist eine 

grau bis graubraune Färbung auf. Im Gegensatz zu den darunter folgenden verwitterten bis 

angewitterten Tonschiefern liegt der Tonschieferzersatz nicht mehr in einem zusammenhän-

genden Gesteinsgefüge vor. Der Fels ist völlig entfestigt und in viele Gesteinsbestandteile 

zerfallen, die wiederum durch Witterungseinflüsse und Bodenlösungen stark angegriffen 

sind.  

Bodenmechanisch ist der rollige Zersatz als sandiger Kies mit lokal wechselnden Gehalten 

an Schluff und Ton zu beschreiben. Anhand des Sondierfortschritts ist die Lagerungsdichte 

des rolligen Zersatzes als mind. mitteldicht bis sehr dicht einzustufen.  

Der zersetzte Tonschiefer wurde bis zur erreichten Sondierendtiefe, zwischen 1,3 m und 

2,4 m unter GOK, erbohrt. Der Verwitterungsgrad nimmt generell mit zunehmender Tiefe ab. 

Im verwitterten Zustand liegen die Gesteine, im Gegensatz zum zersetzten Festgestein, 

noch in einem im Verband befindlichen Korngefüge vor. Das Gestein zerfällt dann stückig, 

z.T. bröckelig-blättrig (leicht mürbe).  

 

Innerhalb der erbohrten Auffüllungs- und Bodenschichten muss erfahrungsgemäß mit dem 

Vorhandensein größerer Gesteinsbestandteile und dickbankigeren Gesteinsformationen der 
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Tonschiefer gerechnet werden, die im Rahmen der punktuellen Sondierungsarbeiten nicht 

erfasst werden können. Es können daher in dem Felszersatz und den Sedimenten sowie 

Auffüllungen größere Gesteinsbruchstücke enthalten sein, welche je nach Dimension in die 

Bodenklasse 6 oder 7 eingestuft werden müssen. Generell ist unterhalb der Bohrendtiefe mit 

Fels der Bodenklasse 6 und 7 zu rechnen. Wir verweisen auf die diesbezüglichen Angaben 

in der DIN 18300.  

 

 

Die punktuelle Untersuchung des Geländes mittels Rammkernsondierungen ergibt insge-

samt ein repräsentatives Bild von der Untergrundsituation. Es ist erfahrungsgemäß davon 

auszugehen, dass sich in Bezug auf die Schichtenbeschreibung und die angegebenen 

Schichtgrenzen Abweichungen zwischen den einzelnen Aufschlusspunkten ergeben. Gemäß 

DIN 4020 sind Aufschlüsse in Boden und Fels als Stichprobe zu bewerten. Sie lassen für 

zwischen liegende Bereiche nur Wahrscheinlichkeitsaussagen zu. Bezüglich des genauen 

Verlaufs der Schichtgrenzen, der Verbreitung und der Zusammensetzung der Bodentypen 

wird auf die Bohrprofildarstellungen in der Anlage 2 verwiesen. 

 

 

5 GRUNDWASSERVERHÄLTNISSE 
 

5.1 Allgemeines, Grundwasserstände und Schutzgebiete 
 

Während der Außenarbeiten am 16.09.2024 konnte nur in der Sondierung RKS 3 bei 1,05 m 

unter GOK (entspricht 307,13 m NHN) Grundwasser eingemessen werden, welches auf 

1,03 m unter GOK (entspricht 307,15 m NHN) gestiegen ist. Bei dem angetroffenen Wasser 

handelt es sich erfahrungsgemäß um Stau- und Hangschichtwasser, welches sich diffus im 

feinkornarmen kiesigen Zersatz bewegt und sich auf der stärker gebundenen Felsoberkante 

aufstaut.  

Stau- und Schichtenwasser wird insbesondere durch Niederschläge stark beeinflusst, so 

dass in Abhängigkeit von den Niederschlagsverhältnissen und besonders im Winterhalbjahr 

mit dem verstärkten Auftreten von Schicht- und Stauwasser zu rechnen ist. Freies Grund-

wasser ist erst in größerer Tiefe zu erwarten. 

 

Der nächste Vorfluter ist der, in nordwestlicher Richtung rd. 650 m entfernte, Sonderbach. 
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Das Untersuchungsareal liegt nach dem Bearbeitungsstand des Hessischen Landesamtes 

für Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) in der amtlich ausgewiesenen Heilquellen-

schutzzone III und C2 mit dem Namen „alt-HQS Bad Wildungen“ (WSG-ID: 635-139). 

 

5.2 Bemessungswasserstand 
 

Für die Festlegung eines Bemessungswasserstandes sind langjährige Grundwasserbe-

obachtungen notwendig, die erfahrungsgemäß nicht vorliegen. Die Festlegung eines für das 

gesamte Baufeld gültigen Bemessungswasserstandes ist, aufgrund des bis zur Sondierend-

tiefe fehlenden freien Grundwassers und der Hanglage, nicht sinnvoll. Erfahrungen aus dem 

Bestand und der Nachbarbebauung sind unbedingt zu berücksichtigen.  

 

5.3 Durchlässigkeiten  
 

Für die bindigen Sedimente können erfahrungsgemäß Durchlässigkeiten von 10-6 m/s bis  

10-9 m/s angenommen werden. Gemäß DIN 18130-1 sind die bindigen Böden als schwach 

durchlässig bis sehr schwach durchlässig zu bewerten. Der Felszersatz weist in Abhängig-

keit der Feinkornanteile Durchlässigkeiten von kf = 10-5 m/s bis ≤ 10-9 m/s auf, womit der Zer-

satz gemäß DIN 18130-1 als durchlässig bis sehr schwach durchlässig zu bewerten ist. 

Die Durchlässigkeit der Festgesteine ist von mehreren Faktoren abhängig. Die tatsächliche 

Durchlässigkeit (Gebirgsdurchlässigkeit) ist entscheidend von der Anzahl und Ausprägung 

der Trennflächen (Klüftung, Schichtung) abhängig. Je nach Kluftweite und Kluftabstand kann 

für kompaktes Festgestein eine Spanne für die Durchlässigkeit von 10-3 m/s bis 10-13 m/s 

angegeben werden. Des Weiteren ist zu beachten, dass die Durchlässigkeiten in Festgestei-

nen hochgradig anisotrop (richtungsabhängig) sind. 

 

Nach der aktuellen Ausgabe des Arbeitsblatts DWA-A 138 vom April 2005 wird eine ent-

wässerungstechnische Versickerung in Lockergesteinen bei Durchlässigkeitsbeiwerten von 

kf = 1 x 10-3 m/s bis 1 x 10-6 m/s als sinnvoll angesehen. Bei kf –Werten < 1 x 10-6 m/s be-

sagt o.g. Regelwerk, dass eine Entwässerung ausschließlich durch Versickerung mit zeit-

weiliger Speicherung nicht gewährleistet ist, so dass eine ergänzende Ableitungsmöglich-

keit vorgesehen werden muss (z.B. Drosselabfluss oder Überlauf an örtliches Kanalnetz). 

Bei Durchlässigkeitsbeiwerten von kf ≤ 1 x 10-6 m/s stauen Versickerungsanlagen lange ein. 
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Dann können anaerobe Verhältnisse in der ungesättigten Zone auftreten, die das Rückhal-

tevermögen ungünstig beeinflussen. 

Eine Versickerung ist, aufgrund der geringen Durchlässigkeit der Lehme und des nicht sicher 

vorhandenen hydraulischen Anschlusses an eine ableitende Bodenschicht im kiesigen Zer-

satz (zum Vorfluter) sowie den als Grundwasserstauer wirkenden gebundenen Felsschich-

ten, ohne Drosselabfluss nicht zu empfehlen. Des Weiteren ist, aufgrund der Hanglage, eine 

Vernässung der Hangabwärts liegenden Grundstücke nicht auszuschließen. 

Für eine abschließende Bewertung sind Versickerungsversuche im Baggerschurf im Bereich 

der geplanten Versickerungsanlagen zu empfehlen.  

 

 

6 BAUGRUNDBEURTEILUNG UND ALLGEMEINE BEBAUBARKEIT 
 

Gemäß der aktuellen Ausgabe der DIN EN 1998-1/NA:2011-01 sind für das Untersuchungs-

gebiet keine Erdbebenzone und keine geologische Untergrundklasse ausgewiesen. 

 

6.1 Baugrundbeurteilung 
 

Nach den Ergebnissen der Außenarbeiten wird der Untergrund im Untersuchungsareal 

überwiegend von den Zersatz- und Verwitterungsprodukten der Tonschiefer aufgebaut. Lokal 

wurden auch Auffüllungen (RKS 3) und geringmächtige Verwitterungslehme (RKS 4) in halb-

fester Konsistenz erbohrt, welche bis in Tiefen zwischen 0,5 m und 0,8 m unter jeweiliger 

GOK reichen.  

 

Für Auffüllungen gilt generell, dass sofern keine vollständigen Verdichtungsnachweise für 

deren Einbau vorliegen, diese ohne Zusatzmaßnahmen (z.B. Bindemittelverbesserung) für 

eine Gründung nicht geeignet sind.  

 

Bei bindigen Böden ist generell die Konsistenz für die Eignung als Baugrund entscheidend. 

Hierbei sind mindestens steifplastische Konsistenzen als ausreichend bis eingeschränkt (in 

Abhängigkeit der Lasten und Fundamentdimensionen) und breiige sowie weichplastische 

Schichten als nicht tragfähig einzustufen. 
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Der zersetzte Fels ist in Abhängigkeit der bindigen Anteile und der Lagerungsdichte i.d.R. als 

gut bis sehr gut tragfähig zu beurteilen. 

 

Der Baugrund konnte, aufgrund des mit zunehmender Tiefe rasch ansteigenden Eindringwi-

derstandes nicht ausreichend tief erkundet werden. Die zur Erkundung aller gründungsrele-

vanten Schichten erforderlichen Tiefen gemäß EC 7 konnten daher nicht mit den Sondierun-

gen erreicht werden. Da erfahrungsgemäß mit zunehmender Tiefe der Verwitterungsgrad ab 

und damit die Tragfähigkeit zunimmt, ist nach den vorliegenden Ergebnissen, davon auszu-

gehen, dass in diesen Positionen sehr gut tragfähiger, verwitterter Fels unterhalb der erreich-

ten Bohrtiefen ansteht. Eine Überprüfung mit z.B. schweren Rammsondierungen (DPH) wird 

in Abhängigkeit der geplanten Bebauung empfohlen. 

 

6.2 Bewertung der allgemeinen Bebaubarkeit 
 

Wie schon in Kapitel 3 erwähnt, liegen uns keine Informationen über die geplante Bebauung 

bzw. deren Höheneinstellung vor. Eine herkömmliche Flachgründung über Streifen- und Ein-

zelfundament bzw. eine Fundamentplatte ist im feinkornarmen Zersatz bzw. verwitterten Fels 

mit geringeren Setzungsbeträgen von ≤ 2,5 cm möglich. 

Generell gilt, dass die Lastabtragung aller Gebäudeteile, um gebäudeschädigende Set-

zungsunterschiede zu minimieren, über Bodenschichten mit vergleichbarem Setzungsverhal-

ten erfolgen sollte. 

Eine Lastabtragung für eine mögliche Bebauung, bei i.d.R. gebäudeverträglichen Setzungs-

beträgen von max. 2,5 cm, ist in Lehmböden und Auffüllungen ohne weitere Maßnahmen 

nicht möglich. Sollten Teilbereiche noch in bindigen Böden oder Auffüllungen liegen, wird 

unbedingt empfohlen, die Lehmböden und Auffüllungen bis auf den zersetzten Fels zu ent-

fernen und gegen einen Bodenaustausch oder Betonplomben zu ersetzen. 

 

Die abschließende Angabe einer zulässigen Bodenpressung und den daraus resultierenden 

Setzungen oder eines Bettungsmoduls kann erst nach Festlegung der Höheneinstellung und 

Laststellung sowie Berechnungen der sich ggf. daraus ergebenen Polsterschichtstärken er-

folgen. Vorläufig ist für die vorgeschlagenen Gründungsvarianten, bei Einhaltung von erfah-

rungsgemäß bauwerksverträglichen Gesamtsetzungen von max. 2,5 cm, in Abhängigkeit der 

Höheneinstellung, ggf. erforderlichen Polsterschichtstärke und der Laststellung des Gebäu-
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des, mit zulässigen Bodenpressungen von σzul = 200 bis 600 kN/m² (entspricht σR,d = 284 
bis 852 kN/m²) zu rechnen.  

Bei der Herstellung eines Gründungspolsters sowie bei Gräben und Gruben für Magerbeton-

plomben ist, in Abhängigkeit der Stau- und Hangschichtwasserzuflüsse, zumindest zeitwei-

se, eine offene Wasserhaltung einzuplanen. 

 

6.3 Abdichtung und Dränage (gemäß DIN 18533 - Wassereinwirkungsklassen) 
 

Eine abschließende Angabe des Bemessungswasserstand ist mit den vorliegenden Ergeb-

nissen nicht möglich (siehe Kapitel 5). Des Weiteren wird der angetroffene Baugrund, gemäß 

DIN 18533 von nicht ausreichend durchlässigen Bodenmaterialien (kf  < 1 x 10-4 m/s) be-

stimmt. Eine Abdichtung muss daher gemäß DIN 18533 generell nach Wassereinwir-
kungsklasse W1.2-E bzw. W2-E erfolgen. Dies bedeutet, dass entweder: 

a) Gemäß W1.2-E ein Aufstauen von Niederschlagswasser (auch für vorübergehende Er-

eignisse) durch eine auf Dauer funktionsfähige Dränage gemäß DIN 4095, zuverlässig 

verhindert,  

b) oder gemäß W2-E gegen eine Einwirkung von drückendem Wasser (Grund-, Stau- und 

Sickerwasser) abgedichtet werden muss. 

Bei einer Abdichtung nach W2-E können als alternative Varianten zur Abdichtung nach 

DIN 18533-1, wenn die jeweilige Gleichwertigkeit beachtet und nachgewiesen wird, die Aus-

führung der Bodenplatte und der erdberührten Außenwände in WU-Beton gemäß WU-

Richtlinie („Weiße Wanne“) erfolgen. 

Aufgrund der nicht ausreichenden Durchlässigkeit des Untergrundes (kf  < 1 x 10-4 m/s) muss 

ein möglicher Wassereinstau am Bauwerk, dessen Höhe nicht zuverlässig prognostiziert 

werden kann, berücksichtigt werden. Ein möglicher Einstau von Wasser bis Oberkante Ge-

lände kann somit nicht ausgeschlossen werden. Ohne Dränung ist gemäß DIN 18533 daher 

die OK Gelände als Bemessungswasserstand anzusetzen.  

 

 

7 WIEDERVERWENDUNG UND UMLAGERUNG  
 

Generell sind bei einem Wiedereinbau größere Gesteinsbestandteile z.B. aus dem anfallen-

den Felsbruch auszusortieren oder auf ein verdichtbares Maß zu zerkleinern. Das Größtkorn 
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darf nicht größer als ⅔ der Schüttlagenhöhe (Einbaulagen ≤ 30 cm vor der Verdichtung) 

sein. Grundsätzlich sind für eine Rückverfüllung nicht geeignete Komponenten (z. B. Wur-

zeln etc.) auszusortieren. Zum Wiedereinbau vorgesehener Erdaushub ist vor Witterungsein-

flüssen (Niederschlägen) zu schützen (z. B. Abdeckung mittels Folie).  

 

Die Wiedereinbaufähigkeit der beim Aushub anfallenden Auffüllungs- und Bodenmaterialien 

ist unterschiedlich zu beurteilen: 

 

rollige Auffüllungs- und Bodenmaterialien (Schotter und Kiese) 

Feinkornarme bzw. –freie, Bodenmaterialien sind bei geeigneten Wassergehalten für einen 

Wiedereinbau geeignet. Bei zu hohen Wassergehalten sind die Materialien vor dem Einbau 

gravitativ zu entwässern.  

Bei einer Verwendung der feinkornhaltigen Materialien werden die Mindestanforderungen auf 

dem Erdplanum, z.B. für Verkehrsflächen (Ev2  45 MN/m2 bei einem Verhältniswert von 

Ev2/Ev1  2,5), erfahrungsgemäß nur bei geringen Feinkornanteilen und günstiger Witterung 

erreicht. Es kann erfahrungsgemäß ein Einmischen von Bindemittel und Wässern 

erforderlich werden. Bei einem Feinkornanteil von > 15% gelten die Einbauempfehlungen für 

bindige Bodenmaterialien. 

 

bindige Auffüllungs- und Bodenmaterialien (Schluff / Ton und feinkornreiche Auffüllung) 

Auffüllungs- und Bodenmaterialien auch in steifplastischer und halbfester Konsistenz, sind 

aufgrund ihres Wassergehalts und ihrer Wasserempfindlichkeit für einen Widereinbau ohne 

zusätzliche Maßnahmen nicht geeignet. Eine Rückverfüllung der bindigen Materialien ist nur 

in Verbindung mit einer zusätzlichen Bodenverbesserung durch das Einarbeiten von hydrau-

lischem Bindemittel (Weißfeinkalk oder Mischbinder aus Kalk und Zement), z.B. mit einem 

geeigneten Mischlöffel oder Bodenfräse, möglich. Für eine Bodenverbesserung der bindigen 

Böden, z.B. mit Kalk oder Kalk-Zement 50/50, sind erfahrungsgemäß Bindemittelzugaben 

von 2 – 4 Gew.-% (entsprechen 35 – 70 kg / m³) erforderlich. Bei Tonböden ist erfahrungs-

gemäß ein mehrmaliges Einmischen für eine ausreichende Homogenisierung erforderlich. 

Breiiger Boden lässt sich erfahrungsgemäß nicht oder nur mit großem Aufwand (mehrfaches 

Mischen, große Zugabemengen an Bindemittel) verbessern und sollte daher abgefahren 

werden. 
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8 HINWEISE ZUR EUROPÄISCHEN GRUNDBAUNORMUNG (EC 7) 
 

Das vorliegende Gutachten (orientierende Voruntersuchung) ist nach DIN 4020 als Geotech-

nischer Entwurfsbericht einzustufen.  

Gemäß EC 7, Band 2 Kapitel B3 ist der Abstand der Aufschlussposition für eine Bemessung 

der Gebäudegründung voraussichtlich zu groß. Zudem sind für setzungsarme Gründungen, 

wie Betonplomben oder tiefgründige Bodenverbesserungen, tieferreichende Aufschlüsse 

erforderlich. Es sind daher für abschließende Gründungsempfehlungen ergänzende Auf-

schlüsse in Form von schweren Rammsondierungen und Rammkernsondierungen und ggf. 

Kernbohrungen, Drucksondierungen und Baggerschürfe erforderlich, welche dann insgesamt 

in einem weiteren Geotechnischen Bericht zusammengefasst werden müssen.  

Vorläufig wird für eine Bebauung von einer Einstufung in die geotechnische Kategorie GK 2 

(z.B. Auffüllungen, Lasten, etc.) ausgegangen. Im Hinblick auf die seit Juli 2012 geltende 

europäische Grundbaunormung ergeben sich daraus zusätzliche Planungs- sowie Kontroll-

pflichten für die Bauausführung (siehe auch DIN EN 1997-1:2009-09 (EC 7-1), Kapitel 2.8 

und 4).  

Nach Vorlage weiterer Planungsdaten (u.a. Höheneinstellung, Lastangaben, Vorgaben an 

das Setzungsverhalten) sind die in der vorliegenden orientierenden Untersuchung ausgear-

beiteten Empfehlungen fortzuschreiben.  

Das Gutachten ist nur in seiner Gesamtheit gültig. Die Weitergabe des Gutachtens darf nur 

ungekürzt vorgenommen werden. Gegenüber Dritten besteht Haftungsausschluss. 

 

Geonorm GmbH Gießen, 13.11.2024 

 

Markus Riegels Jan Legner 
Dipl.-Geologe  B.Sc. Angewandte  

Geowissenschaften 
 

 

9 ANLAGEN 
 

Anlage 1  Lageplan, M 1 : 1000, mit Eintragung der Aufschlusspunkte 

Anlage 2  Zeichnerische Darstellung der Bohrprofile nach DIN ISO EN 14688-1  

 





m NHN

304.00

305.00

306.00

307.00

308.00

309.00

310.00

311.00

312.00

313.00

314.00

315.00

316.00

RKS 1
313,88 m NHN

 0.10 (313.78) Oberboden, Schluff, stark kiesig, sandig, braun, halbfestMu

 0.30 (313.58)

Fels zersetzt, Kies, sandig, schwach schluffig, grau,
graubraun, schwach feucht, (Tonschiefer, zersetzt,
Wurzeln)

Zv

 0.80 (313.08)

Fels zersetzt, Kies, sandig, schwach schluffig, grau,
graubraun, trocken - schwach feucht, (Tonschiefer,
zersetzt)

ZvZv

Zv

 1.60 (312.28)

Fels zersetzt, Kies, sandig, grau, trocken - schwach
feucht, (Tonschiefer, zersetzt)

Zv

Zv Zv

 2.40 (311.48)

Fels zersetzt, Kies, sandig, schluffig, schwach tonig,
grau, feucht, (Tonschiefer, zersetzt)

Zv

Zv
Zv
Zv

fest auf Fels
bei 0,99 m zugefallen

RKS 2
314,43 m NHN

 0.10 (314.33) Oberboden, Schluff, stark kiesig, sandig, braun, graubraunMu

 0.45 (313.98)
Fels zersetzt, Kies, sandig, schluffig, schwach tonig,
grau, graubraun, feucht, (Tonschiefer, zersetzt)

Zv

 1.50 (312.93)

Fels zersetzt, Kies, sandig, schluffig, grau, graubraun,
trocken - schwach feucht, (Tonschiefer, zersetzt)

Zv

Zv

Zv

 1.70 (312.73)
Fels zersetzt, Kies, sandig, grau, trocken, (Tonschiefer,
zersetzt, zerbohrt)

Zv

fest auf Fels
bei 1,62 m zugefallen

RKS 3
308,18 m NHN

1.03 (307.15)
 (16.09.2024)
1.05 (307.13)
 (16.09.2024)

 0.08 (308.10) Auffüllung, PflasterA
 0.12 (308.06) Auffüllung, Splittbett, graubraun

A

 0.80 (307.38)
Auffüllung, Kies, sandig, rotbraun, grau, schwach feucht,
(Schotter)

A

 1.00 (307.18)
Fels zersetzt, Kies, sandig, schluffig, grau, feucht,
(Tonschiefer, zersetzt)

Zv

 1.20 (306.98)
Fels zersetzt, Kies, sandig, grau, naß, (Tonschiefer,
zersetzt)

Zv

 1.30 (306.88)
Fels zersetzt, Kies, sandig, grau, trocken, (Tonschiefer,
zersetzt, zerbohrt)

fest auf Fels
bei 1,13 m zugefallen

Legende

halbfest

nass

Fels zersetztZv
Zv

AuffüllungA

OberbodenMu

Kies

Schluff

Datei: F:\Projekt\2024\15429a1\15429a1_CAD---Lageplan und Bohrprofile\15429a1_1.bop

Legende
2.45

(20.05.2022) GW - Ende Bohrarbeiten
2.45

(20.05.2022) GW - angetroffen

.
Sp-Nr.: 15429a1_1

Projekt:

Projekt-Nr.:

Ursulum 18
35396 Gießen

Tel.: 0641/94360-0
Mathias-Bauer-Schule
Brüder-Grimm-Straße 2-6,

2024 15429 a 1
Maßstab 1 : 50
Anlage 2Fax: 0641/94360-40

Bad Wildungen,
geprüft:

gezeichnet: 17.09.2024 van Duijn



m NHN

286.00

287.00

288.00

289.00

290.00

291.00

292.00

293.00

294.00

295.00

296.00

297.00

298.00

RKS 4
291,31 m NHN

 0.20 (291.11)
Oberboden, Schluff, sandig, feinkiesig, braun, dunkelbraun,
halbfest

Mu

 0.50 (290.81)
Schluff, sandig, kiesig, hellbraun, braun, halbfest,
(Wurzeln), (Verwitterungslehm)

 1.40 (289.91)

Fels zersetzt, Kies, sandig, grau, rotbraun, trocken,
(Tonschiefer, zersetzt)

Zv
Z

ZvZ

Zv
Zv

fest auf Fels
bei 1,34 m zugefallen

RKS 5
290,69 m NHN

 0.20 (290.49) Oberboden, Schluff, sandig, feinkiesig, braunMu

 0.50 (290.19)
Fels zersetzt, Kies, sandig, schwach schluffig, graubraun,
trocken, (Tonschiefer, zersetzt, Wurzeln)

Zv
Zv

 1.30 (289.39)

Fels zersetzt, Kies, sandig - und - Kies, sandig, schluffig
- in Wechsellagerung, graubraun, trocken, (Tonschiefer,
zersetzt)

Zv Zv

Zv

Zv

fest auf Fels
bei 1,26 m zugefallen

RKS 6
294,40 m NHN

 0.25 (294.15) Oberboden, Schluff, sandig, kiesig, braun, dunkelbraunMu

 0.70 (293.70)
Fels zersetzt, Kies, sandig, grau, trocken, (Tonschiefer,
zersetzt)

ZvZ

 1.50 (292.90)

Fels zersetzt, Kies, sandig, schluffig, grau, graubraun,
trocken, (Tonschiefer, zersetzt)

Zv
Zv

Zv
Zv

fest auf Fels
bei 1,43 m zugefallen

Legende

halbfest Fels zersetztZv

OberbodenMu

Kies

Schluff

Datei: F:\Projekt\2024\15429a1\15429a1_CAD---Lageplan und Bohrprofile\15429a1_2.bop

.
Sp-Nr.: 15429a1_2

Projekt:

Projekt-Nr.:

Ursulum 18
35396 Gießen

Tel.: 0641/94360-0
Mathias-Bauer-Schule
Brüder-Grimm-Straße 2-6,

2024 15429 a 1
Maßstab 1 : 50
Anlage 2Fax: 0641/94360-40

Bad Wildungen,
geprüft:

gezeichnet: 17.09.2024 van Duijn



 

 

UMWELTBEZOGENE STELLUNGNAHMEN  [gem. § 

3 Abs.  2 BauGB]  

zur 9. Änderung des Flächennutzungsplanes  

 

 

Stadt Bad Wildungen  

 

 

 

14.10.2026 

 

TEIL E –  Umweltbezogene Stellungnahmen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
P lanungsbüro Biol ine 

Orketalstraße 9 

35104 Lichtenfels  

 

Teil E - Seite 1 von 13



 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

1  Gegenstand . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1  

2  Personenbezogene Daten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1  

3  Übers icht der umweltbezogenen Stel lungnahmen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1  

 

 

 

Teil E - Seite 2 von 13



Um w e l tbe z o ge ne  Ste l lu n gn a hm e n  

z u r  9 .  Än de ru n g  de s  F lä ch e nn u tz un gsp la ne s  

 

 

- 1 - 

1 Gegenstand 

Dieser Teil  E enthält  die umweltbezogenen Stel lungnahmen zur 9.  Änderung des Flä -

chennutzungsplanes der Stadt Bad Wildungen,  Gemarkung Bad Wildungen, die aus 

der f rühzeit igen Betei l igung der Behörden und sonst igen Träger ö ffent l icher Belange 

nach § 4 Abs.  1  BauGB vorl iegen. Die f rühzeit ige Betei ligung der Öffent l ichkeit  nach 

§ 3 Abs. 1 BauGB und der Behörden l ief  vom 30.03.2026 bis zum 30.04.2026; aus  der 

Öffent l ichkeit  s ind keine Stel lungnahmen eingegangen.  Die Stellungnahmen wurden 

überwiegend gemeinsam zu r 9. Änderung des Flächennutzungsplanes und zum Be -

bauungsplan Nr.  20.1.1 „Schule“ (Änderung) abgegeben,  die im Paral lelverfahren 

nach § 8 Abs.  3 BauGB aufgestel l t werden.  

Die Stellungnahmen werden nach § 3 Abs.  2 Satz 1 BauGB zusammen mit  dem Plan-

entwurf ,  der Begründung, dem Umweltbericht und der orient ierenden Baugrundunter-

suchung (Tei l D) veröffent l icht.  Sie s ind im Wor t laut wiedergegeben;  die Übersicht 

nennt zu jeder Ste l lungnahme die darin angesprochenen Umweltthemen. Die Nummern 

entsprechen der Abwägungs l iste zur f rühzeit igen Betei l igung.  

Stellungnahmen ohne umweltbezogenen Inhalt,  etwa reine Leitungsauskünfte oder 

Mit tei lungen, dass Belange n icht berührt  s ind, s ind h ier n icht enthalten.  Sie l iegen in 

der Verfahrensakte vor und s ind in der Abwägungs liste zur f rühzeit igen Beteil igung 

behandelt.  

2 Personenbezogene Daten  

Personenbezogene Daten sind geschwärzt.  Das betri ff t  Namen,  Durchwahlen, persön-

l iche E-Mai l -Adressen und Unterschri ften der Verfasser sowie die Namen der Empfän-

ger. Absender,  Funkt ionspostfächer, Aktenzeichen und Datum bleiben lesbar.  

3 Übersicht der umweltbezogenen Stellungnahmen  

Die Seitenangaben fo lgen der Zählung am unteren rechten Seitenrand.  

Nr. Stel lungnahme von vom Umweltbezogene In format ionen S. 

S 103 Landkreis  Wal-

deck-Frankenberg 

–  FD 6.2,  Untere 

Wasser-, Boden- 

und Naturschutz-

behörde 

27.04.2026 Grundwasser und Entwässerung 

(Zuständigkeit  der oberen Was-

serbehörde),  oberirdische Gewäs-

ser und Naturschutz ohne Beden-

ken 

5 

S 104 Regierungspräs i-

dium Darmstadt –  

Kampfmittelräum-

dienst des  Landes 

Hessen 

24.04.2026 Kampfmittel : kein  begründeter 

Verdacht nach Luftbi ldauswer-

tung,  Meldepf l icht bei Funden 

7 

S 105 Regierungspräs i-

dium Kassel –  Dez. 

31.1,  Alt lasten,  

Bodenschutz / 

Grundwasser-

24.04.2026 Alt las ten und Bodenschutz ohne 

Bedenken,  Grundwasserschutz 

(Stel lungnahme steht noch aus) 

8 
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Um w e l tbe z o ge ne  Ste l lu n gn a hm e n  

z u r  9 .  Än de ru n g  de s  F lä ch e nn u tz un gsp la ne s  

 

 

- 2 - 

schutz, Wasser-

versorgung 

S 216 Landkreis  Wal-

deck-Frankenberg 

–  FD 6.3,  Ländl i-

cher Raum 

24.04.2026 Verlus t  von rund 8.500 m² Dauer-

grün land, räumliche Vorbelastung,  

Standortalternat iven 

9 

S 217 Nationalparkamt 

Kel lerwald-Eder-

see 

31.03.2026 Nationalpark Kel lerwald -Edersee: 

Schutz- und Bi ldungsziele n icht 

berührt,  Verweis  auf die untere 

Naturschutzbehörde 

10 

S 220 Regierungspräs i-

dium Kassel –  Dez. 

21,  Regionalpla-
nung 

28.04.2026 Vorrang- und Vorbehaltsgebiet  für 

Landwirtschaft (Regionalplan 

Nordhessen 2009),  kein  Zielver-
s toß 

11 

S 221 Regierungspräs i-

dium Kassel –  Dez. 

31.3,  Oberirdische 

Gewässer,  Hoch-

wasserschutz 

28.04.2026 Oberirdische Gewässer und Hoch-

wasserschutz (keine Bedenken) 

13 
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Konten der Kreiskasse Korbach: 

 

Sparkasse Waldeck-Frankenberg  Postbank in Frankfurt (Main)  

IBAN: DE54 5235 0005 0000 0088 05  IBAN: DE12 5001 0060 0069 6996 06  

BIC: HELADEF1KOR    BIC: PBNKDEFFXXX 

 

 

Gläubiger ID: 

DE14ZZZ00000035607 

USt-Id Nr.:  

DE 113 057 900 
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Landkreis Waldeck-Frankenberg  FD 6.2  Auf Lülingskreuz 60  34497 Korbach 

 

 

Planungsbüro Bioline GbR 

 

Korbach, 27.04.2026 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

9. Änderung FNP " Schule" 

hier: Stellungnahme/Benehmen 

Gemarkung Bad Wildungen, Flur 24, Flurstück 83, 84, 90/2 

 

 

Sehr geehrter Herr  

 

die nachfolgende wasser-, boden- und naturschutzrechtliche Beurteilung des o. g. 

Verfahrens bitten wir zu beachten: 

 

 

Abwasser 

 

Für die Belange der Entwässerung bei kreiseigenen Liegenschaften ist die Obere 

Wasserbehörde beim RP Kassel zuständig. 

 

 

 

Oberirdische Gewässer 

 

Keine Bedenken. 

 

 

 

 

Auf Lülingskreuz 60, 34497 Korbach 

 

(E-Mail-Adresse für formlose Mitteilungen) 

 

www.landkreis-waldeck-frankenberg.de 

Ihr Zeichen:  

Unser Zeichen: U-STU/0301/26/10931 

 

Termine nur nach Vereinbarung 
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Grundwasser 

 

Bei dem vorliegenden Vorhaben ist der Landkreis Waldeck-Frankenberg unmittelbar 

betroffen. Daher liegt die Zuständigkeit nach § 64 HWG bei der oberen Wasserbehörde. 

 

 

 

Naturschutz 

 

Zu den vorgelegten Planunterlagen bestehen aus naturschutzfachlicher Sicht keine 

weiteren Anmerkungen oder Hinweise. 

 

Der Schriftzug „ruhender Verkehr“ in der Planzeichnung nach der Änderung wird sicherlich 

noch entfernt. 

 

 

 

Wir bitten um Übersendung des Abwägungsergebnisses sowie des Beschlusses der 

politischen Gremien an folgendes Funktionspostfach:  

 

Wasser-Bodenschutz@lkwafkb.de 

 

Zukünftige Beteiligungen der unteren Wasser-, Boden- und Naturschutzbehörde bitten wir 

ebenfalls an das vorgenannte Funktionspostfach zu übersenden. 

 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 
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Regierungspräsidium Darmstadt 
 

Regierungspräsidium Darmstadt Servicezeiten:  Fristenbriefkasten: 
Luisenplatz 2 , Kollegiengebäude Mo. – Do.  8:00 bis 16:30 Uhr Luisenplatz 2 
64283 Darmstadt Freitag 8:00 bis 15:00 Uhr 64283 Darmstadt 

Internet:   Telefon: 06151 12 0 (Zentrale) Öffentliche Verkehrsmittel: 
www.rp-darmstadt.hessen.de Telefax: 06151 12 6347 (allgemein) Haltestelle Luisenplatz  

 

 Regierungspräsidium Darmstadt, 64278 Darmstadt Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen 

  
Elektronische Post 
 
Planungsbüro Bioline GbR 
Orketalstraße 9 
35104 Lichtenfels 

Unser Zeichen:  I 18 KMRD- 6b 06/05- 

 B 8030-2026 
Ihr Zeichen:  

Ihre Nachricht vom:  30.03.2026 

Ihr Ansprechpartner: 

Zimmernummer: 0.23 

Telefon/ Fax: 

E-Mail: 

Kampfmittelräumdienst:           kmrd@rpda.hessen.de 

Datum:  24.04.2026 

Bad Wildungen,  

"Schule" (Änderung) 

Bauleitplanung; 9. Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebauungs-

planes Nr. 20.1.1. 

Kampfmittelbelastung und -räumung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

über die in Ihrem Lageplan bezeichnete Fläche liegen dem Kampfmittelräumdienst aussage-
fähige Luftbilder vor. 
 
Eine Auswertung dieser Luftbilder hat keinen begründeten Verdacht ergeben, dass mit dem 
Auffinden von Bombenblindgängern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse über eine 
mögliche Munitionsbelastung dieser Fläche nicht vorliegen, ist eine systematische Flächen-
absuche nicht erforderlich. 
 
Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch 
ein kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, bitte ich Sie, den Kampf-
mittelräumdienst unverzüglich zu verständigen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag  
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Regierungspräsidium Kassel 

 

Wir sind telefonisch mo. - do. von 08:00 - 16:30 Uhr und fr. von 08:00 - 15:00 Uhr ständig erreichbar. Besuche bitte 

möglichst mo. - do. in der Zeit von 09:00 - 12:00 Uhr und von 13:30 - 15:30 Uhr, fr. von 09:00 - 12:00 Uhr, 

oder nach tel. Vereinbarung. 

Postanschrift: Am Alten Stadtschloss 1 34117 Kassel Vermittlung 0561 106-0. 
Das Dienstgebäude Am Alten Stadtschloss 1 ist mit den Straßenbahnlinien 3, 4, 6, 7 und 8 sowie verschiedenen 
Buslinien (Haltestelle Altmarkt/Regierungspräsidium) zu erreichen. 

Regierungspräsidium Kassel 34112 Kassel 

 

Planungsbüro Bioline GbR 

Orketalstraße 9 

35104 Lichtenfels 

 

 

nur per E-Mail: 

beteiligung@planungsbuero-bioline.de 

Geschäftszeichen 0030-31.1-200d635-00004#2026-00001 
Dokument-Nr. 0030-2026-120298 
Bearbeitung 
Durchwahl 
Fax 
E-Mail 
Internet www.rp-kassel.hessen.de 
Ihr Zeichen  
Ihre Nachricht  

Besuchsanschrift Am Alten Stadtschloss 1, Kassel 

Datum 24.04.2026 

Bauleitplanung der Stadt Bad Wildungen,  

Aufstellung des Bebauungsplan Nr. 20.1.1. „Schule“ (Änderung) und 9. Änderung 

des Flächennutzungsplanes 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Stellen, die Träger öffentlicher 

Belange sind, gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

Sehr geehrter Herr  

bezugnehmend auf die o.g. Beteiligung übersende ich meine Stellungnahme für den 

Fachbereich „Altlasten, Bodenschutz“: 

Aus Sicht der von mir zu vertretende Belange bestehen keine Bedenken gegen die 

Planvorhaben. 

Seitens des Fachbereichs „Grundwasserschutz, Wasserversorgung“ meines 

Dezernates ergeht zudem folgender Hinweis: 

Aufgrund von personellen Ausfällen kann derzeit keine Stellungnahme abgegeben 

werden.  

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Dieses Dokument habe ich in der Hessischen eDokumentenverwaltung elektronisch schlussgezeichnet. 

Es ist deshalb auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gültig. 
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LANDKREIS

WALDECK
FRANKENBERG

Landkreis Waldeck-Frankenberg • FD 6.3 • Auf Lülingskreuz 60 • 34497 Korbach

Planungsbüro Bio line

Ausschließlich per E-Mail:
beteiligung@planungsbuero-bioline.de

DER KREISAUSSCHUSS

»ACHDIENSTLÄNDLICHER RAUM

Auf Lülingskreuz 60, 34497 Korbach

(E-Mail-Adresse für formlose Mitteilungen)

www.1andkre4-wa1deck-frankenberg.de

I hr Zeichen:
Unser Zeichen: 260330-01

Termine nur nach Vereinbarung

Korbach, 24. April 2026

Bauleitplanung der Stadt Bad Wildungen
9. Änderung des Flächennutzungsplans und
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 20.1.1. "Schute"  (Änderung)
hier: Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB

Ihr Schreiben per E-Mail vom 30.03.2026

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns für die Übersendung der Planunterlagen.
Von der o. g. Bauleitplanung ist eine ca. 8.500m2 große Fläche betroffen, die derzeit als
Dauergrünland bewirtschaftet wird. Diese wird der heimischen Landwirtschaft dauerhaft verloren
gehen.
Bedingt durch die räumliche Vorbelastung in dem Gebiet und die Darstellung im
Flächennutzungsplan konnte hinreichend begründet werden, dass diese die beste
Planungsalternative ist, um die städtebaulichen Entwicklungsziele der Stadt Bad wildungen
umzusetzen.
Unter öffentlichen landwirtschaftlichen Gesichtspunkten bestehen deshalb keine Einwände gegen
die vorliegende Bauleitplanung.

Mit freundlichen Grüßen

Konten der Kreiskasse Korbach:

Gläubiger ID:
Sparkasse Waldeck-Frankenberg Postbank in Frankfurt (Main) DE14ZZZ00000035607
IBAN: DE54 5235 0005 0000 0088 05 IBAN: DE12 5001 0060 0069 6996 06 USt-ld Nr.:
BIC: HELADEF1KOR BIC: PBNKDEFFXXX DE 113 057 900

,.... e"rdlieltvorikdol e Arbeffigeber
,nd lieseen 0

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ ,
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Hausanschrift 

Nationalparkamt 

Kellerwald-Edersee 
Laustraße 8 
34537 Bad Wildungen 

Kontakt 

Telefon: 05621/9040-0 

Telefax:  05621/9040-119 
info@nationalpark.hessen.de 
www.nationalpark-kellerwald-edersee.de 

Bankverbindung 

HCC HForst 

Helaba 
IBAN: DE77500500000001002369 
BIC: HELADEFFXXX 

USt-Id-Nr. DE320641020 

 Leitung 

Manuel Schweiger 

 
 

 

Nationalparkamt Kellerwald-Edersee 
 

  

Nationalpark Kellerwald-Edersee ● Laustraße 8 ● 34537 Bad Wildungen   

Aktenzeichen U1-02 

Planungsbüro BIOline 

Orketalstraße 9 

35104 Lichtenfels 
 

beteiligung@planungsbuero-bioline.de 

Bearbeiter/in 

Durchwahl 

E-Mail 

Fax -119 

Ihr Zeichen  

Ihre Nachricht vom 30.03.2026 

Datum Dienstag, 31. März 2026 

 

 

Bauleitplanverfahren der Stadt Bad Wildungen 
9. Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
20.1.1. "Schule" (Änderung  
Hier: Mitteilung über die Möglichkeit zur Beteiligung nach § 4 (1) BauGB 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 
wir bedanken uns für die Einbindung in die Bauleitplanung der Stadt Bad Wildungen. 
 
In unserer Funktion als Träger öffentlicher Belange geben wir gemäß § 13 Abs. 2 Nationalpark-
Verordnung vom 28.09.2020 (GVBl. Nr. 50, S. 665-673 v. 07.10.2020) folgende Stellungnahme zu 
Ihrem Planvorhaben ab: 
 
Gegen das dargestellte Vorhaben 9. Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 20.1.1. "Schule" erheben wir keine Bedenken. 
Die Schutz- und Bildungsziele sowie die Verkehrs- und Besucherlenkung gemäß Nationalpark-
Verordnung und Nationalparkplan sind nicht direkt von dem genannten Bauleitplanverfahren 
betroffen. 
 
Die umweltbezogenen Belange werden von der Unteren Naturschutzbehörde (UNB) des Landkreises 
Waldeck-Frankenberg geprüft.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag  
 

Abteilung Naturschutz, Forschung & Planung (UNB) 
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Regierungspräsidium Kassel 

 

Wir sind telefonisch mo. - do. von 08:00 - 16:30 Uhr und fr. von 08:00 - 15:00 Uhr ständig erreichbar. Besuche bitte 

möglichst mo. - do. in der Zeit von 09:00 - 12:00 Uhr und von 13:30 - 15:30 Uhr, fr. von 09:00 - 12:00 Uhr, 

oder nach tel. Vereinbarung. 

Postanschrift: Am Alten Stadtschloss 1 34117 Kassel Vermittlung 0561 106-0. 
Das Dienstgebäude Am Alten Stadtschloss 1 ist mit den Straßenbahnlinien 3, 4, 6, 7 und 8 sowie verschiedenen Bus-
linien (Haltestelle Altmarkt/Regierungspräsidium) zu erreichen. 

Regierungspräsidium Kassel 34112 Kassel 

 
Magistrat der 
Stadt Bad Wildungen 
Am Markt 1 
 
34537 Bad Wildungen 

Geschäftszeichen 0030-21-093d20.05.04-00009#2026-
00001 

Dokument-Nr. 0030-2026-123482 
Internes AZ 23139/40 
Bearbeitung 
Durchwahl 
Fax  
E-Mail 
Internet www.rp-kassel.hessen.de 
Planungsbüro Bioline 
Ihre Nachricht 30.03.2026 

Besuchsanschrift Am Alten Stadtschloss 1, Kassel 

Datum 28.04.2026 

Bauleitplanung der Stadt Bad Wildungen; Stt. Bad Wildungen; 

9. Änderung des Flächennutzungsplanes; 

Änderung des Bebauungsplanes Nr. 20.1.1 „Schule“ 

Regionalplanerische Stellungnahme im Rahmen der 1. Beteiligung der Träger öffentli-

cher Belange gem. BauGB 

Mit der vorliegenden Bauleitplanung im Gesamtumfang von ca. 1,1 ha, sollen die pla-

nungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung und den Betrieb einer 

Förderschule mit Förderschwerpunkt Lernen und geistige Entwicklung im unmittelbaren 

Umfeld des bestehenden Schulstandortes im Süden der Kernstadt geschaffen werden. 

Der Bereich des Plangebietes ist bereits seit 2009 beplant - im rechtskräftigen Bebau-

ungsplan Nr. 20.1 „Ense Stellplätze“ ist er als „Verkehrsfläche besonderer 

Zweckbestimmung (PKW-Stellplätze“ festgesetzt – wobei die Planung nie vollzogen 

wurde. Das Plangebiet soll nun den neuen städtebaulichen Entwicklungszielen ange-

passt werden und entsprechend als „Fläche für den Gemeinbedarf mit 

Zweckbestimmung Schule“ festgesetzt werden. 

Im Regionalplan Nordhessen 2009 ist das Plangebiet überwiegend als Vorranggebiet 

für Landwirtschaft festgelegt, der Rest als Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft. Die Pla-

nung stellt jedoch keinen Verstoß gegen landwirtschaftliche Zielfestlegungen des 

Regionalplans dar, da der Bereich bereits bauleitplanerisch gesichert und als Stellplatz-

fläche festgesetzt ist. Die avisierte Änderung der rechtskräftigen Festsetzung als 

Stellplatzfläche ist somit nicht als Zielverstoß zu werten. 
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Gegenüber der vorliegenden Planung werden keine regionalplanerischen Bedenken 

geltend gemacht. 

 

Diese Stellungnahme berührt keine Entscheidungen nach anderen Rechtsvorschriften. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Dieses Dokument habe ich in der Hessischen eDokumentenverwaltung elektronisch schlussgezeichnet. 

Es ist deshalb auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gültig. 
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Regierungspräsidium Kassel  
Abteilung Umweltschutz 

 
Dezernat 31.3 
Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz 
 

 

Wir sind telefonisch mo. - do. von 08:00 - 16:30 Uhr und fr. von 08:00 - 15:00 Uhr ständig erreichbar. Besuche bitte 

möglichst mo. - do. in der Zeit von 09:00 - 12:00 Uhr und von 13:30 - 15:30 Uhr, fr. von 09:00 - 12:00 Uhr, 

oder nach tel. Vereinbarung. 

Postanschrift: Am Alten Stadtschloss 1 34117 Kassel Vermittlung 0561 106-0. 
Das Dienstgebäude Steinweg 6 ist mit den Straßenbahnlinien 0, 3, 4, 6, 7 und 8 (Haltestelle Altmarkt), 
den RegioTrams 1 und 4 (Haltestelle Altmarkt) sowie verschiedenen Buslinien zu erreichen. 

 

 
   

 
Regierungspräsidium Kassel  34112 Kassel 
 

  

  
Magistrat der 
Stadt Bad Wildungen 
Am Markt 1 
34537 Bad Wildungen 

Geschäftszeichen 0030-31.3-061d01.02.04-
00007#2026-00001 

Dokument-Nr. 0030-2026-094082 
Bearbeiter/in 
Durchwahl 
E-Mail 
Internet www.rp-kassel.hessen.de 
Ihr Zeichen       
Ihre Nachricht       

Besuchsanschrift Am Alten Stadtschloss 1, Kassel 

Datum 28.04.2026 
 

 
Beteiligung der Abteilung Umweltschutz Kassel als Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 (1) Baugesetzbuch (BauGB); 
Bauleitplanung der Stadt Bad Wildungen, Landkreis Waldeck-Frankenberg 
 9. Änderung des Flächennutzungsplanes und 
 Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 20.1.1 „Schule“ (Änderung) 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
gegen die o. a. Bauleitplanung der Stadt Bad Wildungen bestehen hinsichtlich der durch das De-
zernat „Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz“ zu vertretenden Belange keine Bedenken. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

 
 
Dieses Dokument habe ich in der Hessischen eDokumentenverwaltung elektronisch schlussgezeichnet. Es ist deshalb 
auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gültig. 

___ 
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